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7. Plenarsltzung des Landtages von Rheinland-Pfalz 
am 2. Oktober 1963 

Die Sitzung wird um 9.46 Uhr durch Vizepräsident 
Rothley erö!!net. 

Vizep.-äsident Rothley; 

Die 7. Sitzung des Landtages von Rheinland-Pfalz ist 
eröffnet. Beisitzer der heutigen Sitzung sind die Herren 
Abgeordneten Diehl und Adam.z.yk. Die Rednerliste 
führt der Abgeordnete Diehl. Entschuldigt fehlen die 
Herren Abgeordneten Dr. Völker, Schuster, Schmurr 
und Dr. Ludwig. 

Als Gasthörer begrüßen wir heute zwei Abschlußklas­
sen der Realschule Waldfischbach mit Lehrkräiten 
sowie den Verband der Katholischen Lehrerschaft Neu­
wied. 

Die Tageso.rdnung der heutigen Sitzung wird erweitert. 
um einen Punkt 6: 

Zweite und dritte Be.-atung elnes Dritten Landes­
gesetzes zur Änderung des Landesbesold ungs­

gesetzes 

- Drucksache II/53 -

Er erhebt sich kein Widerspruch. - Dann ist so be­
schlossen. 

Ich darf weiter darauf hinweisen, daß die 8. Sitzung, 
die am 9. Oktober 1963 stattfinden wird, um zwei 
Tagesordnungspunkte erweitert werden soll, nämlich 
um die Beantwortung der 

Großen Anf.-age de.- Fraktion der SPD betr. Be­
l"eitstcllung von Mitteln zur Föroerung des 

Schulbaues 

- Drucksache II/55 -
und die 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. Ein­
führung eines dritten Fernsehprogramms 

- Drucksache II/54 -

(Abg. Völker: Aber nicht am 8. Oktober, 
sondern am 9. Oktober!) 

- In der 8. Sitzung am 9. Oktober. 

(Abg. Dr. Kohl: Das hat der Herr Präsident auch 
gesagtl) 

Ich l'Ufe au! den Punkt 1 der Tagesordnung: 

Endgültlge Wahl des Landtagspräsidenten und 
der Stellvertreter gemltß § 2 Abs. 1 Satz 2 der 

Geschäftsordnung des Landtags 

Meine Damen und Herren! Nach unserer Geschäftsord­
nung hat das Hohe Haus in der 6. Sitzung die end­
gültige Wahl des Präsidenten vorzunehmen. Wenn die 
endgültige Wahl heute erfolgt, so gilt sie für die Dauer 
der gesamten Legislaturperiode. 

Wer dafür ist, daß Herr Van Volxem als Präsident 
des Hohen Hauses weiter im Amt bleiben soll, und die 
Wahl, die bereits in der ersten kons tituierenden Sitzung 

vorgenommen wurde, bestätigt, den dar! ich um das 
Handzeichen bitten. - Die Gegenprobe! - Stimmenthal­
tung! - Ich stelle Einstimmigkeit fest bei Stimmenthal­
tung des Herrn Präsidenten Van Volxem. Ich darf ihn 
bitten, das Präsidium zu übernehmen. 

(Lebhafter Bei!all des Hauses!) 

Präsident Van Volxem: 

Meine Damen und Herren! Ich danke Ihnen für <lie 
Bestätigung in diesem Amt. Wh- fahren in der Behand­
lung des Punktes l unserer Tagesordnung fort: 

Bestätigung des ersten Vizepräsidenten, und zwar des 
Herrn Abgeordneten Rothley. Wer für diese Bestäti­
gung ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Ge­
genprobe! - Stimmenthaltung! - Bei Stimmenthaltung 
des Abgeordneten Rothley einstimmig angenommen. 

(Beifall des Hauses.) 

Wir kommen zur Bestätigung des zweiten Vizepräsi­
denten, des Herrn Abgeordneten Piedmont. Wer dafür 
ist, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegen­
probe! - Stimmenthaltung! - Bei Stimmenthaltung des 
Herrn Abgeordneten Piedmont einstimmig angenom­
men! -

(Beifall des Hauses.) 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fl'aktlon de.- CDU betreffend 
Maßnahmen zur Beseitigung des Lehrermangels 

- Drucksache II/16 -

Das Wort zur Begründung hat Herr Abgeordnetel' 
Schwarz (CDU). 

A bg. Schwarz: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Am 20. Juni hat meine Fraktion eine Große An­
frage eingebracht, in der die Landesregierung gebeten 
wird, Maßnahmen, die zur Beseitigung des Lehrer­
mangels führen sollen, einzuleiten. Über die Tatsache 
haben wir in diesem Hohen Hause bereits bei mehreren 
Gelegenheiten - vor allen Dingen bei den Etatberatun­
gen - gesprochen. Wir haben hier ein Problem vor uns, das 
zu einem politischen Problem besonderer Größenord­
nung geworden ist. Insbesondere die Veröffentlichung 
der Untersuchungen der Herren Doktoren Pröbsting im 
vergangenen Jahr hat dieser Frage eine sehr breite 
Publizität und öffentliche Diskussionen gebracht. Ich 
meine, damit wird deutlich, daß die Frage des Lehrer­
mangels nicht mehr allein die Frage eines Berufsstan­
des ist, sondern daß damit eine Frage angesprochen 
ist, die in weiten Kreisen der politischen Öffentlich­
keit und allgemeinen Öffentlichkeit diskutiert wird. Es 
zeigt auch, daß die internen Probleme der Volksschule 
heute nicht mehr nur Angelegenheit der Volksschule 
selbst oder des Volksschullehrerstandes sind, sondern 
es zeigt, daß die Diskussion um die Bildungsfragen und 
Volksschulen heute erfreulicherweise einen sehr breiten 
Raum einnimmt. Wir müssen uns bei dieser Frage 
darüber im klaren sein, daß der Lebensweg jedes ein­
zelnen Menschen in der modernen Gesellschaft heute 
mehr als je zuvor entschieden und mitgeprägt wird von 
der Frage: Wie sind die Bildungsmöglichkeiten, insbe­
sondere des jungen Menschen, heute? Während die 
ständische Gesellschaft die Aufstiegschancen und - mög-
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lichkeiten des Menschen aus anderen Quellen als nur 
den Bildungsmöglichkeiten schöpfte und nicht nur ab­
hängig machte von der Begabung und Intelligenz des 
jungen Menschen, sondern andere Faktoren Vorrang 
hatten, so hat sich das heute wesentlich verändert. 
Grundlage aller zukünftigen Entwicklungen für den 
jungen Menschen ist und bleibt die Volksschule. Gerade 
daher ist es notwendig, daß wir uns bemühen, auch die 
internen Probleme der Volksschule, in der die Frage 
des Lehrermangels einen besonderen Platz hat, zu dis­
kut.iei·en und Möglichkeiten und Wege aufruzeigen 
oder zu suchen, um diesem Mangel Herr zu werden. 

·wie sieht es nun insgesamt im Lehrerstand in unserem 
Lande aus? Wie sieht es aus an der höheren Sehn)!~, 
Re11lsc:hule, Berufsschule und insbesondere natürlich 
an der Volksschule? Wir wissen, daß an der höhel'en 
Schule ein akuter Lehrermangel im Augenblick nicht 
besteht. In der letzten J.egisl<1.t.urperiode haben wir 
das Realschulgesetz verabschiedet. Unsere Realst'hulen 
wollen wir in unserem Lande stärker ausbauen, das 
heißt, daß wir auch in der Lage sein müssen, in aus­
reichendem Maße Lehrer für die Realschulen zur Ver­
fügung zu stellen. Die Frage, die sich stellt, ist die: 
Werden wir in der Zukunft diese Lehrer haben? Was 
gedenkt die Landesregierung zu tun, die notwendigen 
Lehrerpersönlichkeiten zur Verfügung zu stellen'! Wir 
haben in der vergangenen Legislaturperiode aut'h das 
Bernfsschulgesetz verabst'hiedet und eine Reihe kom­
munaler Berufsschulen auf das Land übernommen. und 
haben damit die Verpflichtung, auch für den Lehr­
körper an diesen Berufsschulen zu sorgen. Wir wis­
sen, daß durch die starken Geburtenjahrgänge mehr 
Jugendliche in <las Berufsleben eintreten und sich hier 
ebenfalls ein Lehrermangel für die Zukunft abze ichnet. 
Frage : Wie ist die Situation, wie sieht es aus? Das 
Schwergewicht um die Frage des Lehrermangels liegt 
zweifellos bei der Volksschule. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! kh meine, 
wir ~o!lten nicht verkennen, daß die Voiksschule in 
ihrem Au:;ehen allgemein nicht so hoch steht, wie sie 
es von der Sache und Aufgabe her, die sie zu erfüllen 
hat, verdient. Wenn wir Erwachsenen an unsere eigene 
Vulksschulzeit zurückdenken, dann haben wir vielleicht 
innerlich mittlerweile die eine oder andere Mis~etat 

unserem Volksschullehrer gegenüber bereut, die wir 
damals in einer kindhaften Art begangen haben. Ich 
meine, daß vielleicht das zum Teil geringe Ansehen 
der Volk~schule auch mit eigenen Reminiszenzen zu 
tun hat. Wenn wir vom Lehrermangel sprechen, stellt 
sich für uns die Frage: Wie weit sind wir hier im Par­
lament, die wir im politischen Bereirhe verantwortlich 
sind, bereit, für die Volksschule etwas zu tun, auch 
bereit, das Ansehen der Volksschule allgemein un<i 
das des Lehrerstandes im besonderen mit zu heben? 

(Beifall bei der CDU.) 

leb glaube, das ist eine Frage, die im direkten Zu­
~.i1nrnt't1h<ing ~teht mit dem Problem, an deren Lösung 
wir alle mitarbeiten müssen. Wir werden im Laufe 
dieser Legis laturperiode noch sehr oft Gelegenheit ha­
ben, un.q ül>er die organisatorische Form der Volks­
schule zu unterhalten. Wir wissen, daß ein Berg von 
Pr<>blemen, nicht nur in unserem Lande Rheinland­
Pfalz, sondern allgemein in der Bundesrepublik, vor 
um; steht. Die Volksschule beruht heute auf einer Ba­
~is, die vor Jahrzehnten gelegt worden ist, die nicht 
dem Rechnung trägt, wie die gesellschaftliche und wirt­
st:hc1Itliche Entwicklung bis heute vor sich gegangen ist. 
Das heißt, wir werden gezwungen sein, äußerliche 
Veränderungen im Rahmen der uns aufgegebenen ver­
fassungs1·echtlichen Bestimmungen bzw. der uns zur 

Verfügung stehenden gesetzlichen Möglichekiten vorzu­
nehmen. l'~s wird insbesondere Aufgabe des Kultus­
ministeriums sein, in Zusammenarbeit mii den Verbän­
den und der Volksschullehrerschaft, eine innere Reform 
der Volksschule durchzuführen, um ~ie zu \'erbessern. 
Wir sollten auch ganz deutlich sehen, daß der Gesamt­
charakter der Volksschule sich durch die völlig ver­
änderte Gesellschaft, in der wir heute leben, im Ver­
gleich zu der vor 50 oder 60 Jahren geändert hat. Da­
mals stellte die Familie einen noch viel entscheiden­
deren Erziehungsfaktor dar, als das heute weitgehend 
der Fall ist. Wir sehen ganz deutlich, daß die heutige 
Gesellschaft der Volksschule auf dem Erziehungssektor 
Aufgaben zuschiebt, die vor J<ihrzehnten von der 
Volksschule in diesem Maße nicht erfüllt WPr<len muß­
ten. Das heißt, die Gesamtaufgabp des Volks~chulleh­
rers oder der Scll.ule selbst ist et·heolich schwit>riger 
geworden als vor Jahrzehnten. Wir müssen rliese Tat­
sache sehen und Ihr Rechnung trn.gen, indem wir ver­
suchen, aus der schwierigen Situation heute die Konse­
quenzen zu ziehen und Veränderungen auch in der 
Lehrerbildung vorzunehmen. Wenn die Situation in 
der Volksschule schwieriger geworden ist, dann muß 

•mit einer verbesserten Ausbildung dem Problem zu 
Leibe gerückt werden. 

(Beifall bei der CDU.) 

Verbesserte Ausbildung der Volksschullehrer heißt - ich 
glaube, das ist seitens der T.anclesr<>gierung, des Kul­
tusministers und der CDU-Fraktion oft genug betont 
worden - : hochschu1mäßige Ausbildung. 

{Heiterkeit bei der SPD.) 

- Wir sollten das ganz nüchtern sehen, und ich verstehe 
Ihr Gelächter nicht. 

(Zurufe bei der SPD: Doch, doch! - Abg. Fuchs: 
i.~eil die Erkenntnis viel zu spät kommtJ Herr 
Kollege Schwarz! Sie müssen skh eilen, da ß Sie 

den Anst'hluß kriegen!) 

- Das Ist doch etwas. was die Landesregierung und 
die Christlich-Demokratische Union in diesem Hause 
bisher praktiziert hat. 

(ALg. Dr. Kohl: Jawohl! - Beifall bei der CDU.) 

Ich komme nachher noch einmal auf die Soziaktl'mo­
kratische Partei speziell zurück. 

(Abg. Dr. Kohl [zur SPD gewandt]: Seit 15 Jah­
ren kommen Sie zu spät! - Abg. Fuchs: Sie neh­
men uns nicht übel, wenn wir wenigstens neun 

Monate noch zurückdenken!) 

- Tue ich ja gar nicht, ich nehme Thnen gar nichts übel, 
Herr Kollege Fuchs. 

(Abg. Dr. Kohl: Sie müssen 15 Jahre 
zurückdenken ! ) 

Eines müssen wir ganz klar sehen: Hochschulmäßige 
Ausbildun~ heißt: Hochschulreife. Das ist das Problem, 
das wir zu beachten haben, wenn wir von der B~geiti­
gung des Lehrermangels sprechen. 

Ich bitte gerade die sozialdemokratische Fraktion die­
ses Hauses, jetzt aufmerksam zuzuhören. 

(Abg. König: Das machen wir immer1 -
Heiterkeit im Hause.) 

- Sehr nett, Herr König! Ich danke Ihnen. 

Jch meine, wir sollten uns über eines im klaren sein. 
Wir müssen ganz nüchtern die Fakten sehen, die sich 
aus der Situation unseres Volkes - nicht nur in Rhein­
land-Pfalz, sondern überhaupt in der Bundesrepublik -
für uns ergeben. 
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Es steht ft.!sl, daß wir im Augenblick - seit 1961 bis 
zum Juhre HJ65 - verminderte Abiturientenzahlen aus 
unseren Gymnasien erhalten. Das ist ein Tatbi::slan<i, 
der von keiner politischen oder sonstigen Gruppe hin­
wcgdiskuliert \>,:erden kann; das ist einfach die Konse­
qucm: des K1·ieges und der Nachkriegszeit. Es steht 
durül>er hinaus fest, daß außer der Volksschullehrer­
schaft auch noch andere für unsere Gesellscha(t drin­
~end nQt wendige Berufe des Abiturienten bedürfen, 
und das ebenfalls in verstärktem Ausmuße. Dennoch 
müssen wir in dieser Situation, in der wir zahlen­
miil3Jg genau wissen, was - au! Grund einer Entwick­
lung, die weder von der Lundesregierung hier in Rhein­
lund-P!ulz noch von einer Landesregierung in einem 
anderen Bundesland> \VCdct· von einer Purtci in d~tJscm 
Hohen Hause noch von einer Partei in einem a1,de1·en 
Hohen Hause der ßundesrepublik zu verantworten is t -
uuf uns zukommt, versuchen, mehr junge Menschen 
zur Püdagogischen Hochschule zu bringen. - ein Pro­
blem, cfos, so dargestellt, fast unlösbar er::;cheint; und 
wir sollten <.las auch ganz nüchtern und klar ausspre· 
d1\.'n. 

Es ist über!lilssig, hier im einzelnen die Gründe auf­
:t.u?.cigcn, die zum Lehrermangel geführt haben. Eine 
llemcrku11g nur: Die Dezimierung der heute tätigen 
Schicht des männlichen Geschlechts durch die Kriegs­
;wit M gerade im Volksschulbereich, übe1·baupt im püd­
:igogischen Bereich sehr stark und hier noch viel stär­
ker spürbur als etwa in der Industrie, wo über maschi­
nelle Hilfen das eine oder andere doch aufgefangen 
werden konnte. Das ist die Situation, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, vor der wir stehen. 

Ich gl:iubc, daß, wenn wir an der hochschulmi.ißigen 
Ausbildung in die Zukunft hinein festhalten - und dies 
~ollten wit' tatsüchlich tun -, wir dann auch überlegen 
1i-1ÜS8Cn: Wie können wir auch die Pädagogische Hoch­
schule selbst, die unserer Vorstellung nach immer eine 
Jluchschulc eigener Art sein wird, attraktiver machen 
für junge Menschen, die bereit sind, sich hier für den 
Lehn.!rb\.'rui ausbilden zu lassen? 

JJie CDU wird prü!cn und kann sich vorstellen, daß 
bei einer entsprechenden Studentenzahl, bei einer 
cntspl'(.'(•hendcn Gl'Üße des Dozentenkollegiums und bei 
einer entsprc(•henden wissenschaftlichen Qualifikation 
der Doz(•nten <tn den Pädagogischen Hochschulen die 
Frage der Rektoratsvcrfassung auch für die Pädago­
gischen Hochschulen ebenfalls in diesem Hohen Hause 
rli~kulierl werden kann. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir sugen da.s bewußt in diesem Augenblick, um noch­
tn<tls zu unterst1·eichen, daß die Christlich-Demokra­
tische Union Rheinlund-Pfalz an der hochschulmäßigen 
Ausbildung des Volksschullehrers festhalten will; und 
ich sage das jetzt, nachdem ich vorher darauf hinge­
wiesen zu haben glaube, vor welchem Problem wir 
b~utc stehen. Vlir stehen in einer ?v1:angeisitualion aucl1 
bezüglich des Nachwuchses an den Pädagogischen Hoch­
schulen - ein Problem. das zunächst nicht lösbar er­
::(·heint. 

(Unruhe und Widerspruch bei der SPD.) 

l>c~lwlb fru~cn wir die Landesregierung: Wie sieht es 
im Augenblick, konkret mit Zahlen belegt, im Lande 
Rh<'inlund-Pfalz aus? Wie wird es nach den Ermilt·· 
l1111g~~n der Landesregierung im Juhre 1970 ;1ussehen, 
w<'il durch gcbul'tcns tarke Jahrgänge, durch Vcrminde­
n111~ der Klussenfrcqucnzen, durch das neunte Schul­
.iahr· und durch den Ausbau der Oberstufe unserer 
Volkssdiule erhebliche zusätzliche Belastungen erwcich­
~l·n? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn w ir 
nun davon ausgehen, was ich einleitend sagte, daß wir 
eine von niemandem in diesem Hause zu verantwor­
tende Verringerung der Abiturientenzahl auf uns zu­
kommen sehen und andererseits wissen, daß wir uns 
einem stärkeren Bedarf gegenübersehen, kann es gar 
keine Frage sein, daß, wer wirklich den Lehr\.'rmangel 
beseitigen will, ja sagen muß zu Sondermaßnahn1ct1, 
um des Problems Herr zu werden. 

Eine Bemerkung vorweg; Die christlich-demokratische 
Fraktion dieses Hauses hat sieh ge~tern erneut dage­
gen ausgesprochen, den „pi.idagogischen Volkssturm" 
zu mobilisieren. Wir halten an u11:serer Au!!a:;sung fe:;t, 
weil wir glauben, daß diese Teilerfolge, die mc.iglichcr­
weise zu erzielen sind, keine endgültige Lösung brin­
gen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir sind aber der Meinung, daß Sondermal3nahnicn 
notwendig sind - immer unter Berücksichtigung des­
sen, was ich vorher gesagt h:ibc. Wir sagen desh:..ilb zu 
den vom Kultusministerium in der Vergangenhl!il ein­
geleiteten Sondermaßnahmen ja. Wir sagen insbeson­
dere ja zum Zweiten Bildungsweg, wie er im Speycrer 
Institut praktiziert worden ist, und wünschen lind hof­
Cen, daß in absehbarer Zeit ein weiteres Institut des 
Zweiten Bildungsweges im Nordteil des Landes Hhein-
1:..tnd-Pfalz errichtet wird. Wil' sagen ebenso ja zu den 
Sonderklassen an den Gymnasien als Zubringer zu 
den Pädagogischen Hochschulen und huben auch den 
Eindruck, daß die fünfjährigen Aufbauzüge, die in 
Daun und Speyer eingerichtet worden sind, eine Mög­
lichkeit bieten, rnitzuhel!en, den Lehrermangel zu be­
seitigen. 

Damit ~ind wir bei einem weiteren Prvblem, dem Pro­
blem der Fakultätsrei!e. Ich betone noch einmal: wir 
sagen ja zur hochschulmäßigen Ausbildung ; wir sagen 
ja zum Abitur. Nur wissen wir, daß dus Vollabitur, die 
volle Hochschulreife allein nicht aus reicht, unseres 
Problems Herr zu werden. Ich glaube, entscheidend ist, 
daß wir die Fakultätsreife einmal in das rechte Lidlt 
setzen. Wir sollten hier sehen, daß aud1 an der wissen­
schaftlichen Hochschule, der allgemeinen Universität, 
heute eine Anzahl von Studenten mit F<Jkultiitsreife 
sind. und daß es keine Abwertung der Pädagogischen 
Hochschule bedeutet, wenn uus der besonderen Situa­
tion, in der wir uns heute befinden, die Fakultätsrei!c 
den Zugang zur Pädagogischen Hochschule mit eröffnet. 
Ich sage das ganz besonders in Richtung auf die maß­
gebenden Verbände: sie mögen doch ernsthaft das Ge­
samtproblem prüfen und abwägen, wie\veit Wider­
stand um jeden Preis zu dieser oder jener Maßnahme 
von der Sache her vertretbar ist, weil wir diese ge­
meinsam behandeln müssen. 

Neben diesen langfristigen Sondermaßnahmen kön­
nen wir uns vorstellen - ic.h möchte die L andes regie­
rung fragen. wie sie dazu steht - , daß kurzfris tige Ent­
lastungen möglich sind. Wir haben in einem Land den 
Technischen Lehrer au! sehr breiter Basis eingeführt. 
Auch das braucht natürlich wieder seine Zeit. Und den­
noch lassen Sie mich an einem Beispiel sagen, was uns 
mit verschwebt. 

Wir haben in unserem Lande einen sehr prominenten 
Sportler gehabt, der eine normale handwerkliche Be­
rufsausbildung erfahren, es im Turnen zu großen Lei­
stungen gebracht, die Sportschule besucht und nach 
einem Jahr mit Erfolg absolviert hat. Wir können uns 
vorstellen, daß solche Leute nach Absolvierung eines 
Sonderkurses an den Pädagogischen Hoch~chulen in der 
La ge wären, im Sport Unterricht zu erteilen, ju sogar 
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besser dazu in der Lage wären, als es der eine oder 
andere Volksschullehrer allein von der körperlichen 
Konstitution her vermag. 

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall im Hause.) 

Wir h alt'7'n es auch für denkbar, daß etwa Leute, die 
die Musikhochschule besucht und heute als Organisten, 
als Musiker einen hohen Ruf haben, ebenfalls nach Be­
such eines entsprechenden Sonderkurses an den Päd­
agogischen Hochschulen durchaus befähigt wären, in 
dem ihnen zugeordneten Fach auch in der Volksschule, 
insbesondere an größeren Systemen, zu unterrichten ; 
und wir glauben, daß gerade in den Städten an großen 
Systemen damit eine konkrete kurzfristige Entlastung 
1.u erreichen sei. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir fragen die Landesregierung, ob sie bereit ist, sol­
chen Überlegungen zu folgen, und ob sie bereit ist, 
auch auf diesem Wege mitzuhelfen, Möglichkeiten zu 
eröffnen, den Lehrermangel zu entspannen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine weitere 
Frage, die für uns eine Rolle spielt, ist: Wieweit sieht 
s ich die Landesregierung in der Lage, für den Volks­
schullehrerberui zu werben? Wir haben ja heute die 
Berufswerbung auf sehr breiter Basis; etwa bei der 
Bundesbahn. Alle diejenigen Kolleginnen und Kolle­
gen, die mit der Bahn nach Mainz anreisen, sehen ja 
immer wieder entsprechende Werbeplakate auf dem 
Bahnhofsgelände aushängen; „Sicher bei der Bundes­
bahn" oder ähnlich lautet ein solcher Slogan. Icl1 meine, 
daß der Benll des Volkschullehrers von der Aufgabe 
her ein so schöner Beruf ist, daß hier sicherlich die 
Möglichkeit besteht, zusätzlich etwas zu tun, um tat­
sächlich noch den einen oder anderen für den Volks­
schullehrerberuf zu gewinnen und auch auf diese Weise 
weitere Zugänge zu unseren Pädagogischen Hochschu­
len - unter den Voraussetzungen, die idJ. vorher ge­
nannt habe - zu erreichen. 

Ich meine auch, daß die Schulentwicklung im Lande 
Rheinland-Pfa lz Anlaß dazu gibt, zu werben. Wenn ich 
mir überlege, wie viele schöne Schulen wir in Rhein­
land-Pfalz gebaut haben, kann ich mir vorstellen. daß 
es für den einen oder anderen jungen Menschen eine 
angenehme Aufgabe ist, einen solchen Arbeitsplatz zu 
haben, um dort die Aufgabe zu ertüllen, die in der 
Volksschule als Erziehungsaufgabe notwendig ist. 

Meine Damen und Herren, insbesondere die Herren 
von der SPD, lassen Sie mich zusammenfassen! 

(Unruhe bei der SPD. - Abg. Fuchs: Na, nal -
Zurufe von der SPD: Wir haben auch Damen!) 

- Entschuldigung, meine Damen und Herren von der 
SPD. Die Ma ngelsituation im Lehrerberuf läßt Mög­
lichkeiten zu politischen Spekulationen offen. 

(Abg. FudJ.s: Das merkt man bei Ihnen, Herr 
Kollege!) 

- Herr Kollege Fuchs, so sollte man das nicht sagen. 
Nehmen Sie mir doch ab, daß ich hier soviel - -

(Abg. Fuchs : Sie haben doch uns angesprochen!) 

- Moment, ich sprach nur von der Möglichkeit. 

(Abg. FudJ.s: So habe ich Sie auch verstanden: 
„von der Möglichkeit"!) 

!nteressant ist, daß die Grenze in diesen Fragen heute 
in der Bundesrepublik nidJ.t mehr zwischen der CDU, 

der SPD oder der FDP verläuft, sondern eigentlich 
zwischen Regierung und Opposition je nach der Posi­
tion in den verschiedenen Ländern. 

(Abg. Fuchs: Das ist ein Irrtum! - Abg. Dr. Kohl: 
Genauso ist es!) 

kh glaube, daß es so ist; denn manche Maßnahmen, 
die im Nachbarlande Hessen vom dortige n Kultusmini­
ster durchgeführt worden sind, sind von meiner Partei 
im hessischen Landtag sehr heftig kritisiert worden. 

(Abg. Dr. Kohl: Und von den Lehrerverbänden !) 

Auch von den Lehrerverbänden 1 

Ich bin überzeugt, wenn der Kultusminister Dr. Orth 
sie angefaßt hätte, hätten wir das ähnlkhe Bild in die­
sem Hause gehabt, daß Sie sie kritisiert und wir - mit 
umgekehrten Vorzeichen ~ zu unserem Kultusminister 
gestanden hätten, und zwar nicht als CDU und SPD. 
sondern als Regierung und Opposition. 

(Abg. Dr. Skopp: Aber Herr Schwarz, das ist doch 
keine GlaubenssadJ.e. Sie sagten: „Ich glaube!" -

Heiterkeit bei der SPD.) 

Herr Kollege Dr. Skopp, ich werde in Zukunft ein­
mal ganz aufmerksam darauf achten, wie oft Sie in 
Ihrem Leben „Ich glaube" sagen , ohne von einer Glau­
benssache zu sprechen. 

(Abg. Dr. Skopp: Wollen wir nicht die Probe aurs 
Cxemvd ma ch„u '?) 

Ich meine nur, daß wir gerade an die~em Punkt doch 
der Versuchung nicht erliegen sollten, zu polemisieren. 

(Zuruf von der CDU [zur SPD-Fraktion]: Hängen 
Sie sich doch nicht auf! - Abg. Haehser : Wir 
hängen uns nicht auf! - Abg. Fuchs: Das stimmt! -
Abg. Haehser: Ihre Argument ation steht a uf 
schwachen Füßen! - Abg. Dr. Kohl [zum Abg. 
Haehser gewandt]: Ihre Zwischenrufe stehen auch 

auf schwachen Füßen !) 

Meine Damen und Herren! In diesem Hohen Hause 
stehen wir vor einer Aufgabe, die eine gemeinsame 
Verpflichtung ist für alle, die sich für die künftige 
Entwicklung der Schulen in unserem Lande verant­
wortlich fühlen. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Wenn wir von Gemeinsamkeit reden, dann sollten wir 
es gerade an einem Punkt tun, wo die Gemeinsamkeit 
dringend erforderlidJ. ist, und nicht im Gegenteil ver­
suchen. Forderungen zu erheben, die von der Sa che 
her nicht erfüllbar sind. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Wir sollten uns befleißigen, in dieser Frage die Dinge 
sachlich, ruhig und nüdJ.tern zu sehen und auf jede 
Polemik verzidJ.ten; denn dazu sind die Aufgaben zu 
ernst. 

Ich meine, daß unsere Zukunft in den Schule n - ins­
besondere in der Volksschule - entschieden wird und 
es deshalb die Aufgabe aller ist, gemeinsam dafür zu 
sorgen, daß die Volksschule in unserem Lande auch in 
Zukunft eine gute Schule ist. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Prisident. Van Volxem: 

Die Große Anfrage wird durch den Herrn Kultusmini­
ster beantwortet. Ich erteile ihm das Wort. 
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Kultusminister Dr. Orth: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Landesregierung hat in den vergangenen 
Juhrcn sich sehr durum bemüht, dem großen Notstand 
des Lehre1mangels entgegenzuwirken. Diese Bemühun­
gen der Lande:;regicrung waren vom Erfulg begleitet, 
und es ist gelungen, die Zahl der Bewerber für das 
Lehrumt <ltl Volksschulen wesentlich z.u steigern. Daß 
wir dabei, Hen· Kollege Schwarz, selbstverständlich 
aud1 M:1ßnahmen der Werbung ergriffen hl:lbcn, bn1u­
chc ich nicht besunders zu betonen. Aber jede Wer­
bu11g scheitert, wenn der Wille des Angesprochenen 
nicht oder nur teilweise vorhanden ist. Wir müssen 
bei dc1· Diskus:;lon eines solchen Themas !eststellcn, 
duU in unserer Jugend die BereitschaCt, :;ich dem Leh­
rerberu( zuzuwenden, nicht mehr in dem Maße besteht, 
wie es früher der Fall war. Wir ersehen das am be­
sten daraus, dnß sich heute dem Lehrerberui viel mehr 
die weibliche Jugend zuwendet als die männliche, die 
s ich heule mehr und mch1· aur technischen oder natur­
wls:;enscha!tlichen Voraussetzungen beruhenden Tätig­
k<:>iten zuwendet. Daran kann auch die beste Werbung 
nichts ändern. 

Wir müssen es einmal feststellen und zur Ehre des 
Lchl'crberufcs sagen: Der Lehrerberuf gehört zu den 
clicn(•nclen BeruCcn, und gerade diese Berufe sind heute 
nicht besonders gefragt. 

!kt' Lchretmangel ist für das ge:samte Schulwesen 
im B~mcksgcbicl - wir dür!en dabei von den Stadt­
stautcn Berlin und Hamburg mit ih1·en gesondert ge­
arkt•'ll Verhültnissen absehen - eine bedrückende Tat­
s:1~·hc, Die Kultu:;ministerkunferenz stellt in ihrem be­
k<inntcn Bericht vom 14. Febrnar 1963 fest, daß der 
Lchrc1·mangel alle Schulgattungen und alle Länder 
trifrt, wenn ;.iuch in unterschiedlicher Härte. 

Aw; dem damuls erstC'lltcn Bericht der Kultusminis ter 
c~rgibl ~i<.:h klar und eindeutig, 

vrst(m::;, claU es sich bei dem Lehrermangel um keim• 
vorübL•1·gehcnde Nachwuchskrise handelt, daß dieser 
Mangel in die Jahre der nationalsozialistischen Herr­
~chal't ;.:urückg~·ht - ich erinnere an die damalige Hilfs­
lehreraktion - und, Herr Kollege Schwarz hat es eben 
schon angedeutet, durch hohe Menschenverluste wäh­
rend des vergangenen Weltkrieges verstärkt wurde. Er 
besteht :wmit nicht nur heute, sondern reicht in die 
Zukunft hinein. 

Zweitens e1·gibt sich daraus, daß der Lehrermangel 
deshalb nicht allein mit kurzfristigen Einzelmaßnah­
men, sondern au! die Dauer nur mit langfristigen Maü­
nnhmt•n gc::;tcuei:t werden kann. 

Drit tcns stellen wir mit größter Sorge fest, daß der 
r .ehrermangel die notwendige Entwicklung der inneren 
Reft)l'JH der Schule verhindert oder mindestens außer­
ordenllich erschwert. 

Ich dari, um das Bild vollständig zu machen, kurz auf 
die l'ersunallugc der einzelnen Schulgattungen in un­
serem Lande einmal eingehen. Erfreulicherweise am 
wenigsten ist vom Lehrermangel die höhere Schule 
l>etr•,fl'en. Allerdings befindet auch sie sich in einer 
!>l'lu· angespannten Situation. Wir haben an den hö­
heren Schulen in unserem Lande die Klassenmeßzahl 
40 für clie Unterstufe, 40 für die Mittelstufe und 30 für 
die Obct·s tufe. Wh- streben aber an - und ich miir.hk 

au:;drücklich sagen, wir müssen es ans treben, um einen 
ersprießlichen Unterricht zum Wohle unserer Jugend 
an den höheren Schulen sicherzustellen - die Meß­
zahlen 40 für die Unterstu!e, 35 für die Mittelstufe 
und nur 25 für die Oberstufe. Hierfür wären an den 
höheren Schulen 450 Lehrer zusätzlich notwendig. Wir 
konnten erfreulicherweise im Etat für das Jahr 1964 
knapp ein Viertel dieser Lehrer, und zwar 95 Mch1·­
stellen für Philologen, an den Schulen einsel;.:en. Mehr 
Bewerber standen uns für das kommende Jahr nicht 
zur Verfügung. 

Meine Damen und Herren! Dabei müssen wir berück­
sichtigen, daß der von uns angestrebte und an untl iüt' 
sich erfreuli<'.he Zug:rng zu den hi.iheren Schulen den 
Lehrermangel wiederum verschärft. Hinzu kommt, da!.I 
wir den höheren Schulen eine Reihe von zusäl:i:liche11 
Aufgaben übertragen haben, auf die ich n;1chhcr 1Jt>d1 

im einzelnen zu sprechen komme. 

Insgesamt hoffen wir zuversichtlich, daß die Nach­
wuchssorgen bei den höheren Schulen in einigen Jah­
ren bewältigt werden können oder mindestens dit• 
Härte und die Belastung, die sie heule darstellen, 
vel'luren haben werden. 

Auch bei der Realschule können wir zur Zeit von ei­
nem beunruhigenden Lehrermangel nicht sprechen, 
wenngleich auch hier der Bedarf nur knapp befriedigt 
werden konnte und nicht alle orrenen Stellen bei den 
Realschulen besetzt sind. Hier macht sich vur allem 
aber mehr der Mangel für einzelne Fächer bemerkbar, 
zum Beispiel für Mathematik, !ür Naturwissenschaften 
oder !ür die musischen Fächer. Wir können jährlich, 
meine Damen und Herren, mit rnnd 80 bis 100 Kandi­
daten !ür die Realschullehrerprüfung rechnen. Von 
diesen kommen etwa die Hälite aus dem Volksschul­
lehrerdienst, ein erfreulich huhe1· Prozenbat1. - wir 
wolle n das hier einmal feststellen -, und <lic andere 
Hälfte sind Kandidaten mit Univers itätsstudium. 

Wir haben berechtigten Grund zur Annahme, d;,1!3 w ir 
in der Realschule zurechtkommen müßten, wenn nicht 
eine größere Zahl der aus anderen Ländern hier in 
Mainz Studierenden, die Realschu1Jeh1·er werden wol­
len, uns abwandert. Es erweist sich deswegen a ls not­
wendig, die vorhandenen Plätze für das Re~1l sd1ulpral<­
tlkum während des zweisemestrigen piidagogischen 
Studiums - also nachdem sechs Semester Fachi;tudium 
abgeleistet sind - in erster Linie solchen Bewerbern 
zuzuweisen, die sich bereit erklären, wenigs tens bis 
zur oder, noch be:;ser, auch nach der zweiten Lehrer­
prüfung im Rcalschullehrerdienst unseres Landes z.u 
bleiben. So hoffen wir, daß für die Zukun(t in einer 
Periode des Ausbaues des Reulschulwesens - das müs­
sen wir bedenken - der steigende Bedarf an Real­
schullehrern hinreichend gedeckt werden kann. 

Sorgenvoller. besonders für die kommenden Jahre. ge­
staltet s ich die Personallage an den Berufsschulen. Der 
Mangel zeigt sich schon jetzt. Infolge der stark an­
steigenden Zahl der Berufsschüler - die geburtenstar­
ken Jahrgänge kommen ja in den nächsten Juhren zur 
Berufsschule - werden wir bis zum Jahre 1970 die 
gleiche Zahl an Berufsschullehrern mehr nötig haben, 
als zur Zeit in unseren Diensten stehen. Bis 1970 wer­
den etwa 500 abgehende Berufsschullehrer er setzt wer­
den müssen, und wegen der steigenden Schülerzahl 
wird zusätzlich fast die gleiche Zahl un Lehrern, als<> 
wiederum 500. notwendig sein. Rechnen wir hinzu, daß 
sich nach der Übergabe der meisten Berufsschulen au~ 
der kommunalen Hand auf das Land uns die Kummu­
nen bei der Übergabe ihrer Berufsschulen einen Fehl­
bes tund von rund 250 Lehrern gebracht h:tlA·n. so sind 
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also bis zum Jahre 1970 rund 1 250 Berufsschullehrer 
zu~ätzlich für das Berufsschulwesen im Lande Rhein­
land-Pfalz erforderlich. 

Meine Damen und Herren, das ist eine ganz große 
Surge, die wir mit dem neuen Berufsschulgesetz nun 
ganz allein auf die Schultern des Landes übernommen 
haben. Die Landes regierung prüft zur Zeit, ob nicht 
eigene Einrichtungen, die uns ja im Augenblick. noch 
fehlen, zur Ausbi ldung von Berufsschullehrern in un­
sc1·em Lande oder vielleicht auch gemeinsam mit einem 
unserer Nachbarländer neu geschaffen und errichtet 
werden müssen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Ftir die Volksschulen, und damit komme ich nunmehr 
zum eigentlichen Anliegen der Anfrage, ist der Lehrer­
mangel so belastend, daß hier in jeder möglichen Form 
rasche Abhilfe geschaffen werden muß. Ich bin des­
halb froh. daß ich Ihnen diese Sorge hier in dieser 
Stunde einmal ausführlich und damit vor aller Öffent­
lichkeit. darlegen darf. 

Trntz rapiden und beträchtlichen Ansteigens der Zahl 
der Anmeldungen zu den Pädagogischen Hochschulen, 
vor ein paar Jahren waren es noch 350 im Jahr, auf 
rund 850 - im letzten Jahr waren die Anmeldungen 
:;cJgar aur 1042 gestiegen; das sind 25 V. H. der Abi­
turienten unserer höheren Schulen und der Absolven­
tinnen der Frauenoberschulen -, reicht diese hohe Zahl 
nicht aus, den Bedarf z.u decken, der als Ersatz für die 
aus dem Dienst ausgeschiedenen Lehrkräfte und zu­
sätzlich für die stark ansteigende Schülerzahl not­
wendig ist. Sie reicht aber schon gar nicht, die drin­
gend notwendige innere Reform der Volksschule, den 
Att8bau der Volksschul-Oberstufe, in AngriU zu neh­
men, obwohl wir im Kultusministerium hierfür bereits 
genügend Vorarbeiten geleistet haben und heute schon 
sagtm dürfen, daß wir mit unseren Erfahrungen auch 
in die Pn1xis steigen können. 

Alle Länder bemühen sich, dem Lehrermangel durch 
Notmaßnahmen zu Rteuern. Man sieht die Notwendig­
keit dringender und sofortiger Hilfe, und man sucht 
Wege. Wir in unserem Lande wollen, das darf ich hier 
nod1 einm:cil sagen, die hochschulmäßige Lehrerbildung 
uHter keinen Umständen beeiuträchtigen. Ich konune 
nctc:hher darauf noch zu sprechen. Also, wir bemühen 
uns alte, eine hinreichende Zahl gut ausgebildeter Leh­
rer 7.ll gewinnen. Um die Vereinigung dieser Forderungen 
auf <ler einen 8Pite na<'h Qualität unri auf der anderen 
Seite nach Quantität geht es in der öffentlichen sach­
lichen Diskussion, vor der wir auch in diesem Augen­
blick stehen. Allenthalben in den Ländern haben vor 
allem die Lehrerverbände maßgeblichen Anteil an der 
Di~k11:-<:ion J?:enommen. Sie haben sich stets besonders 
rlcullich gegen Maßnahmen gestellt, die in einigen 
ßuncte:<län<lern geplant oder durchgeführt wurden. und 
7.war mit dem Hinweis, daß die hochschulmäßige Leh­
r~rbilchmg in Gefahr gerate. kh selbst sehe mich ver­
;inlaßt, hier dem Hohen Hause noch einmal eindeutig 
rn sagen: Die hoch schulmäßige Lehrerbildung soll und 
clHrf in unserem Lande nicht angetastet werden! 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir haben uns mit Überzeugung daz.u bekannt, und 
wir werden auch dabei bleiben. Wenngleich wir ohne 
lrnrzfristige und langfristige Notmaßnahmen dem Not­
stand nicht wirksam begegnen können. so dar! doch 
die hochschulmäßige Lehrerbildung keine Beeinträch­
tigung erleiden. Das sollte oberster und leitender 
Grundsat7. sein, auch wenn außerordentliche Maßnah­
men nicht vermeidbar sein sollten. Der Lehrermangel 

besleht - wie schon erwähnt - in allen Ländern und 
auch in den Ländern, deren Lehrerbildung uns immer 
wieder als besonders muste rgültig dargestellt wurde. 
Das i:>1 P.inP erwiesene Tatsache. Man hat in einem 
Land wegen des Lehret·mangels und um andere un­
vermeidbare Reformen durchführen zu können. sogar 
kurze Zeit erwogen, Lehrer Cür die Grundschule nicht 
an einer Hochschule, "\\.'ie seither, auszubilden. Man 
trug sich ernsthaft mit dem Gedanken, hierbei von der 
Mittleren Reife von einer F akultlitsnMe oder von dem 
Absolutorium auszugehen. 

Unser Ministerium stand "'iner sn l<'ht>n Mflf.ln11hrne von 
Anfang an ablehnend gegenüber. Dies sowohl wegen des 
Ansehens des Lehrerstandes selbst. als auch, weil das 
Kind in den ersten vitff Jahren det' Vulkssdwle ebenso 
des guten Lehrers bedart wie die Kinder der oberen 
Volksschulklassen. Auch in unserem Lande hat die 
Lehrersc.:haft an den Maßnahmen, die wir im Kultus­
ministerium eingeleitet haben, Kritik geübt. Ich habe 
anerkannt, daß es in Wahn.mg berechtigter Interessen 
geschehen ist, und ich habe auch diese Kritik nicht 
übel genommen. Die Lehrer~aft hat m;~ine Remühun­
gen um die Einrichtung des Zweiten Dildungsweges 
mli seinen Förderkursen in Speyer beanstandet. Sie 
hat auch die Einrichtung der Oberstufenklassen an den 
Gymntisi~n nicht gutgeheißen. Die Lehrerschaft sieh t 
in diesen Maßnahmen eine Beeinträchtigung der hoch­
schulmäßigen Lehrei-bildung. weil diese Ausbildung 
eben nicht dai; volle Abitur, sondern, wie schon ge­
sa!'(t wurde, eine Fakultätsreife mit der Berechtigung 
zum Be!<uch der Pädagogischen Hochschule vermitteln 
Die Lehrersdrnrt h~t ein uneingei:;chränktes Abitur ver­
langt, also die unive rsale und volle Hnch~chulreife für 
die Aufnahme des Studiums an einer Pädagogischen 
Hochschule. Dl'lzu, meine DamC'n und Henen. IR!':Sen Sie 
mich folgendes sagen: Daß der - unbestritten in allen 
Bundesländern - bestehende T.ehrermirngel endlich be­
seitigt werden muß, ist inzwischen zur einhc>lligen 
ME'intmg in der Öffentlichkeit geworden. Daß es dabei 
nicht ohne Notmaßnahmen geht, ist nicht minder ge­
schln~~ene Ansicht aller fi.ir die Schule und Erziehung 
verantwortlichen StE'llen. 

Der Lehrermangel verhindert - ich habe es eben schon 
dargelegt - den notwendigen Ausbau der Volksschule. 
Er verhindert aber auch, das Arbeit~m;iß des Lehrer~ 
auf ein zuträgliches zu senkf'n; n;ich meiner Meinung ein 
Anspruch der Lehrer, dem man auch Rechnung tragen 
müßte. 

Es weiß doch jeder, daß für eine rechte Ordnung an 
der Volksschule und für den Aufbau der Volksschule 
zu e iner zeitgemäßen und zeitgerechten Form so viel 
Lehrer notwendig sind, daß sie heute nicht. «llein über 
das Abitur der höhel'en Schule zur Pädagogischen Hoch­
schule gelangen können. Hieran - das möchte ich mit 
aller Klarheit sagen - vennag die Anerkennung einer 
besten Wissensvermittlung, zu der ich stehe, einer Wis­
sensvermittlung an den Pädagogischen Hochschuien, 
nichts zu ändern, weil die Zahl der Abiturienten erst 
im Laufe vieler Jahre und nur langi;am und allmäh-
lich. vermehrt werden kann. · 

Wir müssen in allen Bundesländern fes1stellen, daß die 
Zahl der Abiturienten, \1m alle akademischen Berufe 
einschließlich dem des Volksschullehrers zu decken, 
bei weitem nicht ausreicht. Zwar wird der fortgeset?.te 
Ausbau der höheren Schule und deren innere Refo1m 
die Abiturlentenzahl anstP.igen lassen, sie wird in den 
nächsten Jahren aber in keinem Land und in keinem 
Falle ausreichen, um genügend - wie ich vorhin schon 
~agte - mit dem vollen Abitur ausgestattete Bewerber 
an den Pädogogischen Hochschulen zum Studium zu 
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bringen. Die Behebung der Notlage in der Volksschule, 
die im gebotenen Interesse des Volksschulkindes, aber 
auch im Interesse der Eltern und im ö!!entlichen Inter­
esse dringend notwendig ist, dar! nicht weiter au!ge­
schobcn werden, sondern es müssen nach meiner Mei­
nung Wege gefunden werden, die sich möilichst sofort 
oder in überschaubarer Zeit realisieren lassen und er­
!olgvcrsprecllende Maßnahmen sein sollen. 

Wir haben überdies eindeutig festgestellt, daß wir in 
Rheinland-Pfalz jahrelang bei der Zulassung von Nicht­
abiturienten sehr zurückhaltend gewesen sind. Das 
wurde uns von den Lehrerverbänden immer wieder 
unerkannl. Wir waren viel zurückhaltender, als es 
mancherorts sonst geschehen ist. Und dies hätte man -
so habe ich geglaubt - auch einmal anerkennen dürfen; 
aber ich will auch darüber nicht weiter rechten. Gewiß 
tri!rt es zu, daß wir in den Abschlußprüfungen im 
Speyerer Institut und in den besonderen Oberstufen­
klassen der Gymnasien und in den besonderen Aufbau­
zügen bei unseren Au!bau.gymnasien - hier handelt es 
~ich um einen erst im vergangenen Jahr angelaufenen 
Versuch - nicht die volle Hochschulreife zuerkennen. 
Die Einschränkung au! die Zulassung zur Pädagogischen 
Hochschule schien uns wirklich in Anbetracht der be­
sonderen NoUage der Volksschule gerechtfertigt und 
verantwortbin. Ich bin der Ansicht, daß dieser Weg für 
die hochschulmäßlge Lehrerbildung bei nun nicht ein­
mal vermeidbaren Sondermaßnahmen zuträglicher ist, 
als manche in anderen Bundesländern geübte und 
zahlenmäßig sicher einträglichere Maßnahmen. Ich 
meine hiermit jene Schnellkurse, bei denen Hausfrauen 
zu Hilfslehrerinnen ausgebildet wurden, Maßnahmen, 
die Sie sicher ja alle aus der Presse kennen. 

Das Zeugnis unserer Sondereinrichtungen ist eine Ana­
logie zur Fakultätsrei!e, gegen die schon längst nie­
mand mehr etwas einwendet. Wenn es sich auch in 
anderen Beru!ssparten nicht nur als notwendig, son­
dern sogar als zuträglich erwiesen hat, und wenn die 
Universitäten keine Beeinträchtigung ihres Ansehens 
darin sehen, eine Fakultätsreife für ein Fachstudium 
anzuerkennen, dann ist nach meiner Meinung nicht 
einzusehen, warum das gleiche nicht auch für das 
Studium für den Lehrerberuf möglich sein sollte und 
warum die von mir eingeleiteten Maßnahmen das An­
sehen der Pädagogischen Hochschule beeinträchtigen 
sollten. 

(Beifall bei der CDU.) 

Mein Hinweis au! die Fakultätsrei!e, den ich eben ge­
bracht habe - lassen Sie mich das verdeuUichen -, be­
zieht sich zum Beispiel au.f das Studium der Betiiebs­
wissenschaft, der Nationalökonomie, auf das Studium 
an den Technischen Hochschulen, 

(Abg. Dr. Kohl: Und der Chemie!) 

- Ja, auch !ür eile Chemie. - so daß also das Studium 
an allen Universitäten und Hochschulen mit Fakultäts­
rei!e möglich ist. Von einer Beeinträchtigung des An­
sehens der Pädagogischen Hochschule, so meine ich, 
kann schon deshiilb nicht gesprochen werden, wenn 
man bedenkt, daß hier der Eintritt in eine Pädago­
gische Hochschule nach einem sorgfältig überlegten 
und sorg!äliig geordneten Ausbildungsweg, also nach 
gründlicher, wenn allerdings auch spezifizierter Vor-­
bcreitung au! das Studium möglich gemacht wird. 
Die Wege, die wir beschritten haben, sind sorgfältig 
geprüCt. Sie vermitteln die Bildung und das Wissen, 
die Voraussetz.ung !ür die Aufnahme des .Studiums an 
einer Pädagogischen Hochschule sind. Meine Damen 
und Herren, wlr stellen mit Befriedigung fest, daß sich 
die Absolventen aller genannten Sondervorbereitungs­
kurse auf den Pädagogischen Hochschulen durchaus be-

währt haben. Zur Zeit sind 81 Absolventen aus Speyer 
und 166 Absolventen der besonderen Oberstu!enklassen 
an unseren Pädagogischen Hochschulen, aus beiden 
Sparten zusammen· also rund 250 Studenten, einge­
schrieben. Sicherlich - das iebe ich zu -, au! die Not 
der Volksschule hin gesehen, ist das noch keine allzu­
große Zahl, sondern eine erst sich abzeichnende und 
beginnende Hille. Es ist eine Maßnahme - lassen Sie 
mich es noch einmal sagen -, die dle hodlsdlulmäßige 
Lehrerbildung nicht beeinträchtigt. Ungeachtet aller un­
günstigen Prognosen ist die Zahl der Meldungen an 
den Pädagogischen Hochschulen in den letzten Jahren 
trotz der Debatte um diese Notmaßnahmen und trotz 
schlechter Voraussage nicht gesunken, sondern erheb­
lich gestiegen. 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut[) 

Die ständige Werbung für den Lehrerberuf, die Erwei­
terung von Neubauten !ür Schulen und Lehrerdienst­
wohnungen, eine sorgfältige Pflege der Lehrkörper 
und nicht zuletzt die Pflege des Lehrerstandes selbst 
haben das Studium attraktiver gemacht. Auch das, 
glaube ich, sollte man in dieser Stunde einmal sagel'l.. 

Es wird dem Hohen Hause sicherlich daran gelegen 
sein, insbesondere durch die entsprechenden Mittelbe­
>villigungen für den äußeren und inneren Ausbau der 
Pädagogischen Hochschulen, diesen sichtbaren Erfolg 
au.f dem beschrittenen Wege zu unterstützen und wei­
terhin voranzutreiben. Wir werden wahrscheinlich 
nachher bei der Frage der Pädagogenschulen au! dieses 
Thema noch einmal zurückkommen. Ich möchte die jeh:t 
genannten Sondereinrichtungen unter keinen Umstän­
den missen. Ich halte es !ür richtig, sie als eine er­
folgreiche und lang!ristige Maßnahme zu pflegen und 
auszubauen. Zur Zeit sind 21 besondere Oberstu!en-
klassen mit 565 Schülern an Gymnasien in neun Städten __ _ 
unseres Landes untergebracht. In diesen Klassen wer-
den Schüler mit MitUerer Reife oder mit Abschluß 
einer Berufsfachschule aufgenommen. Die meisten die-
ser SchUler kommen aus Realschulen. Mit dem Ausbau 
des Realschulwesens werden wir hier sicherlich einen 
weiteren Zugang zu verzeichnen haben. 

Die Förderkurse in Speyer, an denen die Ausbildung 
in der Regel drei Jahre dauert, werden zur Zeit von 
125 Schülern .besucht. Der Unterricht ist, wie Sie wis­
sen, unentgeltlich, ebenso die Unterbringung und Ver­
pflegung im Heim. Es werden Ausbildungshilfen ge­
zahlt und bei Verheirateten auch Familienunterstüt­
zung gewährt. Ich glaube, wir können uns mit dem 
zweiten Bildungsweg, den wir jetzt in den kommen­
den Jahren wesentlich ausbauen wollen, auch gegen­
über anderen Ländern sehen lassen. Ich habe in diesen 
Tagen vom Ministerium einen Herrn nach Hessen ge­
schickt, um auch den Neubau des Hessen-Kollegs, da!I 
fast zur gleichen Zeit mit unserem ins Leben geru!en 
wurde, zu besichtigen. Wir haben auch Erfahrungen ge­
sammelt . bei der Besichtigung des Zweiten Bildunis­
weges fn Oberhausen, der ja in der Bundesrepublik 
der erste und bahnbrechende gewesen ist. 

Die Sonderaufbauschulen, die gut begabte Absolventen 
von Volksschulen, die Lehrer werden wollen, aulneh­
men und in fünf Jahren zur Sonderreife !ür die Päd­
agogische Hochschule führen sollen, bestehen zunächst 
in Speyer und in Daun in der Eifel jeweils am Auf­
baugymnasium. Es sind zur Zeit zwei Klassen mit 66 
Schülern. Es ist aber erst ein Versuch, meine Damen 
und Herren, ich kann Thnen über Er!olg oder Miß­
erfolg zur Zeit noch kein endgültiges Urteil abgeben. 
Alle diese Maßnahmen, die Förderkurse in Speyer, die 
besonderen Oberstufenklassen an den Gymnasien und 



120 Stenographische Ber ichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

• Kultusmtn!ste1 Dr Orth> 

die Sonderaufbauschulen wurden der höheren Schule 
- damit komme ich zurück auf das, was ich vorhin 
:;ngte - zur Betreuung übertragen. Diei:.e Tatsache bat 
die räumliche und personelle Situation an den höheren 
~chulen doch recht spürbar beeinflußt. So darf idl 
nunmehr, meine Damen und Herren, aus meinen Dar­
legungen das Fazit ziehen und zusammenfassend fol­
gendes sagen: 

Wenn die Fakten nun einmal in allen Ländern bewie­
sen haben, daß Bewerber von Gymnasien mit voller 
Hnch~clnilreife nicht ausreichen. um den Bedarf an 
Volksschullehrern zu decken, wenn also demp:cmäß 
SonrtPr- und Notmaßnahmen ergriffen werden müssen, 
ist auch nach meiner Meinung nichts Abträgliches für 
dit: Lehrerbildung an einer ~~'laUnak'u"net die in anderen 
Berufssparten - ich dar.f sie noch einmal nennen: bei 
Diplom-Volkswirten, bei Diplom-Kaufleuten, Diplom­
Ingenit>uren, Chemikern - auch längst üblich und aner­
lrnnnt ist. Daß dabei gleichzeitig - auch das möchte ich 
noch einmal betonen - die Achtung vor dem Lehrer­
~t<llld und "Piner h ohen Aufgabe ein bedeutendes Ge­
wicht. zukommt, glaube ich, habe ich durch meine Dar­
ler:11ngen hinreichend bewiesen. 

Die Volksschule hat gesellschaftlich, wlrtschafilich und 
politisch für das allgemeine Wohl eine zu hohe Auf­
gabe, meine ich, als daß wir es verantworten könnten, 
o::ie etwa über einem Streit wegen standespolitischer 
Zuträglichkeit oder Zulässigkeit von Hilfen, die wir 
de1· Volkss('hnle und cfom Volksschulkind geben müssen, 
~tagniel'en zu lassen. Das alles durfte ich einmal an 
Grundsätzlichem 7.llr Antwort auf die Fragen, die an die 
Landesregierung gestellt wurden, voransetzen. So er­
gibt sich die Beantwortung der Fragen wie folgt: 

l . 7,uniichi-t d ie kurzfristigen Miißnahmen, die wir ein­
geleitet h~ben ; 

a) Wir haben uns seit Jahren bemüht, möglichst viele 
Lehrer nacll Erreichung der Altersgrenze im Dienst 
7.U be!tdlten. Zur Zeit sind es 100. 

h) Ebenso haben wir versucht. LelU'erin11en, die aus 
dem Sdiuldie nst wegen Heirat ausgescllieden waren, 
zur gegebenen Zeit dann, wenn sie es mit ihren Pflich­
ten <1Js Hausfrau vereinbaren konnten, für die Wieder­
aufnahme des Dienstes zu bewegen. Bisher haben wir 
177 die~r J ,ehre rinnen für den Schuldienst wieder ge­
wonnen. 

<·) Wir hahPn 61 l;inrlwirtschaftliche Be rufsschullehrer, 
flir die in der Berufsschule keine Beschäftigungsmög­
lichkeit mehr b estand, in Sonderkursen umgeschult und 
bf'schÄl'tigen sie ::1ls Volksschullehrer. 

d) Wir nehmen Sport-, Werk- und Gymnastiklehrer des 
fre ien nernl's, d ie zwar keine Lehrbefähigung für die 
V<>lksS<:h•.1le haben, aber in ihrem Beruf eine entspre­
chende Schule durchlaufen haben - es ist vorhin schon 
davon gesprochen worden, Sportschulen, Gymnastik­
schulen, WerkseminRr - zur Beschäftigung in ihren Fä­
chern in der Volksschule als Fachlehrer im Angestell­
t.·•nverhältnis auf. Diese Maßnahme ist erst seit einigen 
Mon11ten angelaufen. Zur Zeit haben wil: 20 dieser 
Hi1fskriHte bei uns im Volksschuldienst tätig. Insge­
samt nrncht die Zahl der Personen, die ich bisher für 
diese Maßnahmen genannt habe, 360 Lehrer in unserem 
Schuldienst aus. 

2. Einige Maßnahmen sind seit längerer Zeit in meinem 
Hause geplant. 

a) Wie im Lande Nordrhein-Westfalen soll durch die 
Andernng der Ruhensvorschriften nach § 169 des Lnn­
desbeso!dungsgesetzes für die zur Pensionierung a n-

stehenden Lehrer ein stärkerer Anreiz geschaffen wer­
den, als Angestellte weiter im Dienst zu ble iben. Über 
diese Maßnahmen wird bei der Landesregierung beraten, 
und zwar dann, wenn von seiten des Bundes e ine ent­
sprechende Gesetzesvorlage vorliegt und damit der 
Herr Innenminister unseres Landes die Maßnahme au.r 
Hu·e l.l~a.r.nlenr~cl1tliche Konsequenz erst liberprufen 
kann. 

b) Es ist bei den zuständigen Ressorts der Landes­
regierung von mir angefragt wurden, ob eine Regelung 
wie in Nordrhein-Westfalen möglich w&re, daß Lehrer 
uis zu fünf Stunden wöchentlicll bezahlten nebenamt­
lichen Unterricht an der eigenen Sch.ulform oder im 
eigenen Scliulsystem erteilen können. Mit einer solchen 
.H.egetung hätte rnan z\var einen „A„nreiz für die Lehrer 
geschai..fen. über die P.flichtstundenzahl hinaus Unter­
r icht zu ~l't~ilen . Aber, meine Damen und Herren, e1 ·1e 
nähere Prüfung dieser Frage hat gezeigt, daß eine zu­
sätzliche Vergütung in bede nklichem Maße hergebrachte 
Grundsätze des Berufsbeamtentums bet'i.ihren würden, 
die für die Gesamtentwicklung des Beamtenrechts von 
weittragender Bedeutung wären. Und desha lb kann 
da rüber eine endgültige Entscheidung im Augenblkk 
nach m~iner Meinung noch nicht getroflen werden. 

Nun sollten wir aber noch ein weiteres, glaube ich, zur 
Diskussion stellen. Zwei Länder der Bundesrepublik 
bilden in einjährigen Kursen Aushilfskräfte für den 
Volksschuldienst aus. Männer und Frauen im Alter von 
:i2 bis 52 Jahren, die eine höhere Schule bcsudlt haben 
oder eine abgeschlossene Ausbildung in ihrem Spe­
zialberuf nachweisen, können sich melden. Die Aus­
bildung geschieht an jeweils zwei Tagen in der Woclle. 
Es wird dann allerdings kein Abschlufü:1>11gn is erteilt, 
aucll keine Lehrbefähigung 7.Uge8prochen. sondern nach 
erfolgreiche1· Ausbildung werden diese Absolventen im 
Angestelltenverhä ltnis in der VolksS'.:hu!e beschäft igt 
und nach Gr. V b BAT bezahlt. Lehrpersonen dieser 
Art, die sich dann besonders bewähren. sollen später 
<He_ Mög!jclJkeit haben, a n einer Pädagogischen Hoch­
schule die Lehrbefä h igunl'( nachzuholen, kh s<1gte vor­
hin schon: Wir sollten vielleicht einmal im Kulturpoli­
tiscl1en Ausschuß über eine solche Maßnahme, die Be­
denken genug in sich trägt, diskutieren. 

c) Auch wäre die Möglichkeit w i.HwrlP.gen, ebenso wie 
es im Lande Hessen ~ur Zeit anläuft, Lehrkräfte Iür 
rlie Fächer Leibesiib11ngcm, Hauswirtsclrnft, Nadelarbeit 
Bildneri!:ChP I•:n'iPhung und Werken, in einem besoncle­
ren Ausbildungslehrgang mit Lehrbefähigung für diese 
Fächer auszubliden. E~ ist für unser Land errechnet 
- das muß ich Ihnen elnmal sagen -, daß durch einen 
Elni;atz solcher Fachlehrer an unseren mittleren und 
"'roße n Schulen - für die kleinen eignet es sich ja nicht 
- ein Unterrichtsbedarf gedeckt werden kann, der ins­
gesamt 200 Volksschullehrer, die heute mit dieser Aur­
gabe betraut sind, einsparen würde. Allerdings müßten 
dafür bei uns - wie ich vorhin schon sagte - ein ent.­
i:prechendes Institut oder immerhin Aushilci11ngsmög­
licllkeiten mit entsprechender Aui-st<:1ttung und ent­
sprechenden Lehrkörpern neu errichtet werden. In Hes­
sen ist vorgesehen, diese Ausbildung in vier Jahren 
nach der Mittleren Reife, also nicht nacll Abitur oder 
Fakultätsreife durchzuführen. Sie schließt mit der so­
genannten Ersten Fachprüfung für das Musisch-Tech­
nische Lehramt - so heißt die amtliche Bezeichnung -
ab und berechtigt zum Unterricht an Volksschulen in 
den Fächern, die der Kandidat in seiner Ausbildung 
gewählt hat. Nach Ablegung der zweiten Lehrerprüfung 
kann der Fachlehrer als Beamter in der Besoldungs­
gruppe A 9 angestellt werden. 

Meine Damen und Herrenl Ich habe ausdrücklich ge­
sagt, daß ich diese Maßnahmen nur zur Diskussion 
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stellen möchte. Ich mache keinen Hehl daraus, bitte 
auch, aus meinen vorausgegangenen grundsätzlichen 
Ausführungen über Relation der Notmaßnahmen zum 
hocllschulmäßigen Volksschullehrer zu entnehmen, daß 
ich mich nur schweren Herzens entschließen könnte, 
diesen Weg einer minderen Lehrerbildung zu gehen. 
Ich würde mich nur dazu entschließen können. wenn 
das Hohe Haus in dem Entschluß dem Lehrermangel 
sofort und mit allen Mitteln zu begegnen, zustimmen 
würde. 

Schließlich dat'f ich Ihnen noch eine weitere Maßnahme 
vortragen. Mein Ministerium hat angeordnet, daß die 
Ausbildung von Volksschullehrerinnen für die Fächer 
Hauswirtschaft, Nadelarbeit, Leibesübung nunmehr an 
allen Pädagogischen Hochschulen unseres Landes, also 
nicht wie seither nur in Koblenz oder Worms, statt­
finden soll. Bei allen Neu- und Et'weiterungsbauten der 
Pädagogischen Hochschulen sollen die dafür notwen­
digen Einrichtungen eingeplant werden. Es hat sich ge­
zeigt, daß es notwendig ist, die Fächerkombination, die 
1.Jis dahin nach dem Besoldungsrecht auf die drei ge­
nannten Fächer festgelegt ist, in Zukunft elastischer zu 
gestalten, zum Beispiel durch Ersatz von Leibesübun­
gen durch Musik. 

Auch auf diesem Wege werden wir zusätzliche Lehr­
kräfte auf die Dauer in beachtlicher Zahl gewinnen 
können. Die Zahl der Studenten an unseren Pädagogi­
schen Hochschulen soll auch dadurch weiter angehoben 
werden, daß Bewerber zum Studium über eine Be­
gabtenprüfung zugelassen werden können, für die Mitt­
lere Reife und eine abgeschlossene Berufsausbildung 
die Voraussetzungen sein sollen. Das Interesse, das wir 
bis jetzt schon gefunden haben für eine solche Prü­
fung, ist beachtlich. Und ich hoffe - so zeigt auch die 
Praxis in den anderen Ländern -, daß wir jährlich 
auf diesem Wege weitere 100 Studenten zusätzlich für 
unsere Pädagogischen Hochschulen gewinnen können. 
Nun zum Schluß, meine Damen und Herren! Um zu er­
messen, wie weit der Kreis der Notmaßnahmen zu 
spannen Ist - darüber müssen wir uns ja unterhalten -, 
um überschauen zu können, wie weit man gehen darf, 
um die Reihen der Lehrer in den Schulen einmal zu­
gunsten der Ausbildung der Kinder, aber nicht minder 
auch zur Entlastung der stark angespannten Lehrer­
schaft aufzufüllen, darf ich Ihnen nunmehr eine Über­
sicht über den Personenstand und den Personalbedarf 
an unseren Volksschulen bekanntgeben. 

Zur Zeit sind an den Volks- und Hilfsschulen unseres 
Landes 10 760 Lehrer tätig; im Jahre 1956 waren es 
rund 9 000. Wir haben also die Zahl um 1 760 Lehrer 
erhöhen können; das sind rund 20 v. H. Steigerung. Bei 
einer Klassenmeßzahl 40 - und das haben wir ja in 
unserem Volksschulgesetz festgelegt, daß wir diese 
Klassenmeßzahl anstreben müssen - sind weitere tau­
send Lehrer notwendig, während für die Einführung 
des neunten Schuljahres ebenfalls tausend Lehrer und 
zum Ausbau der Volksschuloberstufe noch einrnal tau­
send Lehrer benötigt werden. Das wären also insgesamt 
rund 13 750 Lehrer. Das heißt, es fehlen, um alle Maß­
nahmen Cilr die Zukunft zu erfüllen, rund 3 000 Lehrer. 
Und dazu kommen nunmehr für die steigende Schüler­
zahl in den nächsten Jahren bis etwa 1970 - denn wir 
nehmen an, daß die Geburtenzahl wahrscheinlich auch 
in den nächsten Jahren auf gleicher Höhe bleiben wird 
- noch einmal 650 Lehrer, so daß wir also alles in allem 
wohl 3 600 Lehrer zusätzlich benötigen und den Per­
sonalstand um diese Zahl vermehren müssen. Das 
bedeutet, wir brauchen ein Drittel mehr Lehrer, als 
wir im Augenblick zur Verfügung haben. 

Es kann nicht bezweifelt werden, daß sich bei dem 
außerordentlichen Umiang des Lehrermangels eine all-

gemeine Beseitigung von heute auf morgen nicht er­
möglichen lassen w ird. Das ist auch in dem Bericht der 
Kultusministerkonferenz von allen Kultusminis tern iür 
alle Länder zugegeben und der Öffentlichkeit in dieser 
Form vorgetragen worden. Wir müssen also dcsh<ilb 
sowohl die kurdristigen Maßnahmen als au.eh die lang­
fristigen Maßnahmen, d ie beide eine spürbare Linde­
rung des derzeitigen Lehrermangels bringen sollen, 
nebeneinander erwägen. 

Zum Abschluß darf ich noch folgendes sagen. Die Ein­
führung des neunten Schuljahres und der zügige Aus­
bau der Volksschulobcrstufe sind dringliche Anliegen. 
Und deshalb sollten Ma ßnahmen zur Deckung des Leh­
rerbedarfs allseitige Zustimmung finden, wenn dadurcl1 
die notwendige Verbesserung in der Volksschule er­
reicht werden könnte. 

Dieses wichtige und u.nerläßliche Ziel rechtfertigt c:; 
auch, Wege zu beschreiten, die zwar der gewohnten 
Ausbildung nicht voll entsprechen, die aber doch als 
vorübergehende, zeitlich begrenzte Maßnahmen den er­
forderlichen Bestand an Lehrern zu erbringen vermö­
gen. Denn nur so kann die Volksschule in den Stand 
versetzt werden, die anzustrebende Leistungssteigerung 
sowie eine größere erzieherische Wirksamkeit !ür jetzt 
und für die Zukunft zum Wohle unserer Kinder zu 
erreichen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Wird eine Aussprache gewünscht? - Das ist der Fall. 
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Fuchs (SPD). 

Abg. Fuchs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Zahlen, 
die der Herr Kultusminister zum Schluß seiner Aus­
führungen genannt hat, sind dazu angetan, die Sorgen 
um unser Volksschulwesen noch zu vers tärken. Eigent­
lich müßten diese Zahlen so stark a larmierend wirken, 
daß viele unserer Verantwortlichen Tag und Nacht dar­
über nicht zur Ruhe kommen könnten, nämlich in dem 
Wissen darum, daß hier Tatsachen vor uns stehen, d ie 
mit der Entwicklung unserer jungen Generation, mit 
der Entwicklung unseres Volkes in den nächsten zehn , 
zwanzig und dreißig Jahren entscheidend zusammen­
hängen. 

Es lohnt sich sicher " es ist ja of!eruichtlich der Wunsch 
der CDU, daß man etwas tiefer und auch etwas weiter 
zurückgreift -, bei dieser Gelegenheit auch über einige 
Fakten zu sprechen, die zum Ausdruck bringen, daß in 
den vergangenen Jahren manches versäumt worden ist, 
rechtzeitig anzupacken und einzuleiten. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Es gibt zahlreiche Beweise - man könnte viel aus De­
batten zitieren, nicht aus Rechthaberei, sondern um der 
Sache willen "•daß in diesem Hause seit Jahren oft und 
laut genug gewarnt und ganz bestimmte Forderungen 
erhoben wurden, Forderungen, die der Beseitigung des 
Lehrermangels dienen sollten. 

Wenn ich hier zum Beispiel feststelle, daß in den J a h­
ren 1951 und 1952 sage und schreibe 250 Studierende 
an unseren Akademien waren, dann ist das bedrückend. 
Das is t damals offensichtlich unter der Vorstellung ge­
schehen: Das reidlt, das läuft - wie auch in späterenJah-
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ren immer wieder gesagt wurde; Diese Kassandra-Rufe 
sind vüllig fehl am Platze; wir haben alles eingeleitet; 
das läuft alles; wir werden in zwei Jahren - manchmal 
hieß es auch: in drei oder vier Jahren - den Lehrer­
m~nge! behoben haben. Das wurde auch durch den 
jetzt amtieren Kultusminister bei verschiedenen Gele­
genheiten gesagt und von der CDU mit Beifall auige­
nommen. Wir mÜ;<sen fPsl~tellen, daß diese Prognosen, 
die in den Jahren 1958, 1959 und 1960 gestellt worden 
sind, ohne sachlic'he Fundierung in die Welt gesetzt 
wurden, 

(Beifall bei der SPD.) 

unrl naß damit der ELndruck erweckt wurde: Regt euch 
doch nicht auf; das läu.ft alles; in zwei. drei .Jahren 
werden wir die Lücken - wie es so schün heißt - ge­
:-chlossti'n haben. Vif>le wußten damals schon, daß das 
nicht stimmt. Leider hat die Mehrheit in diesem Hause 
uber trotzdem die Meinung tatkräftig unterstützt, als 
ginge alles in Ordnung. 

Und lassen Sie mich eine andere Zahl nennen. Von den 
2 954 Abiturienten, die zu Ostern 1963 in Rheinland­
Pfalz das Abitur abgelegt haben (ohne die sogenannten 
Sonderklas~en), hatten 605 den Wunsch geäußert, Volks­
schullehrer 7,11 werden. Das ist zunächst eine recht an­
sehnliche Zahl, 

(Ab~. Dr. Kohl: Beachtlich!) 

wenn von 2 9.54 Abiturienten 605 Volks.~chullehrer wer­
den wnilen. Aher, meine Damen u.nd Herren, diese Zahl 
- die an skh viel zu niedrig ist; wir wissen, wir brau­
chen mehr-, 

(Abg. Dr. Kohl: Ach. Herr Fuchsl) 

- Ja, sie ist zu niedrig; sie reicht ja nicht aus. -

(Abg. Dr. Kohi: Sie können doch nicht alle Abi­
turienten zu Lehrern machen!) 

Diese Zahl 605 setzt sich zusammen aus 433 Mädchen 
und 162 .Jungen. Das ist doch ein Faktum, das von -

(Abg. Dr. Kohl: Das ist doch auf der ganzen 
Welt sot) 

- Aber. Herr Kollege Dr. Kohl, man muß diese Tat­
sache doch auch hier ganz nüchtern aussprechen. Es 
genügt nicht . absolute Zahlen zu nennen, sondern. man 
muß feststellen, daß sage und schreibe nur 162 männ­
liche AbiturientEm Lehrer werden wollen. Und ähnlich 
~ieht e~ ja auch aus, wenn wir die Zahl der Besucher 
an den Pädagogischen Hochschulen nehmen. Es heißt 
zwat·: Die Zahlen steigen, und das geht flott voran. 
Sicher, meine Damen und Herren, sind die Zahlen 
gegenüb('r 1951 oder 1952 verbessert worden; da gibt es 
gar keinen Zweifel. Aber auch hier muß man. doch fol­
gendes sehen: 

(Ahg. Völker: Das Problem muß man sehen!) 

Während 1950 die Studierenden an den Akademien noch 
zu 54 v. H. männlichen Geschlech~ waren, beträgt die 
Prozentzahl der männlichen Studierenden im Jahre 1962 
nur noch 38. 

Herr Kultusminister, ich hätte außerdem ge·wünscht, 
rlaß Sie feststellen, daß wil" zum Beispiel im Winter­
~emester 1961/62 einen Rückgang der Studierenden an 
den Pädagogischen Hochschulen von insgesamt 8,5 Pro­
zent hiltten. 

Wenn man die Gesamtzahl der Studierenden im Win­
tersemester 1962163 an unseren fünf Pädagogischen 
Hochschulen betrachwt, ~o sind das 1 733 Studierende; 
davon sind 658 Männer und 1 075 Frauen! 

Meine Damen und Herren, es ist hierüber schon einmal 
gesprochen worden. Unser Fraktionsvorsitzender, Kol­
lege Otto Schmidt, hat bereits einmal zu dem Thema 
"Oie Frau im Lehrerberuf" einiges zum Ausdruck ge­
bracltl Wir freuen uns darüber, daß so viele Mädchen 
sich dazu entschließen, den Lehrerberuf zu ergt·eifen. 
Aber, meine Damen und Herren, wir müssen gleidlzei­
tig sehen, daß ein erheblicher Teil dieser Mädchen kurz 
oder wenige Jahre nach Beendigung der Ausbildung 
aus dem Lehrerberuf durch Heirat wieder ausscheidet. 
Das ist eine ganz klare Feststellung, die man treffen 
muß. 

<Unruhe bei der CDU.) 

Ja, meine Damen und Herren, man muß das zu diesem 
Punkt sagen, u...1n damit sac...l'i!fc..11 zun1 _il\.usdruc.lt zu 
bringen, daß diese absolute Zahl der Zunahme der 
Studierenden noch nichts Endgültiges darüber aussagt, 
ob damit dem Lehrennangel auch wirlrnam entgegen­
getreten werden kann. 

(Beifall der SPD.) 

Man muß dabei auch die Schwierigkeit der Verwendung 
von Lehrerinnen beispielsweise in der Oberstufe der 
Volksschule sehen; aber das sei nur nebenbei erwähnt. 
Der Herr Kultusminister hat - unterstützt von der 
CDU - sehr breit und ausführlich über „Sondermaß­
nalunen" oder „Notmaßnahmen" gesprochen. 

Im übrigen, Herr Kollege Schwarz, habe ich mich eben 
über Sie gefreut, nicht, weil das Thema nicht ernst ist, 
sondern weil wir uns über jeden freuen, der bereit 
ist, eines Tages Buße zu tun, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

der bereit ist, einiges von dem abzubitten, was er vor 
Jahren und noch vor Monaten in die~em Hause an<lers 
und mit anderem Inhalt gesagt hat. 

(Abg. Dr. Kohl: Hel'r Kollege Fuchs, dann kämen 
Sie aber aus Sack und Asche nicht mehr heraus! -

Heiterkeit bei der CDU.) 

- Herr Kollege Dr. Kohl, das war jetzt sehr kollegial 
zum Ausdruck gebracht. Aber man muß doch einmal 
sagen, daß das vor einigen Monaten hier ganz anders 
von Ihrer Seite zum Ausdruck gebracht wurde. 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. 
Kohl: Jawohl! Ich sage es noch einmal: Sie kom­
men aus Sack und Asche nichl mehr heraus, 

wenn das so ist!) 

Wir freuen uns darüber, meine Damen und Herren, 
weil wir den Appell an die Gemeinsamkeit in diesem 
Hause in diesen cntscl1eidenden Lebensfragen unseres 
Volkes vor Jahren bereits an Sie gerichtet haben, doch 
leider oft vergebens. 

(Beifall der SPD.) 

Wir würden uns freuen, wenn der Appell an diese ge­
meinsame Verantwortung von Ihnen ernst gemeint wäre. 
Sie können sich darauf verlassen: wir werden lhnen 
noch oft Gelegenheit geben, in diesen vier Jahren Ihr 
gemeinsames Bewußtsein in diesem Hohen Hause unter 
Bew~is zu stellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist sehr breit über „Sondermaßnalunen" und „Not­
maßnahmen" gesprochen worden. Der Herr Kultusmi­
nister - das möchte ich anerkennen - hat zwar immer 
wiedel', um offensichtlich das unruhige Gewissen etwas 
zu beruhigen, gesagt: „Aber ich möchte ganz klar sa­
gen: Abitur und hochschulmäßige Ausbildung, dabei 
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bleiben wir!" Und hier liegt eben des Pudels Kern. 
Hiel' liegt ein tiefer Widerspruch, meine Damen und 
Herren, au! den ich gleich näher eingehen werde. Las­
sen Sie mich noch darauf aufmerksam machen, daß es 
in den Bundesländern zwischen Regierung und Oppo­
sition nicht so ist, wie es dargestellt wurde, daß es je­
weils ein Zufallsspielchen ist, je nachdem, wo jemand 
seinen Standort bezieht, sondern hier geht es, so meine 
ich, auch ein ganz klein wenig um die Unterscheidung 
zwischen denen, die aufgeschlossen, modern und fort­
schrittlich an diese Fragen herangehen, und denen, die 
konservativ und rückständig in diesen Fragen den­
ken. Auch das sei einmal festgestellt! 

Ich zitiere mit Gcnch~-nigung des Herrn Präsidenten - .._ 
(Abg. Dr. Kohl: Ja! Nur sfüen Sie dann auf der 
falschen Seite in diesem Hause, Herr Kollege 
Fuchs! - Ach-Ach-Rufe und Unruhe bei der 
SPD. - Abg. Völker: Das ist überheblich! über-

heblich sind Sie von Natur aus!) 

- Es braucht noch viel Zeit, damit wir wenigstens er­
kennen, daß Ihr gutei· Wille vorhanden ist, in diesen 
Fragen etwas Anschluß zu finden. 

Meine Damen und Herren! Ich darf den nordrhein­
westfälischen KuJtusminister zitieren. Er gehört der 
CDU an und hat recht beachtliche Ausführungen zu 
der gleichen Frage gemacht, ausgeführt in den „Rhein­
pfälzl$chen Schulblättern"; sicherlich ist diese Quelle 
bei einem Teil der CDU unverdächtig. 

(Abg. Dr. Kohl: Die sollten Sie regelmäßig lesen! 
Abg. Völker: Das macht er doch! - Abg. Dr. Kohl: 

Sie lesen zu wenig!) 

- Ich lese sie, Sie können sich darauf verlassen. Ich muß 
feststellen, Herr Kollege Dr. Kohl, daß diese Leute in 
vielen Dingen fortschrittlicher denken als Sie in Ihrer 
CDU, meine Damen und Herren, damit wir darüber 
keine Meinungsverschiedenheit haben! 

(Beifall der SPD.) 

Nun lassen Sie mich bitte zitieren, was der Kultus­
minister von Nordrhein-Westfalen, Herr Professor Dr. 
Mikat, im Landtag von Nordrhein-Westfalen dazu ge­
sagt hat: 

Mein Mißtrau.cn gegen alle Wege, die etwa sagen, 
vorübergehend Mittlere Reife als Voraussetzung 
zum Zugang zur Pädagogischen Hochschule rührt 
doch daher, weil ich nicht au! der einen Seite den 
Aufbau der Pädagogischen Hochschule zur wissen­
schaftlichen Hochschule betreiben und auf der ande­
ren Seite die Voraussetzungen zum Besuch dieser 
Institution kürzen kann. 

Hier liegt das Problem, vor dem wir stehen. 

'rireine Damen und Herren, n1ir wäre es liebt!r gewesen, 
und es hätte sicherlich diesem Problem mehr gedient, 
wenn der Herr Kultusminister heute die Bereitschaft 
zum Ausdruck gebracht hätte, endlich einmal den ent­
scheidenden und ersten Schritt zu tun, den die meisten 
anderen Bundesländer bereits gegangen sind, nämlich 
unsere Pädagogischen Hochschulen wirklich zu wissen­
schaftlichen, voll ausgebauten Hochschulen umzugestal­
ten. 

(Anhaltender Beifall der SPD.) 

Jetzt sind wir in der Situation, daß wir auf dem Gebiet 
der Piidagogischen Hochschule auf halbem Wege stehen­
geblieben sind 

(Zurufe von der SPD: Jawohl! Sehr richtig!) 

und nunmehr in der Form von Notmaßnahmen wie­
derum halbe Wege beschreiten! Wir sagen als Sozial­
demokraten: Der erste und entscheidende Schritt, der 
jetzt erfolgen muß, ist der tatsächliche Ausbau der Päd­
agogischen Hochschulen zu wissenschaftlichen Hoch­
schulen mit allen Attributen, die dazu gehören! 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das ist nicht nur die Rektoratsverfassung; das ist doch 
nur ein Teilstückchen davon! Da muß man bereit sein, 
das in vollem Umfange anzuerkennen! Das ist unsere 
Forderung Nr. 1, die wir an diesem Tage erneut erhe­
ben; denn wenn man nicht den großen Rahmen so ab­
ste.::kt, daß der Lehrerberuf tatsächlich „attraktiv" ist, 
wie es heute so schön heißt, dann sind die Behelfsmaß­
nahmen erst recht ein untaugliches Objekt! 

(Abg. Haehser: Sehr richtig!) 

Ich muß zuerst einmal einen großen Rahmen abstecken! 
Ich muß dem Abiturienten in diesem Lande sagen:· 
Wenn du dein Abitur machst, u.nd du willst Lehrer 
werden, dann ist dir das und das gegeben, und der und 
der Weg steht dir offen! 

(Abg. Dr. Kohl: Herr Kollege Fuchs!) 
- Ja? 

(Abg. Dr. Kohl: Stimmt es, daß Sie den Studien­
rat in der Dorfschule wollten?) 

- Aber, Herr Kollege Dr. Kohl, diese Frage, ob ich 
damit den Studienrat in der Dorfschule wolle, zeigt, 

(Abg. Dr. Kohl: Beantworten Sie mir bitte 
die Frage!} 

daß Sie offensichtlich die wichtige Aufgabenstellung 
der Volksschule von heute noch nicht begrif!cn haben! 

(Zurufe von der SPD: Bravo! Bravo! - Starker 
Beifall der Opposition. - Abg. Dr. Kohl: Beant­
worten Sie bitte die Frage! - Abg. Haehscr: Wen 
wundert das bei Herrn Kollegen Dr. Kohl! -

Zurufe von der SPD: Eine Fangfrage!) 

- Herr Kollege Dr. Kohl, das sage ich Ihnen ganz klar 
und offen: Wir brauchen den Volksschullehrer mit einer 
vopakademischen Ausbildung, die ihn instand setzt, 
seme schwierigen Aufgaben zu erfüllen! Ob Sie ihn 
Stufüenrat nennen oder wie auch sonst, das lasse ich 
dahingestellt. 

(Abg. Dr. Kohl: Das wollte ich genau hören!) 

Unsere Forderung ist - ich möchte sie nochmals klar 
herausstellen -, endlich unseren Pädagogischen Hoch­
$Chulen den Status der \1tisser..sc..l-ia!t!ic.~cn Hochsc.'1ule 
zu geben. Damit, meine Damen und Herren, verbinden 
wir gleichzeitig die Forderung, daß in diesem Landtag 
endlich ein modernes, fortschrittliches Lehrerbildungs­
gesetz zu verabschieden ist. 

(Beüall bei der SPD.) 

Bei einem so wichtigen Beruf, der offensichtlich ja 
alle bewegt, da machen wir es mit Rechtsverordnungen, 
da regeln wir alles im Schoße der Regierung. Wir ha­
ben uns damals schon dagegen gewehrt, und ich möchte 
es heute noch einmal ganz deuUich sagen, eine so 
wichtige Frage kann und darf nur durch Gesetz gere­
gelt sein. Wir verlangen deshalb dieses m oderne Leh­
rerbildungsgesetz in diesem Lande! 
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Lassen Sie midl unsere dritte Forderung in diesem 
Zusammenhang anmelden. Wir müssen auch unser 
Volksschulwesen draußen im Lande sehen. Und da 
sagen wir Ihnen, wir müssen etwas schneller, etw&s 
aufgeschlossener an diese Fragen herangehen; Ausbau 
der Volksschul-Oberstufe und Beseitigung der großen 
Znhl von Zwergschulen draußen im L a nde. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Idt hiilLe gerne einmal eine Rechnung von dem Herrn 
Kultusminister gehört, wieviel Lehrer er einsparen 
könne, wenn er an die Zusammenlegung dieser Zwerg­
~chulen energisch heranginge. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vielleicht ist er bisher übet·haupt noch nicht an diese 
Frage - ich meine draußen in der Praxis - energisch 
herangegangen. De~halb unsere Forderung : Stoppt die 
weitere Zet·splitterung unseres Volksschulwesens drau­
ßen, schafft rlie Voraussetzung für leistungsfähige Mit­
lelpunktschulen! 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Auch das hängt mit der Behebung des Lehrermangels 
zusammen und damit, wie man diesen Lehrerbe1·u! 
attraktive r machen kann. 

Die näC'.hste Forderung: Wir müssen die Zahl der Ab­
iturienten vermehren! 

(Riclltigl bei der SPD.) 

Wir miiss1:m die höhere Schule mehr an das Dorf heran­
bringen. Sonst nützt das alles nicllts. Natürlicll wirkt 
das erst in sechs, sieben, acht Jahren, aber, meine Da­
men und Herren, wenn wir nicllt heute anfangen, 
dauert es noch länger. Und in zehn Jahren stehen wir 
wieder hier, machen uns Vorwürfe und sagen, damals 
haben wir es wieder nicht erkannt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Das bedeutet also: Mehr Abiturienten und die höhere 
Schule näher an das Dorf heranzubringen! Daran kom­
men wir gar nicllt vorbei. Baut auch die Oberstufe des 
zweiten Bildungsweges besser aus! Herr Kultusmini­
ster, Sie haben gesagt: wir haben das Hessen-Kolleg 
besichtigt. - Sicher, aber die dortigen Studierenden 
machen das Abitur. Icll ~telle hier noch einmal fest, 
daß wir bis zur Stunde in Rheinland-Pfalz keine 
Oberstufe des zweiten Bildungsweges haben, die zum 
Abitur führt. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das Speyerer Institut ist eben in dieser Hinsicht nur 
eine Behelfsmaßnahme, eine halbe Maßnahme. Auch 
da.ran kann man nicht vorbei. 

De~halb !ordern wir den stärkeren Ausbau des zweiten 
Bildungsweges, damit wir draußen im Land und ln 
den Städten mehr Begabungen erfassen können, 
die bisher über den normalen Bildungsweg nicht er­
faßt worden sind. Ich habe - und das möchte ich mit 
großem Bedauern zum Ausdruck bringen - vorhin et­
was von Aufbauklassen gehört. Ich glaube, es wird 
aJs fünfjährige Aufbauschule tituliert. Ich höre, daß in 
Daun, ich weiß nicht wo nocll - -

(Abg. Schwarz: Speyer!) 

- In Daun und Speyer, ich möchte es wiederholen - -

(Abg. Dr. Kohl: Es kann doch nicht alles in 

Mainz sein, Herr Fuchs! - Heiterkeit bei der CDU.) 

- Nein, ich habe es nur wiederholt. In Daun und in 
Speyer also wurde eine fünfjährige Aufbauschule ein­
gerichtet. Ich muß ganz; ehrlich gestehen, ich höre das 
zu erstenmal. 

(Abg. Dr. Kohl: Das war im Ausschuß, verehrter 
Herr Kollege!) 

- Im Ausschuß haben wir über diese Schulform nicht 
gesprochen. 

(Abg. Dr. Kohl: Natürlich haben wir darüber 
gesprocllen! - Abg. Kulm: Nein, im Ausschuß 
haben wir nichts davon gehört! - Abg. König: 

Das war im CDU-Ausschuß in der vorigen 
Wocher) 

- Wir haben einmal über SondermRßnahmen gesprochen, 
id1 weiß nicht über was -

(Abg. WH!lauer: Das ist do<'h eine g;mz alte Schul­
form! - Heiterkeit bei d er CDU.) 

- Ja, aber, Herr Kollege Wallauer, was alt ist, mull 
nicht unbedingt auch in die heutige Zeit passen . 

(Abg. Wallau.er: Das is t eine wohlerprobte Schul-
form aus den zwanziger Jahren!) 

- Aber, Herr Kollege Wallauer, es geht einfach darum, 
daß so wichtige Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Schulpolitik nicht ohne Unterrichtung und Rücksprache 
mit dem zuständigen Ausschuß erfolgen können. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Was hat denn dieses Parlament sons t noch für Zus tän­
digkeiten in diesen wichtigen Fragen? kh wehre mich 
nur dagegen - ich spreche jetzt gar nidlt über die 
Schule selbst -, wenn es heißt: ,.Ich und meine Herre n 
haben das beschlossen." kh will also sagen, daß das 
Parlament Anspruch darauf hat, über diese Dinge un­
terrichtet zu werden. Wir müssen Gelegenheit haben, 
darüber zu sprechen. 

(Sehr r ichtig' bei der SPD.) 

Vielleicht hilft <liese Große Anfrage dazu, daß wir über 
diese Dinge sprechen können. Es wird von „Sonderreife" 
gesprochen. Ich muß sagen, wie der Begriff der „Son­
derreife'' definiert ist, auch das weiß ich nit'ht. Auch 
darüber ist nicht gesprochen worden. 

(Abg. Dr. Kohl : Al>er, Herr Fuchs , das stimmt 
drx-h nicht !) 

Über diese Begriffe im Zusammenhang der Aufbau­
scllule mit der Sonderreife - -

(Abg. Dr. Kohl: Natürlich ist darüber gesprochen 
worden!) 

- Meine Damen und Herren, nun da mögen Sie dabei 
gewesen sein, ich jedenfalls habe bis zur Stunde nichts 
verno mmen, daß sich der Kulturpolitische Ausschuß mit 
diesen Fragen beschäftigt habe. 

(Abg. Dr. Kohl: Der neue Ausschuß sicher noch 
nicht!) 

Wir wünschen, daß diese Dinge in dem zuständigen 
Fachaussdmß \.Je::.prnch~n werden. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch eine 
Fra ge anschneiden, nämlich die Forde rung, die wir 
heute erneut erheben und die z.u diesem großen R ah-



7. Sitzung, 2. Oktober 1963 125 

lk'lldlS) 

mcn für den Volksschullehrer gehört. Der Herr Kultus­
minister - oder vielleicht auch die CDU - hätte zumin­
dest auch ein paar Worte sagen müssen zur materiellen 
Seite dieser Angelegenheit. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Man kann diese Gesamtfrage nicht behandeln, ohne 
gleichzeitig auch au.f die Frage der Besoldung einzu­
gehen. kh will das nicht vertiefen. Aber ich möchte an 
dieser Stelle noch einmal sehr deutlich zum Ausdruck 
bringen, daß wir Sozialdemokraten die Lehrerbesoldung, 
die L-Besoldung, fordern, weil wir der Meinung sind, 
daß nur auf diesem Weg den Anliegen und Gegeben­
heiten des Lehrerstandes Rechnung getragen werden 
kann. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Auch das sei als Forderung angemeldet! Der Herr Kul­
tusminister hat auch über die anderen Lehrer, wie 
Reabchullehrer, Studienrat und Berufsschullehrer ge­
sprochen. Auch hier muß einiges getan werden. Es wird 
nach meiner Ansicht sogar höchste Zeit, Herr Kultus­
minister, daß wir besondere Einrichtungen in diesem 
Lande zur Ausbildung unserer Berufsschullehrer schaf­
fen. 

{Abg. Schwarz: Das hat er ja gesagt!) 

- Ja, er hat gesagt, man müßte das einmal prüfen. Ich 
sage hier, es ist höchste Zeit, daß wir so etwas einrich­
ten. 

(Abg. Haehser: Sehr richtig! - Jahrelang versäumt 
wordenf) 

Die Sache der Realschullehrer -

(Zuruf des Abg. Dr. Kohl.) 

- Ja, aber dann, Herr Kollege Dr. Kohl, haben sie ja 
noch jahrelang Schwierigkeiten, ob das Abschlußexa­
men von Frankfurt auch in Rheinland-Pfalz anerkannt 
wird. 

(Abg. Dr. Kohl: Natürlich ist es anerkannt 
worden!) 

- Jahrelang haben die Leute doch Schwierigkeiten da­
mit gehabt. 

(Abg. Dr. Kohl: Das stimmt doch auch nicht!) 

- Natürlich stimmt es! 

(Abg. Dr. Kohl: Sie wissen, daß die Frage des 
Abiturs in diesem Berufszweig in allen Bundes­
ländern ansteht~ das stimmt doch nicht, was Sie 

sagen!) 

Unsere Forderung ist, daß diese besonderen Einrich­
tungen im Zusammenhang mit der Universität für die 
Heranbildung unserer Berufsschullehrer schnellstmög­
lich - -

(Abg. Dr. Kohl: Warum sollen wir es beispiels­
weise nicht mit dem Saarland gemeinsam machen?) 

- Wenn das schnell möglich ist, habe ich nichts dagegen 
einzuwenden, nur es muß geschehen, es muß voran­
gehen. 

Meine Damen und Herren! Im Zusammenhang mit der 
notwendigen Zahl der Realschullehrer bin ich nicht 
ganz so optimistisch wie der Herr Kultusminister. Ent­
weder Sie haben eine andere Vorstellung als wir von 
dem Tempo und der Zügigkeit im Zusammenhang mit 
dem Aufbau des Realschulwesens, 

(Abg. Dr. Kohl: Denken Sie an die Verabschie­
dung des Gesetzes!) 

oder aber dieser Ihr Optimismus in bezug auf die not­
wendige Zahl an Realschullehrern ist doch sehr be­
denklich. Ich bin der Meinung, auch hier muß einiges 
mehr getan werden. Sie wissen, daß auch wir der 
Meinung sind, daß der Volksschullehrer, der Realschul­
lehrer werden will, dazu die Chance bekommen soll. 
Hier sollte man sich überlegen, ob man diesen Volks­
schullehrern nicht die Möglichkeit gibt, in besonderen 
Ferienkursen an der Universität sich auf diese Real­
schullehrerprüfung vorzubereiten. Andere Länder ha­
ben dafür besondere Institute an ihren Univcrsitilten 
bereits eingerichtet. Durch einen Erlaß der Landes­
regierung vom August dieses Jahres sind zwei „Päd­
agogische Semester'' eingeCührt worden. Die angehen­
den Realschullehrer sollen diese Pädagogischen Seme­
ster an den Pädagogischen Hochschulen des Landes 
absolvieren können. Herr Kultusminister! Ich habe 
große Bedenken - und die bestehen offensichtlich bei 
den Realschullehrern auch -, daß wir die Realschul­
lehrer nun auch in Zusammenhang bringen mit kon­
fessionell orientierten Einrichtungen, wie die Pädago­
gische Hochschule. Ich meine, es reicht, wenn wir uns 
mit dieser Problematik der nur konfessionellen Lehrer­
bildung in diesem Land - hoffentlich sehr bald - hier 
auseinanderzusetzen haben. Mein Anliegen ist, das ich 
hier ganz klar zum Ausdruck bringe, daß wir die Real­
schullehrer in ihrer Ausbildung nicht auch noch in Zu­
sammenhang bringen sollten mit konfessionellen Hoch­
schulen. 

(Kultusminister Dr. Orth: Wer tut denn das?) 

- Ich habe ja gesagt, daß die zwei Pädagogischen Se­
mester an den Pädagogischen Hochschulen abgeleistet 
werden können. -

Man muß in diesem Zusammenhang auch die Forde­
rung erheben, daß die Lehrstühle für Pädagogik und 
Soziologie an der Mainzer Universität voil besetzt wer­
den, daß sie nämlich so besetzt werden, daß sie auch 
den Anforderungen, die an angehende Realschullehrer 
gestellt werden, gerecht werden. 

Leider gibt es .für den Realschullehrer bis zur Stunde 
kein einheitliches Berufsbild. Auch das ist nach meiner 
Ansicht eine Aufgabe, die in Angriff genommen wer­
den muß. 

Wenn man d::is alles zusammenfaßt, dann wird einem 
die Vielzahl und die Vielfalt der gestellten Aufgaben 
bewußt. Wir sind uns seit Jahren darüber im klaren, 
daß das nur unter Anspannung aller Kräfte gelöst 
werden kann und daß man dazu die cch te innere Be­
rei tscha!t mitbringen muß. Man muß aber - wie es ein 
hoher Kirchenfürst in den letzten Wochen gesagt hat -
auch liebgewordene Vorstellungen aus der Vergangen­
heit über Bord werfen. 

(Beüall bei der SPD.) 

Wir werden jedenfalls alles tun, um den Forderungen, 
die die Volksschule, die Lehrer und Eltern mit Recht 
an uns stellen, gerecht zu werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Martenstein (FDP) 

Abg. Martensteln: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Man ist versucht, jedem der hier vorgetrage­
nen Argumente, die wir h ören konnten, eine gewisse 
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Berechtigung einzuräumen oder zuzusprechen. Ich 
meine aber. man sollte sich ganz allgemein zu dem 
Grundsatz bekennen, daß man hier bei dieser Debatte 
keinen Hauptschuldigen zu suchen hat. 

Die Vorschläge zur Behebung der Lehrernot haben 
bisher von keiner Seite her einen Beitrag geliefert, der 
einem Patentrezept gleichkommt. Wir sollten uns des­
halb nicht soseh1· auf die Frage konzentrieren, was 
wurde denn bisher für die Schule getan, sondern ich 
glaube, wir sind es der Volksschule und ihrer Zukunft 
schuldig, die Frnge zu stellen, was sollen wir für diese 
unsere Schule in der Zukunft tun. 

Dazu zunächst eine grundlegende Bemerkung! Der Herr 
Kultusminister hat bereits in seiner Rede darauf hin­
gewiesen, daß unser Volksschulgesetz, das im Jahre 
1955 erlassen worden ist, im Grundsatz eine Meßzahl 
von 40 Kindern je Klasse vorsieht. Diese Meßziffer ist 
noch nicht erreicht. Das wissen wir alle. WiJ: liegen bei 
einer durchschnittlichen Klassenstärke, die etwas ganz 
anderes ist als die vorgesehene Meßziffer, nämlich 
leicht unter 40. Dabei muß man wissen, wenn man 
diese Ziffer kennt, daß es dann Klassen geben muß, die 
weit über 40 liegen. 

Der Herr Kollege Fuchs hat die Lehre1·besoldungsfrage 
angeschnitten. Wir sind der Meinung, daß über diese 
Dinge auch zu geg(:bener Zeit gesprochen werden muß. 
Wir alle wissen, d.3.ß der Lehrer an den höheren Schu­
len besser besoldet ist und daß der Volksschullehrer 
gegenüber dem Beamten im Verwaltungsdienst im 
Durchschnitt eine leichte Bevorzugung hat. Man muß 
wissen. der Lehrer bezieht nach vier bzw. sechs Se­
mester~, Herr Kollege Fuchs, ein Anfangsgehalt. Der 
Lehrer der höheren Schulen studiert mindestens ein 
Jahr länger und hat zwei Jahre Referendarzeit. Er 
bezieht ab dem ersten Tag seiner Referendarzeit kein 
Anfangsgehalt. sondern lediglich einen Unterhaltsbei­
trag. Das sind alles Dinge, die in einem Zusammen­
hang gesehen werden sollten. 

Wir sollten in dem Zusammenhang jedoch feststellen, 
daß der Mangel an Lehrern nicht allein mit Gehalts­
erhöhung b(!hul.><;n werden kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das schließt nicht aus, daß wir uns sehr ernsthaft mit 
der Verbesserung der Volksschullehrerbesoldung zu be­
schäftigen haben, schon deshalb, weil wir glauben, 
damit eine zusätzliche Beruhigung in die Lehrersclnit 
tragen zu können. Meine Damen und Herren! Aber 
auch hier eine ganz nüchterne Feststellungt Die Besol­
dungsneuordnung für die Lehrerschaft schafft noch 
k<'in•m zu~iit?:lichen Lehrer. 

(Beifall bei der CDU.) 

Es sind eine Reihe von Dingen vorgetragen worden, die 
da und dort anders gemacht worden sind, unter anderem 
der Vorschlag, pädagogisch interessierte und begabte 
Frauen in Kurzlehrgängen für bestimmte Unterrichts­
aufgaben auszubilden. Das hat man in Niedersachsen 
getan. Wir sollten uns hier mit dem Herrn Kultus­
minister solidarisch erklären, indem wir sagen, wir 
stimmen der Ablehnung dieses sogenannten „Pädagogi­
schen Volkssturmes" zu. D'ls Haus!rauenprnjekt scheint 
uns in der Tat nicht die Lösung der anstehenden Frage 
in sich zu h·agen. 

Dagegen haben wil' uns darüber gefreut, Herr Minister, 
daß Sie diese Anordnung, die in NordJ:hein-Westfalen 

gegeben worden ist, in ihrer Bedeutung beamtenrecht­
lich überprüfen lassen, daß nämlich dort - ich lese vor -

vollbeschäftigte hauptamtliche Lehrkräfte über ihre 
· Pffichtstundenz'.\hl hinaus beschi:iltigt werden kön­

nen, und zwar an den eigenen Schulen oder anderen 
Schulen derselben Form gegen Vergütung. 

Wir sind der Meinung, daß hier in der Tat eine be­
amtenrechtliche Uberprü!ung dieser nordl'hein-west­
fälischen Maßnahme notwendig ist. Wenn Sie zu der 
Auffassung kommen sollten, die etwa so lautet, daß bei 
aller Beachtung be'!mtenrechtlicher Grundsätze einer 
solchen Entscheidung auch hier in Rheinland-Pfalz zu­
gestimmt werden sollte, dann würden wir diese Ent­
scheidung begrüßen. 

Meine Damen und Herren! In Hessen ist es wieder zu 
anderen Lösungsvorschlägen gekommen. Dort versucht 
man, wie Sie wissen, mit einem verkürzten Studium 
an den Pädagogischen Hochschulen für die Grundstufe 
der Volksschule eine Entlastung der Volksschule insge­
samt zu erreichen. Sie sehen, allüber:all, ganz unabhän­
gig davon, wie und wo regiert wird, man hat sich mit 
dieser Frage der Volksschullehrernot, des Lehrerman­
gels, so oder so beschäftigt. Man mußte sich damit 
beschäftigen und auseinandersetzen. Wir als Freie 
Demokraten sind der Meinung, wenn wir schon hier die 
Mitverantwortung tragen, daß wir auch eine Reihe von 
Vorschlägen dem Hohen Hause zu unterbreiten haben, 
Vorschläge, die einmal von seiten der Regierung beach­
tet oder zumindest geprüft werden sollten. Wir sind 
der Meinung, d-9ß die Halbtagslehrerstellen, die von 
verheirateten Lehrerinnen bisher schon da und dort 
übernommen werden konnten, auch vermehrt werden 
könnten, wenn man sich bemühte, diese Frauen anzu­
schreiben, und zwar so, daß sie sich in ihrer früheren 
Berufstätigkeit noch elnm~l angesprochen sehen, so daß 
sie auch bereit sind, zu kommen. 

(Abg. Dr. Kohl: Die Edahrungen in Nordrhein­
Westfalen sind schleclll!) 

Es. kommt darauf an, wie man schreibt, Herr Kollege 
Kohl. 

(Abg. Dr. Kohl: Das meine ich nicht!) 

Mir ist ~ine Anschrift - nicht hier in diesem Lande 
vollzogen - von Bayern her bekannt. Ich habe bei der 
Lektüre dieses Schriftstückes den Eindm<:k gehabt, daß 
der Beauftragte des bayerischen Staates sich wirklich 
im Ton vergriffen hat. So kann ein Unteroffizier mit 
seinen Soldaten i:predlen, aber nicht der Beauftragte 
eines Kultusministeriums mit Lehrern, die er zur Mit­
arbeit aufzurufen hatte, 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist nicht das Problem, Herr 
Kollege!) 

und für die früher gehabte Tätigkeit neu gewinnen 
will. Ieh spreche von Bayern und nicht von Rheinland­
Pfalz. 

(Abg. Dr. Kohl: Nach Ihrem Vorschlag gehen dann 
viele Volltagslehrerinnen als Halbtagslehrerinnen. 

So war es in Nordrhein-Westfalen!) 

- Das muß nachgeprüft werden; das kann durchaus 
sein. Alle diese Dinge sind sehr differenziert; das weiß 
ich. Man hat es nicht mit Sachen zu tun, sondern mit 
lebendigen Menschen, die man in ihrer Entscheidung 
niemals im voraus abschätzen kann. Darüber hinaus 
sollte man sich nach wie vor bemühen, pensionierte 
Lehrer zu gewinnen. Das sind aber Gedanken, die Herr 
Kultusminister Dr. Orth schon angesprochen hat. 
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Es ist noch zu überlegen - das ist ein Vorschlag, den 
ich bitte, von seiten des Ministerium aufzugreifen -, 
ob man einer Entscheidung zustimmen kann, eine zwar 
weniger solide aber wohl schnellere Ausbildung für 
die Lehrerschaft im ganzen sicherzustellen, indem man 
statt der „Semester" „Trimester" macht. Das ist eine 
Sache, die man auch einmal überlegen kann. Man 
würde damit in der Not, in der wir stehen, die Stu­
diendauer verkürzen und hätte trotzdem die angefor­
derte Semcsterzahl. 

Weiter bitktt wir, von seilen des Kultusministeriums 
einmal darüber nachdenken zu wollen, ob es eine Mög­
lichkeit gibt, bestimmte Akzente auf einem Fachgebiet 
im Zuge der .A;L.usbildung der Vclkssc..11.ullehrerscha!t 
bei den Pädugogischen Hochschulen zu setzen. Wir ste­
hen auf dem Wege zum Fachlehrer auch bei der Volks­
schule. Wenn wir es mit der Volksschule und ihrem 
Ausbau in den Oberstufen ernst nehmen, werden wir 
in absehbarer Zeit den Fachlehrer haben. Der Trend 
geht dorthin. Wir finden, daß wir in der Richtung 
etwas tun sollten. Dazu müßte allerdings eine Ergän­
zungsprüfung kommen, die auch honoriert werden 
müßte. Soweit ich bisher unterrichtet bin, geschieht 
das nicht. 

Meine Damen und Herren! Wir haben eine Besol­
dungsnovelle vor uns. Wir sollten bei ihrer Beratung 
an die Möglichkeit eines zusätzlichen Fleißaufwandes 
und seiner Honorierung denken. Weiter sind wir durch­
aus der Meinung - wir .freuen uns, daß das Kultus­
ministerium bereits diese Dinge als Aufgabe gesehen 
und ergri!!cn hat -, daß Fachlehrer für bestimmte 
technische und musische Fächer in die Volksschularbeit 
gestellt werden, also Schulhel!er, so möchte ich einmal 
sagen, eines neues Types ohne die pädagogische Ge­
samtverantwortung des voiKsscnuuenrers. Darüber 
hinaus sind wir der Auffassung, daß sicher Überlegun­
gen am Platze sind, da und dort den Volksschullehrer 
noch ein bißchen mehr in die Gesamtverantwortung 
und Mitwii•kung in der Schulvel"\Valtung zu bringen. 
Beförderungsmöglichkeiten sollten noch überlegt wer­
den, wo sie angebracht sind. Ich kenne schließlich die 
Bemühungen des Landes auf dem Gebiete der Dienst­
wohnungserstellung, besonders bei neuen Schulen. Da 
sind geradezu hervorragende Leistungen aufzuweisen. 
Ich denke aber auch an die vielen alten Schulen, wo 
die Dienstwohnungen noch nicht in einem guten Zu­
stand sind. Auch da sollten wir auf dem flachen Lande 
noch mehr als bisher tun. 

Nun, meine Damen und Herren, das sind so em1ge 
Dinge, die man als Sofortmaßnahmen in etwa anspre­
chen kann. Aber jetzt ein paar grundsätzliche Be­
trachtungen, die ich anspreche im Verhältnis zu ein 
paar Gedanken, die Sie, Herr Kollege Fuch::;, ausge­
sprochen haben. Da gestatten Sie mir aus Gründen 
der Objektivität, eine Wahrheit auszusprechen. Daß 
wir im Grundsatz zu der simultanen pädagogischen 
Hochschule stehen, brauche ich nicht zu sagen. Wir 
kennen und respektieren aber auch die Verfassung. 
Aber eben weil wir objektiv sind, stelle ich fest: Das 
Vorhandensein ko!essioneller Pädagogischer Hochschu­
len Ist nicht ein Grund für den derzeitigen und viel­
leicht auch zukünftigen Lehrennangel. Die Tabellen, 
die ich mir angesehen habe, lassen ganz deutlich er­
kennen, daß man keineswegs behaupten kann, daß 
dort, wo der Lehrermangel am stärksten ist, es keine 
simultanen Hochschulen gäbe. Im Lande Baden-Würt­
temberg, das den stärksten Lehrermangel hat, gibt es 
fünt simultane Lehrerbildungsanstalten und lediglich 
zwei katholische und eine evangelische Lehrerbildungs­
anstalt. Obwohl also im Lande Baden-Württemberg 

die simultane Lehrerbildung die vorherrschende Lehrer­
bildungsform ist, haben die Baden-Württembcrger den 
stärksten Mangel an Nachwuchskräften. Das muß aus­
gesprochen werden aus Gründen der Objektivität, wie 
ich auch feststelle, daß das Land Hessen in der Tabelle 
der Länder mit dem größten Lehrermangel an fünfter 
Stelle steht. Und in Hessen, meine Damen und Herren, 
gibt es nur simultane Lehrerbildungsanstalten. 

Ich darf also sicherlich daraus den Schluß ziehen: Es 
ist kein hinreichendes Argument, zu sagen, die kon­
fessionelle Lehrerbildung sei in unserem Lande mithin 
schuldig an dem Lehrermangel. Alle Länder, unab­
hängig davon, welche Lehrform sie für die Lehrer­
bildungsanstalt gesuc..11.t und ge!unden haben, sind von 
dieser Not gleichermaßen betroffen. Daß einige Länder 
weniger betroffen sind, ist kein Grund, daraus zu fol­
gern, daß etwa eine Partei besser vorgesorgt habe als 
die andere. 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut! - Beifall bei der CDU.) 

Zu langfristigen Maßnahmen zur Behebung des Lehrer­
mangels bekennen wir uns uneingeschränkt. Herr Kol­
lege Fuchs hat davon gesprochen, daß die höhenm 
Schulen vermehrt werden müssen, daß mehr Abitu­
rienten gcschaf!en und mehr höhere Schulen auf das 
Land hinausgebracht werden müßten. Dazu sagen wir 
uneingeschränkt ja, wie wir auch uneingeschränkt ja 
sagen zur notwendigen Hochschulreife zum Besuch der 
Pädagogischen Hochschulen. All das, was dazwischen 
gemacht wird, kann lediglich dazu dienen, schwierige 
Zeiten, die wir in diesen Entscheidungen zu über:;tehen 
haben, etwas leichter für die Volksschule und damit iüt• 
das Land zu machen. Wir sind uns auch darüber klar, 
daß die normale Ausbildungszeit mit Sicherheit den 
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zwöl1 Jahren sind eben nicht genügend Abiturienten 
zu erwarten, um mit einer ausreichenden Zahl von 
Studenten an den Pädagogischen Hochschulen rechnen 
zu dür!en. Das ist eben eine Sache der Geburtenjahr­
gänge. Das muß man ganz deuilich sehen. 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

Ich muß sagen, es ist sehr viel erreicht, wenn jeder 
vierte Absolvent oder Abiturient einer höheren Schule 
Volksschullehrer werden will. Dann haben wir ein 
ganz ausgezeichnetes Ergebnis. 

(Abg. Schwarz: Weit über dem Bundesdurchschnitt!) 

- Das weiß ich nicht, da kann ich nicht mitreden. Ich 
muß aber in dem Zusammenhang wissen, Herr Kollege 
Schwarz, daß die Zahl der Abiturienten aus Gründen, 
die ich Ihnen eben genannt habe, in den nächsten Jah­
ren fallen wird, so daß selbst, wenn die 25 v. II. blei­
ben, wir auf die Dauer in den nächsten Jahren eine 
geringere Zahl von Nachwuc..hskräften hab(}n werden. 

(Abg. Dr. Kohl: Wir brauchen auch in anderen 
Berufen Abiturienten, Herr Kollege!) 

- Natürlich! Das trifft für alle Berufe zu, die die Reife­
prüfung als Voraussetzung für den Beginn eines Be­
rufsweges kennen. 

Nun, meine Damen und Herren, in dem Zusammenhang 
noch eine Bemerkung. Ich bedaure immer, wenn ich 
hören muß, daß es Lehrer gibt, die in der Schule selbst 
vor der Übernahme des Lehrerberufes warnen. Sie sa­
gen zu den jungen Leuten: Wollt ihr euch später einmal 
Ärger mit den Kindern machen, mit den Eltern, mit 
den Behörden und all den Umständen, die uns geläufig 
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sind? Sie sprechen auch vor den Klassen an höheren 
SchHlen von dem Mangel an Aufstiegscll.ancen, den 
der Lehrerberuf habe. Da muß ich doch sagen, das ist 
irgendwie heute schon angeklungen: Früher war das 
ein bißchen anders. Da haben die Lehrer die begabten 
Kinder ihrer Klassen aufgefordert, selbst Lehrer zu 
werden. Der Lehrerstand hat sich also selbst rekrutiert, 
indPm die begabtesten Kinder der Volksschule gerade­
zu nnge:-:tiftet worden sind, in die Fußstapfen des Man­
ne~ zu trett'-n, der im Augenblick ihr Lehrer war. 

Und damit haben wir in der Vergangenheit doch zum 
mindPsten eines erreicll.t: einen Zustrom ganz ausge­
zeichneter Begabungen in den Volksschuldienst; und 
von da aus ist auch in der Vergangenheit eine uner­
h<;ne gei~dge Stoßkrnfi von seiten der Lehxetsi.!haft zu 
verzeichnen gewesen. Ich erinnere mich .:;in diese und 
wne Darstellung. die ich gelesen habe, ja, ich erin­
n.-re mich Hn Erlehni~~"'. di<> ich selbst noch f!ehabt 
habe, welch ausgewacll.sene, hervmTagende Persönlich­
keilen hat den Lehrerstand aus dieser Tradition heraus 
zu stellen gehabt hat und wie sehr diese Lehrer, die 
Iür ihren Stand geworben haben, wußten, daß eine ge­
t'inge Qualität des Bildungsdurchschnittes des Lehrer­
standes eben die Schule disqualifiziert und die Unter­
richtsgestaltung fraglich macht. 

Also, ich bin der Meinung, wir sollten hier von seiten 
des Landes die Lehrer anweisen, im Unterricht nlcll.t 
abwertend über ihren Beruf zu sprechen, sondern zu 
v~1·suchf'n, den Beruf aufzuwerten. 

(Beifall des Abg. Wallauer.) 

Nur dann werden wir überhaupt etwas von der Abi­
turientenvermehrung haben; denn mit der Ausschöp­
fung der Begabungsreserve allein ist gar nichts getan, 
wenn es nicht gelingt, die Begabungsreserve für diesen 
Beruf in Bewegung zu bringen. 

(Abg. Schwarz; Sehr richtig!) 

Die mögliche Lenkung der Begabten auf diesen Beruf, 
d<is ist die Aufgabe der Lehrer der höheren Schulen. 

Nun hat der Herr Kultusminister davon gesprocll.en, 
daß auch im Bereich der Berufsschulen ernste Schwie­
rigkeiten im Anzug sind. Wir kennen sie. Ich weiß eine 
ganze Reihe von Berufsschulen, die in der Tat nicht 
mehr in der Lage sind, die P1lichtstunden, die dort zu 
balten sind, halten zu lassen. Und ich darf jetzt doch 
einmal vor dem Hohen Hause öffentlich aussprechen, 
daß wir es außerordentlich bedauern, da.ß wir mit un­
i;erer Initiative im Jahre 1958 ste<'kengeblieben sind, 
niimlich Diplomhandelslehrer an der Universität Mainz 
ausbilden zu lassen. Wir hatten damals von unserer 
Seite aus entsprechende Vorarbeiten geleistet. Es wäre 
mit einem Minimum von Aufwand möglich gewesen, 
die wirtschafts- und rechtswissenschaf.tliche Fakultät 
um die Ausbildung für diesen Berufsstand zu erwei-
1ern. Wir sind gescheitert, und ich muß sagen, Herr 
Minister, wir sollten dieses Versäumnis, das zu be­
klagen ist, so schnell wie möglich ungeschehen machen. 

Ganz allgemein, meine Damen und„ Rerren·- _„ däl:füt ··' 
komme icll. langsam zum Schluß -, wir meinen: Lehrer 
für Schulen, ganz gleich, welcher Art, können nicll.t 
durth Geld und Verordnungen beschafft werden. 

{Sehr richtigt bei der CDU.) 

Was wir wollen, ist kurz gesagt. Wir wollen mindestens 
für jede Klasse einen Lehrer; und wir wollen für das 
neunte Schuljahr, das wir begrüßen, mehr als einen 
Lehrer; da braucht eine Klasse in der Tat mehr Lehrer 
als in der Volksschule allgemein. 

Und, Herr Kollege Fuchs - er ist nicht da - es ist be­
stimmt nicht richtig, wenn Sie sagen - das könnte ich 
Ihnen geradezu nachrechuen, wenn ich hier Zeit hätte -, 
daß mit der Auflösung der einklassigen Schulen we­
sentlicll.e Zahlen an Lehrkräften eingespart werden 
könnten. Ich sage das. obwohl wir gegen die Garantie 
der einklassigen Schulen sind, was ich hier deutlich 
aussprechen möchte. Wenn wir zu dieser Zusammen­
fassung von Schulen kommen wollen, wie es vielen 
von uns vorschwebt, dann wird für die einzelne 
Klasseneinheit - Ich habe es eben ausgesprochen -
ein erhöhter Aufwand von Leh1·kräften not"vendig sein. 
Nun, wie wir mit der Sache fertig we!'den, weiß ieh 
noch nicht, 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

- Ja, Sie wissen es auch nicht! 

(Heiterkeit bei der CDU. - Abg. Dr. Kohl: Sehr 
gut! - Beifall ~i der CDU und FDP. - Abg. Dr. 
Kohl: Nach der Rede des Herrn Fucll.s wußte man 
gar nichts! - Erneute Heiterkeit bei der CDU.) 

Ich meine aber, wir sollten erklären: Der errechnete 
Fehlbedarf ist alarmierend. Der Lehrerberuf muß zu 
Ansehen kommen. Daß das nicht allein von der Politik 
aus zu machen ist, das weiß jeder. Darüber hinaus soll 
man wissen - und das ist eine Zahl, die ich Ihnen 
wirklich einmal als eine hoffnungsfreudige Zahl in der 
Düsternis der Zahlenreihe, die hier angeboten worden 
ist, sagen möchte -: Wenn im .Jahre 1938 9,f\5 Lehr­
kräfte und im Jahre 1960 10,2 Lehrkräfte auf je 1 000 
Beschäftigte entR~len, dann ist doch ein relativer, leich­
ter Trend nach oben zu erkennen, und wir sind der 
Meinung, daß wir deshalb nicht unbedingt zu verzwei­
feln haben. Das ist keine entscheidende Zahl, aber es 
Ist immerhin eine Zahl, die uns etwas e1mutigt. 

De1· Herr Kultusminister hat davon gesprochen, da ß er 
diese und jene Fragen aufgreifen wird. Nun. meine 
Damen und Herren, wir begrüßen jede Initiative, die 
in dieser Notlage hilft. Er hat darüber hinaus davon 
gesprorhC'n, daß der Lehrerberuf ein dienender Beruf 
sei. Ich füge an, er ist kein allzu lukrativer Beruf. 

Die Lehrernot muß in einem größeren geistigen Zu­
sammenhang gesehen werden. so sagt Jaspers, eine auf 
keiner Seite irgendwie umstrittene Persönlichkeit, an 
irgendeiner Stelle seiner philosophischen Schriften, daß 
unsere Krise nicht aus einem Grund erkennbar und 
begreifbar zu machen sei. Leh1·ernnt ist bei:timmt Aus­
druck unserer geistigen Krise, in der wir stehen. Jas­
pers sagt weiter: Es ist schwer zu sagen. was ist; man 
erlebt lediglich den Substanzverlust. 

Nun, meine Damen und Herren, ich möcll.te da überlei-
.. _ ~Il __ zµ_.eiajgen Betrachtungen, die der Herr Kollege 

Fuchs dann noch angeboten hat. Ich meine, es kommt 
nicht so sehr auf die äußere Form der Organisation der 
Bildungseinrichtungen an, sondern mehr auf den Geist 
ihrer Durchführung. Und er hat sich mit der ganzen 
Leidenscll.aft, die ihm als einem sachlich bewegten Po­
litiker eigen ist, für die wi~senschaft!i<'i1e Hochschule 
eingesetzt. Meine sehr verehrten Herren von der sozial­
demokratischen Fraktion! Wir haben die Änderung des 
Verfassungsartikels 36 vor uns. Wir werden uns zwei­
fellos über diese und jene Probleme, gerade was Leh­
re!7bild u ngsfra gen und Lehrerbild un gsgesetzmögl kh kei­
ten angeht, zu unterhalten haben. 

Aber lassen Sie mich docll einmal folgendes sagen. Der 
Lehrer hat zu unterricll.ten und zu erziehen, und es ist 
die Aufgabe der Lehrerbildungseinrichtung, ihn auf 
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diese Au fgab0 vorzubt:rdten. Es war Eduard Spranger, 
diC'ser bcnihmte Pädagoge und Psychologe, ein Mann, 
der in der internationalen pädagogischen Literatur auf 
Nummer l steht, der 1918 die Idee einer Hochschule 
!ü1· Menschenbildung entwickelte und sie deutlich, Herr 
Kollege Fuths, gegen Universität und Technische Hoch­
schule abgt'enzte. 

(Abg. Dt'. Kohl: Sehr gut!) 

E1· bq,:t'ündetc eine Pi.idagogik mit philosophischl'l' 
G1•undl'instellung. Er snh die Volksschulfächer mit dem 
Blkk auf die jedem Fach innewohnenden Bildungs­
Wl'l't(.). 1'.:r s<th die Notwendigkeit der psychologisch fun-
dicrtcn Untc-rriD'1tsmcthvdcn~ Und diese Dinge gaben 
ihm von da aus die schulpraktische Anweisung und 
damit zur Einleitung der Beckcrschen Reform der 
zwanziger Jahl'e, die in der Hoch-Zeit der Pädagogik, 
in der WC'inrn.rcr Zeit, die Akzente brachten. Becker 
hut gan2 unumwunden g<.?sagt; Spranger hat recht ge­
lwbt; die Aufgabe der Menschenbildung ist eine andere 
ab die der fachwissensc;hafllichen Forscllung und Lehre. 
Brzicirnng hat dem Menschen zu helfen, sein Leben 
menschlich und sinnvoll zu führen. Und: Die Sinnzu­
samnwnfas~ung des Lebens ist keine Aufgabe speziel­
ler Fachwisscn::;chaft. Die Lehrerbildung bleibt bei der 
Univct'sität irgendwie fremd im Bereich der freien Ge­
gen~tundsfors<;hung. 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren! Selbst die akademische Leh­
rerbildung hilft uns nicht weiter, wenn es nicht genug 
junge Menschen gibt, die von dem zeitlosen Auftrag 
erfüllt sind, Mitmenschen, gewollt oder ungewollt, im 
8innc eines Aufstiegs zu einem höheren Sein zu be­
t>in llussen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dnß dieser Beruf schwer ist, wird jeder Einsichtige zu­
gestehen und auch gerne sagen. Daß dieser Beruf aber 
vor allem auch schön ist, das ist ein Argument, das wir: 
aus dem Munde der Leh1-er immer wieder hören möch­
ten. Die Schwierigkeiten der Berufsausübung sind nicht 
w leugnen. Aber man sollte auch die Schönheiten die­
ses Berufes nicht verschweigen. Das würde manchen 
.1 ungcn und manche:; Mädchen veranlassen, auf den 
Gedanken zu kommen, daß es lohnend sei, diesen Beruf 
des Lehrers zu ergreifen. 

Wir r ufen also, meine Damen und Herren, nach päd­
agt>gischen Tatmenschen, die nach ihrer ganzen Veran­
!ugung gar nicht anders können, als pädagogisch wil'k­
sam zu werden, und die wir brauchen in ihrer Selbs t­
bc;;tärkung und ihrer Tätigkeit als Lehrer, weil sie in 
dk•i;cr ihrer Lehrertätigkeit ihre eigene Seele wieder­
gefunden haben. 

(Dcifall bei den Regierungsparteien.) 

'\'izl'präsidrnt Piedmont: 

!Jas Wnrt hat <ler Herr Abgeordnete Schwarz (CDU). 

Abg. Schwan: 

l lc•n Prllsident! Meine sehr verehrten DHmen und 
lfrl'l'Cn ! Lassen Sie mich zuvor sagen, daß es gut tut, 
\'on IIct'rn Kollegen Martenstein ein persii11liches Be­
kenntnis zum Be ruf des Lehre rs zu hüren, so wie er e s 

dargestelll hat. Es zeigt uns <rnch, wie schün und schwer 
diese Aufgabe ist. Ich glaube, dies hat sich wohltuend 
abgesetzt von der Rede, die wir vorher - etwas stärker 
polemisiert - hier gehört haben. 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut! - Vereinzelter Beifall 
bei der CDU. - Unruhe bei der SPD.) 

Herr Kollege Fuchs, Sie haben zu mir übet· meine Buße 
gesprochen. Gestatten Sie mir einleitend eine Bemer­
kung. Man könnte jetzt anfangen übet' das zu sprechen, 
was versäumt oder nicht versäumt worden ist. Lassen 
Sie mich eine Zahl nennen, die wir in die;:;en Tagen 
in Heft 9 des statistischen Berichts unseres Lilndes-
amtes erhalten haben, um so klarzustellen, \Vic ver­
schieden die Situation des Jahres 1950 gegenüber der 
heutigen Wilr. Im Jahre 1950 gab es in Rheinland-Pfalz 
404 000 Kinder im Alter von 6 bis 14 Jahnm - also im 
schulpflichtigen Alter -. Wir wußten genau, daß von 
1950 rückwärts bis 1944 keine starken Geburtsjahr­
gänge vorhanden waren, so daß man damals - vom 
Bestand der Lehrer aus gesehen - manche andere Rech­
nung aufmachen konnte. Wir haben heute 424 700 Kin­
der im Alter von 6 bis 14 Jahren; das sind 20 v. H. 
Zuwachs. Man muß ganz deutlich sehen, daß etwa seit 
1950, 1951 und 1952 die Geburtcn2ahl st.ark <ingcwacllsen 
ist, so daß hiermit ein Gesichtspunkt besteht, den man 
vielleicht hätte raten, aber nicht statistisch erfassen 
können. 

Noch eine Bemerkungen zur Feminisierung des Volks­
schullehrerbestandes: Herr Kollege Fuchs, Sie haben 
so ein bißchen getan, als ob die Landesregierung schuld 
sei, daß es an den Pädagogischen Hochschulen so viele 
Mädchen gibt. 

(Abg. Dr. Kühl: So konnte man es ver~tcnen ! -
Zuruf des Abg. Fuchs.) 

Diesen Eindruck konnte m<in gewinnen. Ich unterstelle 
Ihnen, Sie haben es nicht su gemeint! 

(Abg. Fuclls: Sehr freundlich! - Abg. Theiscn: 
Bitte etwas lauter!) 

Icll will das nur· vielleicht auch in Ihrem Sinne hier 
richtigstellen! 

Wir haben hier zweifellos eine Erscheinung, die keine 
typisch rheinland-pfälzische und auch keine typbchc 
Erscheinung der Bundesrepublik ist. Wenn meine In­
formation richtig ist, dann ist es so. daß im Durch­
schnitt alle Absolventinnen der Pädagogischen Hoch­
schulen nur sechs Jahre im Schuldienst bleiben. 

(Abg. Wetzei, G.: Sieben Jahre, der mHnnliche 
Lehrer 28 Jahre!) 

- Oder sieben Jahre! l'.1:an kcznn ja nun nicht das ZöH­
bat für Lehrerinnen einführen! Das wäre eine schfochtc 
Sache! So lange wir darauf verzichten müssen wird e s 
so bleiben. ' 

(Heiterkeit im Hause . - Abg, Wclzel, G.: Man 
kann es attraktiver· machen! - Abg. Dr. Kohl: Wir 
sollten von diesem" Thema Abschied nehmen!) 

Ich betone noch einmal, dies ist keine typbch dcutscht~ 
Er scheinung! In den USA ist das Verhältnis acht zu 
2wei im aktiven Lehrerstilnd in der Volksschule. Selb:<t 
in dct· Sowjetunion, die eine gcwl:i~c Bcruf,-planung 
mit den Machtmöglichkeiten de r Dikta tur ausüben ka nn, 
ist das gle iche Problem \'Ot'handen. 
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Was kh sagen will, ist folgendes: Wir sollten uns hier 
nicht mit dem Unterton des Vorwurfs Dinge sagen, die 
von de-n F<ikten het· selbstverständlich und unabänder­
lich sind. Es kommt doch entscheidend darauf an, daß 
es uns gelingt, diese Frage zu versachlichen und ord­
nungsg'ernäß zu sehen. 

Wir haben am Speyerer Institut einen konkreten Ver­
,;ud1 gemacht, mehr männliche Bewerber zu bekom­
men. Herr Minister, wenn ich recht unterrichtet bin, 
ist es doch so, daß am Speyerer Institut die männli­
chPn Bewerbel' in der Überzahl sind, auch i;oweit sie 
zur Pädagogischen Hochschule gehen. 

(Kultusminister Dr. Orth: Fast ausschließlich!) 

fü; ist nicht so. als ob nichts getan worden wäre. Wenn 
ich mich recht.entsinne, haben wir, als wir in der letz­
ten Legislaturpcrode über das Speyerer Institut und 
dessen Kreierung gesprochen haben, Töne gehört, die 
doch etwas unterschiedlich von den heutigen sind. 

(Abg. Dr. Kohl: Jawohl! - Abg. Fuchs: Es ist 
heute seht· dt.>utlich zum Ausdruck gekommen, 
daß wir das Abitul' wollen! - Abg. Dr. Kohl: Das 
sollten Sie überall sagen! -Abg. Fuchs: In Hessen 

ist es auch so!) 

Ich ~age das noch einmal ausführlich: Wer nur das 
Abitur will, wer bereit ist. nur mit dem Abitur an der 
Pädagogischen Hochschule. studieren zu lassen, ist un­
glaubwurdig. wenn er gleichzeitig sagt, er wolle den 
Lehrermangel beseitigen! Das ist einfach der Tatbe­
st:ind ! Man sollte vnn ihm weggehen, da das einfach 
nicht möglich ist. Wir sollten das ganz deutlich sagen 
und uns bemühen, in dieser Sache zu gewissen Regeln 
zu kommen. 

Herr Kollege Fuchl', mm zu der Buße, die ich hier ge­
tan h«hen soll. Icll. muß Ihnen dazu folgendes sagen: 
Die seinerzeitige Rede war eine leidenschaftliche Rede 
für die Dorfschule und ich bekenne mich heute noch 
dazu. Ieh bekenne mich gleichzeitig - auch das ist 
kcinl'c' Er~eheinung seit dem 31. März bei mir, denn Sie 
h"ht"n mich mit Aussagen zitiert, die ich vor dem 31. 
Miirz get<in habe - -

(Abg. Völker: Das ist interessant! - Abg. Fuchs: 
kh habe den 31. März nicht genannt! Der scheint 
Ihnen n<'lhezuliegen! - Heiterkeit bei der SPD. -

Abg. Dr. Kohl: Natürlich, natürlich!} 

- J:i. n;itiirlkh ! Herr Kollege Fuchs, ich sage das ganz 
offen, weil Sie darauf angespielt haben. Ich Hnde, es 
isi ~innnvoller, man sagt ganz deutlich, was Sie mei­
nen! 

Wir sollten hier eines hin. Ich gebe zu, da besteht ein 
Untel'schied zwischen Ihnen und uns. Für Sie ist - den 
Eindruck hat man - alles, W<JS neu ist, gut, weil es 
neu ist. 

(Abg. Dr. Kohl: Jawohl!) 

Wir prüfen zuerst das Neue, ob es gut ist. Das ist der 
Unterschied! 

(Zuruf von der SPD: Ach, ach! - Heiterkeit im 
Hause. - Beifall der CDU. - Abg. Fuchs: Da brau­
chen Sie aber sehr lange dazu! Ein Jahr geben 

wir Ihnen ja, aber das ist zu viel!) 

Umgekehrt haben Sie heute gesagt, als der Herr Kol­
lege Wallauer rief, die Aufbauschule sei eine sehr alte 
Schule, „nicht alles, was alt ist, muß gut sein!~ Darüber 

sind wir uns einig! Nur ist für uns allerdings auch 
nicht alles schlecht, was eilt ist! Das ist wiederum der 
Unterschied! 

(Abg, 1''uchs: Das ist ja klar! Darüber sind wir 
uns einig! - Abg. Völker: Hat jemand was dazu 

gesagt?) 

Herr Kollege Fuchs, dann haben Sie von einem großen 
Rahmen gesprochen. Es ist sehr leicht, einen großen 
Wurf zu machen und Idealvorstellungen zu entwickeln! 

(Abg. Fuchs: Nein! Ich habe konkrete Forderun­
gen gestellt! - Abg. Dr. Kohl: Keine haben Sie 
gestellt! - Abg. Fuchs: Jawohl! - Abg. Dr. Kohl: 
Nein, haben Sie nicht! - Abg. Fuchs: kh habe 

noch mehr!) 

- Natürlich, Sie haben knnkret gesagt: Wir fordern die 
Wissenschaftlichkeit der Pädagogischen Hochschulen 
und die L-Besoldung. Sie haben gemeint, damit sei der 
Lehrermangel beseitigt. Dazu muß ich Ihnen folgendes 
sagen: Wir fühlen uns in der konkreten Verantwortung 
- ich glaube, ich darf hier, soweit ich den Herrn Kolle­
gen Martenl'tein ver.~t:-incien habe, für die Koalitions­
parteitn reden -, in der wir uns cils Regie1·urig::;parteien 
in diesem Lande befinden, dazu verpflichtet, konkrete, 
detaillierte und spezifizierte Maßnahmen aufzuführen 
und durchzuführen, um in absehbarer Zeit die Not des 
Lehrermangels zu beseitigen! Das sind für uns keine 
Behelfsmaßnahmen; es sind für uns Sondermaßnahmen 
und - wenn Sie es wollen - Notmaßnahmen. 

kh möchte nunmehr speziel! zu dem Wmt „Behelfs­
maßnahmen'' etwas sagen: Snl<inge wir in unserem 
Sprachgebrauch - auch in dPr parteipl1litischen Diskus­
sion - glauben, dauernd von „Behelfsmaßnahmen" im 
Zusammenhang mit der Volksschule reden zu müssen, 
leisten wir den schled1testen Beitrag zur Attraktion 
der Volksschule. Wir sollten aut'h hiet· den - -

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut! - Abg. Fud1s: Das Wort 
ist von Ihnen dauernd gebraucht Wllrden! - Hei­

terkeit bei der SPD.) 

- Natürlich! Der Herr Minister hat von „Notmaßnah­
men" gesprochen, die wir im Augenblick brauchen. 

(Erneut Heiterkeit bei der SPD.) 

- Momentchenl Der Herr Kollege Fuchs hat diese kleine 
und schone Nuance der deutschen Sprache nicht be­
achtet und die ,.Notmaßnahmen" 7.ll ,.Behelfsm:<ißnah­
mt:?n" abgestuft. 

Auch wenn dPr Herr Minister von „Behelfsmaßnah­
men" gesprochen hat - ich habe es nidlt gehört -, so 
bin ich trotzdem der Meinung, d<'lß diese Formulierung 
nicht richtig ist! Wir sollten in der Diskussion um die 
Volksschule und den Lehrennangel nicht auf eine 
Ebene kommen, daß wir durch unsere Diskussion einen 
Beitrag dazu leisten, daß noch weniger junge Leute 
zur Volksschule gehen, 

(Beifall der CDU.) 

sOlldern wir sollten unsere Diskussion so führen, daß 
wirklich sichtbar und deutlich wird - wie es der Herr 
Kollege Martenstein eben ausgeführt hat -, daß der 
Lehrerberuf ein schöner, wenn auch schwerer Beruf ist. 
Wl.r sollten alle einen Beitrag dazu leisten, daß die At­
traktion dieses Berufes auch in der Art der Diskussion 
in diesem Hohen Hau~e gewahrt wird! 

(Beifall der Regierungsparteien. - Abg. Völker: 
Das wollen wir )a~) 
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Vizepräsident Piedmont: 

Meine Damen und Herren! Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor. 

(Zurui: Der Herr Kultusminister!) 

- Entschuldigung! Das Wort hat der Herr Kultus­
minister. 

l{ultusminister Dr. Ortb: 

Iferr P!'äsidcnt! Meine Damen und Hct·ren! Die Aus­
führungen des Herrn Kollegen Fuchs geben mir Ver­
anlassung, noch einmal kurz auf das, was er gesagt 
bal, einzugehen. Zunächst einmal darf ich feststellen, 
was gerade eben - -

(Zurufe aus dem Hause: Lauter! Man versteht 
nichts! Es ist nichb w hören!) 

Zun!ichst, Herr Kollege Fuchs, darf ich feststellen, daß 
ich mit Ihnen bcdauel'c, d:iß in den letzten .Jahren im­
mer mehr die Zahl der weiblichen Bewerber an den 
J'iidago~ischen Hochschulen zugenommen und die Zahl 
der männlichen Bewerber abgenommen hat. Wenn Sie 
nunmehr sagen, von 2 400 Abiturienten hätten sich 60:> 
für den Lchrerbc1·uf entschieden, und davon seien nur 
160 männliche Bewerber, dann darf ich dazu sagen, 
da~ wal' die Veranlassung in den letzten Jaht'en, war­
um wir diese Sonderklassen-Oberstufen eingeführt ha­
ben, in denen wir fast nur Jungen haben. Und nun 
zum Zweiten Bildungsweg! Ich kann Ihnen da nicht 
folgen, wenn Sie sagen. das sei nur ein halber Weg. 
Der Zweite Bildungsweg in Speyer und sein Bildungs­
ziel unterscheiden sich von dem, was in Oberhausen 
OOl'l' im Hessen-Kolleg geboten wird, in keiner Weise! 
Wir haben lediglich, weil der Raum nicht ausreicht und 
weil wir viel mehr Bewerb1'1' haben, als wir unter­
bringen können - das ist in Oberhausen genauso wie 
in Hessen -, diejenigen ausgewählt, die bereit waren, 
sich dem Lehrerberuf zuzuwenden. Wenn wir abet· fest­
i-lcllcn, daß der Lehrermangel im Augenblick der 
größte Notstand ist in allen Beamtenkategorien und in 
allen Berufssparten, d,ie wir in Deutschland haben, 
dann glaube ich, war gerade diese Maßnahme notwen­
dig. Es war aud1 gerechtfertigt, daß man gesagt hat, 
wir können in der ersten Zeit nur Bewerber nehmen, 
dit• sich für de n Volksschullehrerberuf entschieden 
haben. 

Wenn man bedenkt, daß es doch alles Leute über 21 
Jahre s ind, die aus einem Beruf kommen, dann glaube 
ich, muß man ihnen unterstellen, daß sie wissen, was 
sie wollen. Es s ind strebsame Leute, die eine Brücke 
hinter sich abbrechen und die einfach in einen neuen 
13en1C hineingehen und sicherlich nicht mehr nach der 
Ablegung dct' Pt•üfung vor der Frage stehen: Was will 
ich wcrden'? Und trotzdem, HHr Kollege Fuchs, Sie 
waren i.Jei del' E1·ö!fnung des Speyerer Instituts dabei, 
wenn ich mich re<:ht et·inne1·e. Ich habe dort ausdrück- 1 
lieh gesagt: Sollte trotzdem einer dieser Bewerber am . 
Ende seiner Ausbildung f(•ststellen, daß der Lehrer­
beruf ihm ni<.'ht zusagt und daß er in einem anderen · 1 

Beruf Besseres und mehr leisten würde, so kann er 
mit dm1 Zeugnis, das wir nach einer Fachpl'üfung aus­
stellen und das dann eine andere Fakultätsreife zuer­
kennt, ~u einer Universität gehen. Das habe ich klar 
und deutlich in meiner Ansprache bei der feierlichen 
fo:riiffnung des Zweiten Bildungsweges gesagt. 

Herr Kollege Fuchs! Der Herr Ministerpräsident hat 
doch in seiner Regierungserklärung ausdrücklich ge­
sagt, daß wir nicht bei dem, was wir bis jetzt in Speyer 
geschaffen haben, stehenbleiben, sondern daß in Speyer 
mit einem großen Neubau dieses Institut ausgebaut 
wird und daß wir ein zweites Institut innerhalb des 
Landes - ich nehme an, im nördlichen Landesteil -
aufmachen. 

Es ist klar und deuUich gesagt worden - ich habe es 
auch im Kulturpolitischen Ausschuß wiederholt er­
klärt -, daß bei unserem zweiten Bildungsweg, sobald 
wir ihn genügend ausgestaltet und ausgcbetut haben, 
die volle Universitätsreife zuerkannt wird. 

(Abg. Dr. Kohl : Sehr gut!) 

Ich meine also, so sollte man nicht kritisiNcn! Was Sie 
vorgetragen haben, war wirklich Kritik um der Kritik 
willen. 

(Abg. Hachser: Na, na, na, Herr Minister!) 

- Doch, so war es, Herr Haehser. Ich komme gleich 
darauf zu sprechen. Schauen Sie einmal, was soll es 
denn heißen, wenn Sie jetzt sagen: Id1 höre hier zum 
erstenmal, dieser Kultusminister richtet nun in Speyer 
und in Daun eine neue Schulart ein und hat uns, dem 
Parlament, nichts gesagt, und tun darüber so gekränkt. 
Erstens habe ich etwas gesagt, Herr Kollege Fuchs, und 
zwar haben wir es im Kulturpolitischen Ausschuß vor­
getragen. 

fAbg. Barthel: Zu welchem Termin und zu wel­
chem Zeitpunkt? Das s timmt nicht, Herr Mini­

ster!) 

- Ich weiß es jetzt nicht auswendig. Also, auf jeden 
Fall ist von meinem Ministerium darüber gcsprochen 
worden. Selbst wenn es nicht geschehen würe, Herr 
Kollege Barthel - aber es ist gesd1ehen -, 

(Abg. Barthel: Nein, es ist nicht geschehen!) 

dann muß ich Ihnen sagen, es handelt sich hier um 
eine Aufgabe der Exekutive, und sie hat das Redit 
dazu ! 

(Abg. Kuhn: Aha!) 

- Ju, bitte, ich habe Ihnen heute morgen - -

(Abg. Fuchs: Das ist Ihre Meinung, na gut!) 

- Ja, sicher, das ist unser Recht als Regierung. kh habe 
Ihnen heute morgen gesagt - -

(Abg. Barthel: Sie dürfen aber nicht sagen, daß 
im Kulturpolitischen Ausschuß darüber gespro-

chen worden ist.} 

- Warum darf ich das nicht sagen ? Das würden Sie, 
wenn Sie als Kultusminis ter hier ständen, für sich 
genauso in Anspruch nehmen, wie ich das Cür mich tue. 

(Beifall bei der CDU.) 

Herr Kollege Fuchs ! kh habe doch vorhin ausdrücklich 
gesagt, diese Schulform, die jetzt an den Au!bctug~·m­
nasien als eine Sondermaßnahme - um dem Lehrer­
beruf Bewerber zuzuführen - eingerichtet worden ist, 
steht noch im Stadium der Bewührung. Wir ki.innen 
noch gar nicht sagen, ob wir es bl!ibchaltcn oder nicht. 
Darüber werde ich Ihnen zur gegebl!nen Zeit auch im 
Kulturpolitischen Ausschuß unsere Erfahrung und die 
endgültige Entscheidung vor tragen. 
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Nun. He rr Kollege Fuchs, haben Sie ge~agt, wir sollten 
also m ehr höhere Schulen errichten oder unsere höhe ­
re11 Schulen ausbauen. Wir :mllten mehr Abiturienl.t>n 
l.Jc i u nseren höheren Schulen gewinnen. Hier stimme 
icll Ihnen Zll . Wir sind auf dem Weg, und wir haben 
schon viel in den letzten Jahren erreicht. Wir werden 
rl ie Zahl dt>r Abiturienten, gt>messen im Prozentsa tz an 
dt·n VolksschUlt>rn, in der nächsten Zeit wesentlich 
steige rn. vor a llem dann, wenn wir jetzt an den Aus­
bau Ut18eres Realschulwesens gehen. Wir haben ja in 
llnSerem Re;:ilschulgesF>tz vorgesehen, daß jeder begabte 
Realschüler nach seinen sechs Klassen den AnRchluß 
an e in mllthernati><ch-na1urwis~ensc:haftliches Gymna­
sium trnd i;n ein neusprachliches Gymnasium findet, so 
daß er nach sechs Jahren Realschule ohne jede Schwie­
rigkeit durch das Hinübenvec:hseln zu einem der beiden 
Gymnas ien , die ich genannt habe, auch dort ein volles 
Abi tur a blegen kann. 

Aber . Herr Kollege Fuchs, nun wollen wir einmal die 
UingP. be tr.iC'h t;('n, wie ::;ie sich uns ganz real bieten. Wfr 
h aben in dem kleinen Rheinhessen 18 höhere Sdrnlen. 
Wil' haben in der Pfalz 45 höhere Schulen. wir haben 
also 63 Gy mnasien. Sie sind in der Geographie de r P falz 
gena uso heimisch wie ich. Lassen Sie miC'h einmal fra­
gen, wo könnten wir au[ dem Lande noch ein Gymna­
sium einrichten, wenn wir in der Pfalz - ich sehe jetzt 
e inmal von den großen Städten ab - in den kleini!n 
Stiidten und D örfern, wie Annweiler, Dahn, Lauter­
ecken, Winnweiler und Marnheim, überall bereits Gym­
nas ien haben? Sagen Sie mir einmal. wo Sie da noch 
t11it Erfolg auf eine Frequenz ein Gymnasiwn neu er­
bauen wollen'! 

Si~ wisi<en doch, daß wir in den letzten Jahren gerade 
unse l' höheres Schulwesen so ausgebaut haben, daß die 
Chan<'e auch für alle besteht, eine höhere Schule zu 
bt-.,uchen. wma l wir doch bei den Aufbaugymnasien 
überH.ll - jetzt wieder in Daun in der Eifel - ein Inter­
nat für d ie Landjugend errichtet haben. Oder wenn w ir 
jeL?.t. 7.tim BP.ispiel - um bei Daun zu bleiben - in einer 
solchen S tad l, die ein großes ländliches Einzugsgebiet 
hat , ne ben e inem Aufbaugymnasium mit Internat auch 
noch e in neus prachliches Gymnasium erbauen, dann 
d ürfen Sie dodl nich t ~agen, wir würden h ier nic.:ht 
ge nug tun! 

Abe r. bedenken Sie mit mir einmal ein Problem. Neh­
m en w ir i>in mal an , w ir könnten von heute auf m orgen 
nunme hr die Zahl der Abiturienten wesentlich steigern 
u0nd wir blieben bei dem günstigen Prozentsatz, daß 
25 Prozent d er Abiturienten Lehrer werden. Dann mUß­
wir 100 Abit.uri P.nten ausbilden, um 25 Lehrer zu haben. 
Wenn ich d as an einer großen Anzahl von Schulen tun 
\Wll, dann sagen Sie mir einmal, wo ich dann die Phllo ­
logc-n und die Studienräte hernehmen soll, die an die­
sen Schulen tmterrichten. 

Sie sehen doch , da stoßen sich die Dinge hart im rtaum. 
Meine Damen und Herren, man muß doc.:h auch et was 
GedL1ld haben in a ll den Dingen. Sie sehen doch, daß 
wir auf <iem Weg des Voranschreitens sind; aber man 
kann dll<'h nicht von heute auf morgen alles fordern. 

Nun ha b<>n Sie vorhin noch von der Ausbildung der 
Real!:chu llehrer ges prochen, Herr Kollege Fuchs. Ic.:h 
me ine , das sollte man hier in diesem Hohen Hause nicht 
tun ; df'nn Sie unte rstellPn dem Kultusminister, er w olle 
die A usbildung der Realschullehrer an konfessionellen 
I .ehrerbi ldungsansta!ten durchführen. 

(Abg. Fuchs : So habe ich das nicht ge!'agt! Ich habe 
von zwei pädagogischen Semestern gesprochen!) 

- Na also, ein~ Moment! Sie wissen, da ß der Artikel 36 
u.m:erer Verfassung einzig und allein den Volksschul­
lehrer betrifft. Nach Artikel 36 der Verfassu ng werden 
die Volksschullehrer get renn t nach Be kenntnissen aus­
gebildet. Künftig wird d ie Ausb ildun g sow ohl ge trennt 
nach Bekenntnissen als auch christlich-sim u ltan erfol­
gen. Über den Realschullehrer besteh t diese B estimmung 
nicht. Deshalb dürfen Sie u ns n icht un terschieben. als 
woliten wir hier etwa s e infü hren, was p r a ktisch nicht 
einmal in der Verfassung ve ranke rt lst. 

(Abg. l!'uchs: Herr Min ister, S ie haben es doch 
eingeführt ! ) 

- Nein, ich habe es nic.:ht eingeführt ! 

{Abg. Fuchs: In der Ausbildungsvorschrift vom 
August dieses Jahres steht ganz klar drin; Zwei 
piidagogische Semeste r an den Piidagogischen 

Hochschulen! ) 

- Ja, sicher, also gu t ! Gehen wit· e i.nen Schritl weiter. 
Wenn w ir morgt'n eine simultane Pädag1Jgische Hoch­
schule haben, dann kann der -

{Abg. Fuchs: Das ist etwas anderes, w it· haben sie 
noch n icht!) 

- Aber, jetzt bitte ich S ie doch. Streiten wir jetzt um 
Dinge, die zurückliegen, oder um Dinge, die wir in der 
Zukunft vor uns haben? 

Ich verstehe Sie wirklich n ic.:ht . 

(Abg. Fuchs; Das ist jetzt im August ge schehen 
durch die Ausbildungsrichtlinien!) 

Darüber ist bei uns gesprochen w orden. Es kann sich 
zum Beispiel ein evangelischer A~pir11 nt für d iese Avß­
bildung genauso gut in K oblenz e insc.:!1l'eib.:n, wie er 
sich in Worms einschreiben kann. Das St 11d i11 m der vier 
Semester an dieser Pädagogischen Hochschule ha t er 
sowieso. Ich meine also, konstr uie ren wir doch da nicht 
DingP, die nic.:llt bes tehen. kh hätte m ic.:!1 w it•klich ge­
freut , Herr Kollege Fuchs, wenn uns d as, w a s ich Ihnen 
heute vorgetragen ha be. w irklich a us de r S orge und der 
Not heraus, vor denen w ir stehen, in elner Diskussion 
vereint h~tte. 

Wenn Sie nun dem ausweichen wid e rklären , jetzt und 
in dieser Stunde is t der w iss ern;chafiliche Charakter der 
Pädagogiscti.en H ochschule zu fordern, jetzt und in d ie­
ser Stunde ist ein Lehrerbildungsgesetz zu fordern, dann 
muß ic.:h Ihnen sagen, damit hätten Sie an dem Zustand, 
vor dem wir stehen, aber auch gar nichts geändert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Abg. Haehser: 
Aber für die Zukunft würden wir damit etwas 

ändern.) 

- Gut, dann wollen w ir zu gegebener Ze it über die 
Dinge reden. 

(Zuru fe bei d e r SPD: Aha !) 

- Was heißt aha? Mein Gott. wenn Sie eine Pä dagogi­
sche Akademie haben -

(Anhaltender Widerspl'uch bei der SPD.) 

- Es lu\t doch keinen Sinn! Herr Kollege F uchs ! Ich 
wollte zum Ab$chluß nur noch eines sagen. Ich gebe gar 
nicht.c: d<ifür - und ich sage das mit aller Deutlichkeit -, 

--------- ... - .. 
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wenn die Länderregierungen ihre Pädagogischen Hoch­
schulen ab „wissenschaftliche" ·deklarieren und neben­
her den ,.Volkssturm" holen und ihn in die Volksschule 
hineinschicken. Dafür gebe ich nichts! 

(Beifall bei der CDU.) 

kh glaube, aus meinen Ausführungen war klar und 
deutlich zu erkennen, daß wir an der hochschulmäßigen 
Ausbildung des Lehrers festhalten und die Lehrerbil­
dung an den Pädagogischen Hocll.:ichulen eigener Prä­
gung - weil der Lehrerberuf eine besondere Aufgabe 
hut - für richtig halten. 

Glauben Sie mir, Herr Kollege Fuchs, das Ansehen der 
Püdagogischen Hochschulen von Rheinland-Pfalz - er­
kundigen Sie sich einmal bei dem Dozentenverband -
ist wahrlich ein sehr hohes. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vlzcpräsidl.'nt Picdmont: 

Das Wort lwt der Herr Abgeordll€te Fuchs (SPD). 

Abg. Fuchs: 

Herr f'rih>ident ! Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
der Herr Kultu;;minister war es, der gesagt hat, ich hätte 
vorhin Kritik um der Kritik willen geübt. Herr Mini­
~ter, das haben Sie sich etwas zu leicht, 

(Kultusminister Dr. Orth: Das habe ich mir nicht 
zu leicht gemacht!) 

fast zu billig gemacht. So kann man ein ernst vorgc­
tragen<:>s Anliegen nicht abtun. 

(Lachen bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Sie können ruhig darüber 
tuchen. 

(Abg. Schwarz: Herr Kollege Fuchs, die SPD hat 
bei mir auch gelacht.) 

Ich sage Ihnen hier, die r'orderung von uns, das Lehrer­
studium in dem Rahmen durchzuführen, wie ich es vor­
hin not:h einmal unzweideutig und klar zum Ausdruck 
i:ebracht, habe, besteht nicht seit heute, Herr Minister, 
sie beliteht uu<:h nicht seit gestern, sondern sie besteht, 
seitdem dieser Landtag zusammengetreten ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dcts ist doch gar nicht:; Neues! Sie sagen, man solle das 
nicht überstürzen. Natürlich, wir wollen keine Ex~l'i­
men te mit unseren Kindern, auch nicht mit unseren 
Lehr~rn, aber, meine Damen und Herren, das Nicht­
überstürzen dar( do<:h nicht heißen, daß dem Grunde 
n<tch in dieser Entwicklung nichts oder kaum Spürbares 
geschieht. Darau1 kommt es doch an. 

Sie sagen, unsere Pädagogischen Hochschulen hätten 
ein hohes Ansehen, ich soll bei dem Dozentenverband 
nachfragen. Meine Damen und Herren! Was soll das? 
Fe:;t s teht doch , daß die jetzt bestehenden Pädagogischen 
Hodis<:hulen die Voraussetzungen nicht erfüllen, die 
notwendigerweise an eine wissenschaftliche Hochschule 
gestellt werden müssen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Das ist eine Tatsache. Der Herr Kollege Schwurz hat 
es selbst angedeutet, a ls er gcsugt hat: Wir müssen 
ihnen aber wenigstens die Rektorntsverfassung geben. 
Es gibt noch viele, viele andere Dinge; auch die Doppel­
bcsctzun~ von Lehrstühlen. Ich will sie gar nicht alle 
aufzählen; denn, Herr Minister, Sie wissen es doch 
wahrscheinlich noch viel besser als ich, wa:; zu einer 
solchen Hochschule gehört. Desh<1lb möchte ich diese 
ganz klare Forderung hier noch einmal unterstrei<:hen. 
Das ist nicht Kritik um der Kritik willen, sondern das 
geschieht in der Tat aus der Sorge um den Fortbestand 
und die Furtentwicklung eines so wichtigen Berufes wie 
dem des Lehrers, 

(Abg. Völker: Aus der Verantwortung heraus!) 

und aus sonst gar keinem Anliegen heraus. 

Herr Minister, sind Sie nicht überzeugt, daß meine Au>­
führungen maßvoll waren? Ich glaube, daß diese AL:.S­
führungen auch unter dem Gesichkpunkt geführt wor­
den sind, duß es ein Minister nicht immer Leicht hat, ju 
daß es ein Kultusminister in diesem Lande besonder~ 
schwer hat, vielleicht wegen der Koalition, vielleicht 
wegen der Regierung; ich weiß nicht, wegen was. Ich 
hätte in der Tat - ich sage das jetzt nicht uU; Vorwurf -
in der Sache noch viel härter werden und vieles zitie­
ren können. 

Herr Präsident! Ge.statten Sie mir, ein Zitut von mei­
nem Platz zu holen, d as ich eben vergessen habe. -

(Vizepräsident Piedmont: Bitte! - Abg. Dr. Kohl: 
Wenn dadurch die Erleichterung kommt, Herr 

Kollege Fuchs, warum nicht!) 

- Es k ann sein! 

Meine Da men und Herren! Die Forderu.ngen, die wir 
gegenüber der Pädagogischen Hochschule gestellt huben, 
sind auch von dem amtierenden Kultusminister bereits 
im Jahre 1958 zum Vortrag gebradü wurden. kh darf 
das zitieren. Der Herr Kultusminister hut vor der Ver­
tretervcrsummlung der Lehrer in Speyer am 26. Januar 
1958 folgendes erklärt: 

Das Abitur, die Reifeprüfung cine1· höheren Schule, 
muß künftig die Voraussetzung zum Studium für 
den Lehrerberul sein. 

(Kultusminister Dr. Orth: Auch heule noch!) 

Und da meine ich, sollten wir zunä<:hs t die Pädago­
gischen Akademien in ihrem Range heben. Den Auf­
bau hätte ich mir so vorgestellt: Da ließe s ich eine 
sehr schöne Symbiose herstellen zwischen unseren 
Pädagogischen Hochschulen und unserer Landesuni­
versität, daß ein Teil der Studienzeit nat:h meiner 
Meinung zur Hälfte oder zum größeren Teil an der 
Pädagogischen Hochschule abgelegt werden soll. Aber 
Jeder Studierende, der angehende Lehrer, sollte 
au.cll ein oder zwei oder drei Semester zur Univer­
sit ät gehen. 

- Er wollte sie sogar zur Universität schicken -

Er sollte auch dort einmal die Universi tas der Wis­
senschaft, an der er t eilhaben soll, kennenlernen. 
Wenn wir das a lles erreicht haben, können wir 
darangehen, unsere Schulen zu verbessern. 

Herr Minister! Wenn Ich das wörtlich nehme, könne n 
Sie seit fünf J ahren nicht darangehen, unsere Schulen 
in d iesem Lande zu verbessern. Aber so wi ll ich es 
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gar nicht ausdrücken. Ich will nur sagen, was Sie selbst 
vor fünf Jahren gesagt haben, fordern wir erneut. Und 
was wir für unsere Schulen viel früher gefordert haben, 
das ist keine wie aus der Pistole geschossene, sondern 
eine aus der Entwicklung notwendige Forderung. Sie 
bleibt im Raum stehen, und wir werden Sie auch von 
dieser Forderung nicht befreien. 

Nun haben Sie über <iie Zahl der Abiturienten eine 
Rechnung aufgemacht. Wenn sie stimmte, meine Da­
men und Herren, hätte der Herr Minister heute zum 
Ausdruck gebraclit, daß es übe1·haupt nicht möglich ist. 
die notwendige Zahl an Abiturienten hervorzubringen, 
die den Lehrerberuf ergreifen will. 

(Kultusminister Dr. Orth: Nein, das habe ich nicht 
gesagt!) 

- Dncli, Sie haben hier gerechnet und gesagt: Wir haben 
doch schon überall die höheren Schulen. und rechnen 
Sie einmal für die Zukunft, wenn von hundert Schülern 
allein 2!> Lehrer werden wollen, woher sollen denn die 
Philologen und die anderen Berufe kommen? - Das 
haben Sie hier zum Ausdruck gebracht. 

<Kultusminister Dr. Orth: Nein, das habe ich nicht. 
gesagt!) 

- Dorh. Herr Minister, das haben Sie gesagt! 

(Kultusminister Dr. Orth: Nein!) 

- Gut, dann habe ich Sie mißverstanden. Sie haben 
auch gesagt: Die Zahl der höheren Schulen braucht 
nicht erhöht. zu werden. Sicher, wir haben eine Reihe. 

(Abg. Schwarz: Wir haben drei neue!) 

Nur habe ich gesagt, wir brauchen offensichtlich noch 
mehr höhere Schulen und solche, die wir näher an die 
Dol'fbevölkerung heranbringen. Der Herr Minister sagte, 
wir sollen ihm noch Orte benennen, wo höhere Schulen 
hinkommen können. Das kann geschehen. Wenn dem so 
wäre, <luf! das Reservat der Degabungen - es is t kein 
sd1önes Wort, aber es gibt offenbar kein besseres -
.,chon weitgehend erschöpft sei, dann muß unsere Bc­
v<>lkE>rung in Rheinland-Pfalz weniger intelligent sein 
als in an<ieren Ländern. Das ist aber wahrlich nicht so. 
Wenn von den vergleichbaren Jahrgängen in Rhein­
l<Jnd-Pfalz 4 Prozent zum Abitur kommen -

(Abg. Dr. Kohl: Das ist eine Zahl von vor 1.wei 
.Jahren, die auch nicht mehr stimmt!) 

- Na gut. dann sind es 4,6 v. H. 

f/\bg. Kölsch: Woanders ist die Relation nicht 
gün;,ligei· geworden! - Abg. Dr. Kohl {zur Abg. 
Köl.~ch gewn>ndtJ: Wo ist woanders'! - Es sind 

jetzt 8 Prozent, genau das doppelte!) 

- Herr Kollege Dr. Kohl, wir brauchen uns gar nicht 
rlarüber z.u streiten, daß in der Tat die Zahl der A.bl­
turient~n auch im Prozentverhältnis der Geburtenjahr­
gänge in Rheinland-Pfalz niclit so hoch ist wie in ver­
gleichbRren anderen Bundesländern. 

iAbg. Dr. Kohl: Sicherlich, aber warum? Das 
mü;;sen Sie auch sagen!) 

- Das ist ja meine Forderung. Wir müssen versuchen, 
lllit unseren Srhul('n näher zu den Menf:Chen hin:r.ukom-

men. Ich bin nicht der Meinung, daß der Herr Minister 
recht hat, daß hier schon alles getan sei, was m ög.lich 
ist. 

(Abg. Dr. Kohl: Das hat er doch gar nicht gesagt, 
Herr Kollege Fuchs!) 

- Sehen Sie, Herr Kollege Dr. Kohl, ich bin ja nicht so 
bösartig, zu sagen, daß das, was Sie dauernd dazwischen­
rufen, eine Kritik u.m der Kriti k willen ist. Man sollte 
soldle Dinge sehr ernst nehmen. 

(Abg. Dr. Kohl: Das tun wir!) 

Wir wet·den un:> auch in den kommenden Jahren dar­
über zu unterhalten h aben. 

Nocl1 ein Wort zum zweiten Bildungsweg, Herr Mini­
ster. lch stelle noch einmal fest: Es gibt in Rheinland­
Pfalz als dem einzigen Land der Bundesrepublik keine 
Ober:;tufe des Zweiten Bildungsweges, die zum Abitu r 
führt. Der j-unge Mann, der nach Speyer geht, bekommt 
das Zeugnis in die Tasche, daß er Pädagogik studieren 
kann. Sie haben vorhin gesagt: Wenn einer den. Wunsch 
äußere, nicht Lehrer zu. werden, dann bekäme er das 
Zeugnis für die Hochschulreife. So ·einfach ist es doch 
wohl nicht, Herr Minister. E r muß sich doch dafür 
einer Sonderprüfung unterziehen. So. wie Sie es vorhin 
dargestellt haben, hat es sich angehört, als daß einer 
kommt und sagt: Hi:\ren Sie mal. ich habe gar keine 
Lust , Lehrer zu Wt:!t·den. Und dann geben Sie ihm ein­
fach das Zeugnis der Hochschulreife, um zur Univer­
sität ;:u gehen. So ist es vorhin hier dargestellt worden. 

(Lebhafte Unruhe bei der CDU.) 

Sn ist es nic.:\.;.t ! Er muß eine Sonderprüfung ablegen. 

<Abg. Dr. Kohl: Da haben Sie recht, so ist es nicht. 
So ist es aber auch nicht gesagt wurden!) 

Wir meinen, daß diese Oberstufe des zweiten Bildu.ngs­
wegcs mehr au~gebaul werden muß. 

(Abg. Dr. K ohl: Da sind wir einer Meinung, Herr 
Kollege Fuchs! 1 

Ich verstehe nicllt, warum das nicht schneller geht. Der 
Herr Minister sagte. es seien mehr Bewerber da, als 
man aufnehmen könne. Ist das nicht eine traurige Fest­
s tellung im Jahre 1963, daß man nicht die paar Räume 
mehr schaffen kann? 

(Abg. Schwarz: Herr Kollege Fuchs, das ist doch 
billig. In Hessen ist es genauso!) 

- Aber das ist gar nicht billig, Herr Kollege Schwarz, 
sondern ganz ernst gemeint. 

(Weitere Unruhe bei der CDU.) 

- Sie müssen es sich halt anhören. es nut..:t Ihnt-n gar 
nichts. Ich muß sagen, es ist schon eine bittere Feststel­
lung, speziell auch im Hinblick auf den notwendigen 
Lehrerl>cruJ. 

(Kultusminister Dr. Orth: Drüben über dem Rhein 
ist es genau.so wie hier, Herr Kollege Fuchs 1) 

- Sie wissen aber, daß andere Lä nder vie l mehr srJlcher 
Institute haben. Sie wissen auch, daß sie mehr Teil­
nehmer h::iben. 

(Abg. Dr. K ohl; Das ist gar nicht wahr. wo denn? 
Es gibt ja nur drei Institute !) 
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- H0rr Kollege Dr. Kohl, die Zahl der Besucher der 
Oberstufe des Zweiten Bildungsweges ist in jedem an­
deren Bundesland höher als in Rheinland-Pfalz. 

Herr Kollege Schwarz, nun zu Ihren Ausführungen. Ich 
muß ehrlich sagen, ich habe mir vorhin überlegt, als Sie 
gesagt haben, der Lehrerberuf werde abgewertet, wenn 
man von Notmaßnahmen usw. spreche, welchen Aus­
druck man wählen soll. 

(Abg. Schwarz: Behelf>;-, habe ich gesagt!) 

- Herr Kollege Schwarz, das ist ja wohl ein Wortspiel. 
Man kann auch der Meinung sein, daß der Begriff 
„Notmaßnahme" noch härter ist. Id1 habe mir die ganze 
Zeit überlegt, welchen Ausdruck man dafür finden 
kann, Sie huben heute morgen ausführlich über Sonder­
maßnahmen gesprochen. Der Herr Kultusminister hat 
sich ebenfalls sehr lange damit beschäftigt. Ich hoffe, 
daß wir uns im Kulturpolitischen Ausschuß darüber 
eingeh0nd und seh1· ernst unterhalten können. 

(Abg. Dr. Kohl : Das ist der Sinn der Sache!) 

Das alles aber enthebt Sie in diesem Hause nicht der 
Vcl'pflicMung, dem Lehrernachwuchs die ihm zuste­
hende Hochschule zu geben. Und es enthebt Sie nicht 
der Verpflichtung, auch den besoldungsmäßigen Rahmen 
füt' unsere Lehrer so zu gestalten, daß dieser Beruf in 
der Tat noch vom Staat her die notwendige Anerken­
nun~ erfährt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizt'präsid<'nt Picdmont: 

D11s Wort h11t der Herr Abgeordneter Dr. Kohl (CDU). 

(Abg. Völker: Machen Sie jetzt nicht wieder 
ulles kaputt, Herr Kollege!) 

Abg. Dr. Kohl: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Verehrter 
IIcn· Kollege Völker, sind Sie unbesorgt, ich will Ihre 
Hube nicht stören, obwohl das reizvoll wäre, sondern 
möchte hier vet·suchen, bei diesem wirklich ernsten 
Thcmu zu einem friedlichen Abschluß zu kommen. 

Herr Kollege Fuchs, der Herr Kultusminister und der 
Ileri· Kollege Schwarz haben meines Erachtens zu Recht 
gcsugt, daß Sie nur von Versäumnissen sprachen und 
zu wenig von den Leistungen, die mindestens auch aus 
Ihrer Sicht feststellbar sind. Man kann natürlich, ver­
ehrtet· Herr Kollege Fuchs, der Meinung sein, daß 
es nicht Aufgabe der Opposition ist, eine Laudatio zu 
halten, sondern Aufgabe der Regierungsfraktion, die 
die Regierung trägt. Trotzdem sollte man sich über­
legen, ob man nicht auch von ihrer Seite anerkennen 
soll, was geschehen ist, wenn man im gleichen Atem­
zug von Gemeinsamkeit spridlt. Insofern muß man sich 
doch überlegen, ob der Vorwurf „Kritik um der Kritik 
willen" nicht berechtigt ist. 

Wir haben bei dieser Anfrage erreichen wollen, daß das 
Hohe Haus und damit die Öffentlichkeit unseres Lan­
des Gelegenheit erhält, einmal die großen Sorgen um 
den NRchwuchs in unseren Schulen und den Lehrer­
nachwuchs genau zu prüfen. Wir haben jedoch, wenn 
ich das alles überblicke, eine recht sachkundige und 
gute Diskussion geführt, wenn ich nur an das persön-

liehe Bekenntnis des Herrn Kollegen Marten~t~in, der 
hier als ein erfahrener Mann seines Beru!es gesprochen 
hat, denke. Ich meine, wir sollten uns über eines klar 
sein: gleich, ob hier eine Regierungskoalition der CDUi 
FDP regiert oder meinetwegen der Kultusminister von 
der Sozialdemokratie gestellt würde. 

(Unverständlicher Zwischenruf des 
Abg. Müller, Herb.) 

- Bitte schön, Herr Kollege Müller, von diesem Traum 
träumen Sie schon viele Jahrzehn te und Sie haben 
seine Erfüllung doch nicht erlebt. 

(Beifall bei der CDU.) 

Ich will Ihnen aber die HoI!nung nicht nehmen, das 
wäre unfair. 

{Heiterkeit im Hause.) 

Sie sollen in dieser Hoffnung weiterleben. 

(Abg. Hachser: Wir wissen, wie wohl diese 
Hoffnung begründet ist!) 

- Aber, Herr Kollege Haehser, wenn ich Sie betrachte, 
dann \vürde ich das auch sagen. 

(Lebhafte Heiterkeit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt einfach bestimmte 
Grundtatbestände, mit denen wir uns heute bei der 
Frage des Lehrernachwuchses auseinandersetzen müs­
sen. Und das sagen Sie, meine Damen und Herren von 
der SPD, draußen viel zu wenig in der öffenL!ichen 
Diskussion. Deswegen müssen wir es in aller Sach­
lichkeit nachtragen. Die Tatsache, daß wir heute in 
unseren Gymnasien die gcburtenschwacl1en Jahrgiingc 
vun 1943, 1944 und 1945 huben - Jahrgiinge, die des­
halb so geburtenschwach sind, weil die dumaligen Zeit­
läufe demenbpt'f't'hend war<>n, Zeitliiufl', die niemand 
von uns zu vertreten hat - ist mitentscheidend. Auf 
einer solchen Grundlage - insofern hat der Kultusmini­
ster natürlich völlig recht, Herr K ollege Fudls - kann 
man natürlich n icht erwarten, daß wir in einer beson­
ders großen Znhl den Lehrernachwuchs gewinnen kön­
nen. Denn leider Gottes geht die statistische Schere 
auseinander: auf der einen Seite die 20jlihrigen, aus 
den geburtenschwachen Jahrgängen, auf der anderen 
Seite die geburtenstarken Schuljah rgiinge Lmserer Zeit. 
Daß diese geburtenstarken Jahrgänge vorha nden sind, 
das scheint mir, nebenbei bemerkt, kein schlechtes Zei­
chen für diese Zeit und !ür die Politik, die in dieser 
Zeit getrieben wurde, zu sein. Aber das nur nebenbei. 

(Beifall bei der CDU.) 

Dann ist ein zweites. Der Herr Minister hat zu Recht -
und ich habe eigentlich bedauert, daß Sie dazu kein 
Wort gefunden haben - davon gesprochen, daß der 
Lehl'erberuf - und zwar verstehe ich darunter in die­
sem Falle Lehrerberufe in allen Bereichen - ich habe 
das auch bei meiner Rede zum Kultusetat im vergan­
genen Dezember ausgeführt - heute in der öffentlichen 
Meinung, in den Prestigevorstellungen unseres Volkes 
nur gering eingestuft wird. Es nüt2t uns nichts, wenn 
wir hier jetzt gemeinsam beklagen und sagen: Der 
Lehrer hat nicht mehr die Reputa tion wie früher, wo 
häufig das Dreigestirn Pfarrer, Lehrer und Bürgermei­
ster die dörfliche Gemeinschaft bewegt und beherrscht 
haben. Die Dinge haben sich geändert, und wir müssen 
uns mit diesen geänderten Verhältnissen auseinander­
setzen. 

(Abg. Völker: Ganz richtig!) 
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Wir müssen hier neue Wege gehen. Wir können aber 
eines nicht ändern - und wer behauptet, daß er das 
!rnnn, dem würde ich zum mindestens unterstellen, daß 
er nicht mit offenen Karten spielt -: Wir können nicht 
ändern, daß dieser Beruf überwiegend. und zwar in 
der ganzen Welt - Herr Schwarz hat das auch schon 
l';('Sa~l -. ein Frauenberuf geworden ist, mit dem zu­
.satzlichen Risiko, daß ein Großteil der jungen Lehrerin­
nen wegen Heirat schon sehr bald aus ihrem Beru! 
ausscheidet, und häufig - und das ist eine Entwick­
lung, die sich in Amerika schon vor zwanzig Jahren 
anbahnte - dann aber mit 40, 45 Jahren wiedi>r in den 
LC'hrerberuf zurückkommt. Damit müssen wir uns aus­
ein;;ndersetzen. Wir können das bedauern, meine Da­
men und Herren; aber wir können es nur zu einem 
~~ehr geringen Umfange ändern. 

Zur Frage der Abiturienten möchte ich hier auch ein 
Wort sagen. Es wird bei dieser Deb;;Ue natürlicher­
weise nur vom Lehrernachwuchs gesprochen. Bei der 
geringen Zahl der vorhandenen Abiturienten aus den 
gebu1·ten,-chwnd1en .Jahr"(8n~en müssen auch alle <m­
deren Berufe, auch wichtige akademische Berufe, bei 
denen das Abitur eine unabdingbare Voraussetzung ist, 
mit steigenden Schwierigkeiten kämpfen, so daß wir 
gar nicht umhinkönnen, die Maßnahmen, die der Herr 
Kultusminister eingeleitet hat, mit zu en.vägen. 

Und, Herr Kollege Fuchs, ich vermag nicht einzusehen, 
w<irum wir angesichts des Lehrermangels in unserem 
Lande zunächst einmal bei dem ersten Schritt, der Ein­
richtung des Speyerer Instituts, nicht so handeln muß­
Len. wie wir gehandelt haben, und dort nur d1e Fa­
kultätsreit'e verleihen. Das ist in keiner Form eine Dis­
kriminierung des Berufsstandes, sondern das ist - es 
ist auch in Speyer bei der Eröffnung deutlich gesagt 
worden - eine Übergangslösung, die wir auch für eine 
Übergangszeit bejahen. Es gibt heute. ich glaube, mit 
Ausnahme des juristischen und des philologischen Be­
n1fes, in jeder anderen Laufbahn, auch akademischen 
Laufb<lhnen, die Durchgangsmöglichkeit über die soge­
nannte Fachschule. Ob es ein Diplom-Landwirt ist, ob 
es ein Diplom-Volkswirt ist, ob es ein Diplom-Chemi­
ker bt, der über ein Chemotechnikum mit einem guten 
Exmnen den Aufstieg erreicht -, solche Möglichkeiten 
gibt f's überall. Und wenn es diese Möglichkeiten über­
all gibt, dann ist es auch in diesem Fall keine Disl{ri­
minierung. 

Wil' ~ind uns völlig einig, daß wir die Institute des 
Zweiten Bildungsweges soweit wie möglich ausbauen 
wollen. Die Koalitionsparteien haben sich beim Ab­
schluß der Koalition auch dazu verpflichtet, daß wir 
so bald wie möglich im Nordteil unseres Landes - der 
Ort is t noch nicht bestimmt - ein zweites Institut 
errichten. Darüber hinaus treten wir dafür ein, das 
jetzt bestehende Speyerer Institut in seiner baulichen 
Voraussetzung zu verbessern. 

Wenn Sie :sehen, was der Steuerzahler an Mitteln auf­
bringt für jeden Stipendiaten des Zweiten Bildungs­
weges in Speyer, dann scheint es mir auch berechtigt 
:.-:u sein, daß wir zunächst einmal den dringendsten 
Mangelberuf, den wir.- auch von seiten des Staates 
mitzubedienen haben, nämlich den Lehrerberuf. mit 
Ab~olventen des Zweiten Bildungsweges versorgen. Da­
für hat auch die Bevölkerung Verständnis, wenn man 
e;: ehrlich sagt. 

(Beifall bei der CDU.) 

Und ein zweites, Herr Kollege Fuch:;, Sie sprachen 
wieder - das ist die alte Mär aus dem vergangenen 
'V:ihlkampf - vom Prozentsatz der Abiturienten in 

Rheinland-Pfalz. Zunächst stelle ich noch einmal, zum 
wievielten Male fest: Sie arbeiten hier mit veralteten 
Zahlen; die sind natürlich für Ihre Argumentation 
günstiger, sie bleiben aber trotzdem unrichtig, weil sie 
veraltet sind. 

CAbg. Kölsch: Nein. nein! Rufen Sie bitte nachher 
einmal an!) 

- Ich brauche da nicht anzurufen, ich wem das, verehrte 
Frau Kolleginl 

(Abg. Kölsch: Wir haben die richtige Zahi!) 

Ich kann nur feststellen, daß wir in Rheinland-Pfalz in 
der Pro-Kopf-Zahl Abiturienten zur Gesamtbevülkc · 
rung einen Rückstand haben, meine Damen und Her­
ren, das hat nie jemand bestritten. Was wir abet· be­
streiten, ist, daß Sie daran politische Konsequenzen 
knüpfen, die einfach unrichtig sind, weil nämlich in 
diesen Konsequenzen nicht enthalten ist die Geschichte 
dieses Raumes links des Rheins in den letzten 150 Jah­
ren, die ganz anders gelaufen ist als vergleichsweise in 
Berlin, in Hamburg, als vergleichsweise - - bitte ~diön ! 

(Abg. Fuchs: Die Stadtstaaten nehme ich nicht als 
Beispiel!} 

- Aiso, gut, dann nehmen Sie meinetwegen das Beispiel 
Hessen. Nun, verehrter Herr Kollege Fuchs, nehmen wir 
mal das Beispiel Hessen. 

(Zuruf des Abg. Schwarz.) 

- Einen Augenblick! 

Hessen hat rund 4,6 Millionen Einwohner. Nehmen Sie 
die Stadtregion Frankfu.rt mit l Million Einwohnern 
heraus, dann haben Sie ein Land, das praktisch ge­
nauso groß ist wie Rheinland-Pfalz jetzt. Mit einet· 
ähnlichen Struktur, mit ländlich weiten Gebieten - in 
Oberhessen und im Odenwald - und mit Städten, wie 
auch wir sie haben; Hessen hat dann im Vergleich sogar 
noch ein paar- Großstädte mehr. Wenn Sie einmal diese 
Statistik aufmachen, werden Sie l'eststellen, daB in 
Hessen die Verhältnisse keinen Deut <1nders sind Hls 
hier in Rheinland-Pfalz. 

{Beifall bei der CDU. - Zuruf des Abg. 1''uchs.) 

Dodt, Herr Kollege Fuchs! kh kann bloß nicht zwei 
verschiedene Größen miteinander vergleic.hen. 

Sie können auch - vorhin kam wieder der Vorwurf ':ll~ 

Zwischenruf; ein Zwischenruf, der mir völlig unver­
ständlich ist - aus Ihrer Skht. so wie die moderne 
Sozialdemokratie sich vom Volke her gerne begriffen 
sehen möchte -, nicht jede einzelne Dorfschule auflösen; 
auch Sie müssen ein Interesse an einer vernünftigen 
G rößenordn.ung der heirri~atgebun.denen Volksschule 
draußen haben. Und wenn Sie dies alles mit den geo­
graphischen und -den soziographischen VerhiHtnissen 
unseres Landes konfrontieren, kommen Sie gar nicht 
drumherum, daß auch Rheinland-Pfalz in einem be­
stimmten Umfang für die Zukunft Kleinschulen haben 
\Viri:I, und zwar weil die Verhältnisse uns dazu zwingen. 
Genau wie auch heute nnch, meine Damen l!nd Herren 
von der SPD, Hessen Kleinschulen besitzt; bloß spre­
chen Si~ 1fort weniger davon: dort werden die Dinge 
anders dargestellt. 

Es steht für uns außer Frage, daß unsere g<mze Energie 
in diesen Jahren darauf gerichtet sein muß, die Bil­
dungsreserve - es ist ein schre<klkhe~ Wort. aber es 
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hal sich leider Gottes in die Debatte eingeschlichen 
und hült sich - überall in unserem Lande voll zu akti­
vieren, voll auszuschi.ipfen. Inwieweit das möglich ist, 
Herr Kollege Fuchs, indem man, wie Sie sagen, die 
Gymnasien niiher ans Dorf heranführt - das ist nämlich 
die K<>nsequenz Ihrer Formulierung -, das wage ich 
hier nicht ohne weiteres zu. beurteilen. Wenn Sie eine 
solch~ Miiglichkcit nachweisen, haben Sie die Stimmen 
der CDU-Fraktion dafür. 

(Abg. Fuchs: Gut!) 

kh fÜl'('hlc nur, verehrter Herr Kollege Fuchs, es wird 
Ihnen sdiwer!allen, über das hinaus, was nicht nur der 
Kultusminister hier sagte, sondern was Sie im Kultur­
politischen Ausschuß des vergangenen Landtages anläß­
lich einer Vorlage des Kultusministeriums zum Thema 
Ausbau der Gymnasien in Rheinland-Pfalz mitbeschlos­
sen huben - und Sie werden nicht bestreiten können, 
dtill wir durübcr gesprochen haben - , -

<Abg. Fuchs: In dem Falle haben wir darüber 
gesprochen!) 

- Gut! Wir sind jetzt, glaube ich, Herr Minister, bei 106 
Vollgymnasien in unserem Lande; so ungefähr ist die 
Zahl, etwus über hundert. Wenn Sie oder jemand aus 
dem Ministerium nachweisen kann, daß nun an diesem 
oder jenem Ort ein Bedürfnis für ein Gymnasium be­
~!dit, dnnn findet das sicherlich unsere Billigung. Nu1· 
kann man es nicht so macll.en, daß man in jeden Kreis 
drei oder vier Gymnasien setzt und gleichzeitig, meine 
Damen und Herren, nicht daran denkt, daß dieses Land 
nichi nur im Bereicll. der Schulpolilik Verpflichtungen 
hat, s<>ndern in vielen anderen Bereichen genauso, und 
daß wir uns, relativ gesehen - auch hier sollten Sie 
d1Jch mal den hessischen Vergieich ansteHen -, sehr 
viel güns tiger :::tellcn als vergleichsweise Hessen. 

Meine Bitte wäre: Wenn Sie in Zukunft über diese 
Frage sprechen, ziehen Sie tatsächlich vergleichbare 
Grüßen heran, und ziehen Sie keine Größen heran, die 
i-;ich mit unseren Verhältnissen nicht vergleiche n lassen. 

(Abg. Fuchs: Aber, Herr Kollege!) 

Meine Damen und Herren! Wir von der Christlich- De­
mokrulischen Union sind enbchlos~en, alle Wege mit­
zugehen, ulle Wege zu unterstützen, die so schnell wie 
mvglich eine Beseitigung der Lehrernot herbeiführen. 
Wit• sind bereit, alle Vorschläge genau zu prüfen; und 
wir sind so modern, meine Damen und Herren, wie Sie 
von der Soi.laldcmokratie, trotz all ihrer Wandlung in 
der jüng~len Zeit, gar nicht sein können. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU.) 

Seien Sie versichert - wir haben es, der Herr Minister­
prfü;idenl für die Landesregierung und ich für die Frak­
tion der CDU, von dieser Stelle aus schon einmal er­
kUirt -: Wir werden in diesen vier Jahren eine dyna­
mische Politik mit dynamischen Mitteln machen. 

(Abg. Fuchs: Das haben wir heute gemerkt!) 

Und, meine Damen und Herren, wir werden uns dabei 
von niemandem - ich sage es Ihnen noch einmal -
übertreffen lassen, gerade in diesen Fragen, die hier 
angesprochen wurden. 

Wir sind der Meinung, daß es hier um eine wichtige 
Frage der deutsclien Politik und insonderheit der Lan­
despolitik geht. Es geht hier um eine entscheidende 

Frnge der Zukunft unseres Volkes. In dieser Frage wer­
den wir so unseren Mann stehen, wie wir uns das vor­
stellen. 

Herr Kollege Fucll.s, wir sind bereit. wenn wir über 
die.:;e Debatte im Ausschuß noch einmal sprechl'll, die 
Vorschläge, die Sie leider hier nicht gemacht haben, 
entgegenzunehmen. 

(Abg. Fuchs: Ich h<ibe seht· konkrete VorschWge 
gemacht!) 

Ein Vorschlag, den Sie gemacht haben, wur die Ein­
führung der L-Besoldung. 

(Abg. Fuchs: Aber, Herr Kollege Dr. Kohl, das 
war ein Vorschlag! ~ Widergpruch bei der SPD 

und Zurufe: Das war ein Vorschl<.1g!) 

- Entsdrnldigung, wo ich in Ihren Vonchlägcn anfange, 
müssen Sie mir überlassen. Sie haben unter anderem -
wenn Sie das beruhigt - die L-Besoldung verlangt. Es 
ist sehr die Frage - Sie wissen das so gut wie ich -, ob 
Sie dadurch einen einzigen Lehrer mehr gewinnen. kh 
habe Zweifel. 

Sie haben das Verlangen gestellt auf Einführung wis­
senschaftlicher Pädagogischer Hochschulen. Sie huben 
nicht ganz klar gesagt, ob Sie diese an die Universitä­
ten legen wollen oder einen anderen Ort. Daraus er­
gibt sich für uns au.eh noch keineswegs eine Lösung zur 
Behebung des Lehrermangels. 

Wir sind mit Ihnen, meine Damen und Herren von del' 
SPD, in der Forderung einig: Es muß alles getan 
werden, um die Pädagogische Hochschule in unserem 
Lande - das hat vorhin der Herr Kollege Schwan~ be­
reits ganz deutlich gesagt - so schnell wie möglich in 
ihrer Ausgestaltung in einen Zus tand zu bringen, der 
uns befriedigt. · 

Aber, Herr Kollege Fuchs, es ist nicht damit gel<in, <lau 
man sagt: wissenschaftliche Hochschulen. Sie brnuchcn 
für diese wissenschaftlichen Hochschulen ein Dozcntcn­
ltollegium. Es gibt wenig Länder - ich vermisse das 
eigentlich in den Ausführungen des Herrn Kultusmi­
nisters -, die so viele Anstrengungen unternommen 
haben wie das Land Rhcinland-PCulz für den Nach­
wuchs an Dozenten für die Pädagogischen Hoch~chulcn 
in unserem Lande. Das ist eine hervorragende Lei­
stung unseres Landes, und wir haben hier eine ganze 
Menge qualifizierter Nachwuchskräfte herangebildet. 
Wir sind allerdings der Meinung, mit Titulaturen alle in 
ist es nicht getan. Die tatsächlichen Verhtiltnisse an den 
Hochschulen müssen dem völlig entsprechen. 

Wir müssen beispielsweise - und das war eine Voraus­
setzung für uns in der Fraktion - in der Frage der 
Rektoratsverfassung dann tatsächlich entsprccliende 
Kollegien haben, die in ihrer Mehrheit dem entspl'P.· 
chen, was an einer wissenschaftlichen Hochscliule nn 
Qualifikation vorausgesetzt wird. 

(Abg. Fuchs: Sind wir uns einig, daß wir die 
wissenschaftliche Hochschule wollen?) 

- Nein, Herr Kollege Fuchs, so einfach können wir es 
uns nicht machen. 

(Abg. Fuchs: Das wollte ich nur wissen!) 

- Was Sie mit der wissenschaftlichen Hochscliule wirlc­
lich wollen, haben Sie hier nicht gesagt. Darüber wer­
den wir uns wohl in wenigen Wochen in einem ande-
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re n Zusammenhang unterhalten müssen. Herr Kollege 
Fuchs, darüber wollen wir heute nicht sprechen. Man 
m~rkt die Absicht; wir sind aber trotzdem nicht ver­
stimmt, wir sind nur etwas auimerksam. 

(Abg. Fuchs: Es ist die Frage, ob das eine oder 
das andere wichtiger ist!) 

Wir werden alles unterstützen, was dem Ausbau un­
serer Pädagogischen Hochschulen dient. Ich sage es 
noch einm1:1l: Wir sind sehr gespannt auf Ihre Vor­
~chliige und auf das, was Sie außer den Forderungen 
„wissenschaftliche Hochschulen" und „Einführung der 
L-Besoldung" uns noch vorschlagen. Beides erscheln1 
uns für cten Augenblick etwas wenig. 

(Abg. Fuchs: Es ist noch mehr, Herr Kollege Dr. 
Kohl! - Abg. Haehser: Mehr kann er nicht auf­

zählen, Herr Kollege Fuchs!) 

Wir sind mehr von dem überzeugt, was der Herr Kul­
tui;minister hier vorgetragen hat; denn das waren mei­
nes Erachtens, alles in allem gesehen, beachtliche Ta t­
sachen. und deswegen freuen wir uns über diesen Be­
richt. 

(Beifall rler cnu.) 

Vizepräsident Pledmont: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt (SPD). 

Abg. Sclunldt: 

Herr Präsident Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Dr. Kohl hat vorhin uns eine hoffnungsvolle 
Sache angekündigt, indem er sagte: „Die Landesregie­
rung und wir als CDU-Fraktion ... " - er hat es viel­
mehr umgekehrt gesagt - „Wir als CDU-Fraktion und 
die Landesregierung werden in den nächsten vier Jah­
ren hier eine dynamische Politik betreiben!" 

(Abg. Dr. Kohl: Unbedingt!) 

Vielen Dank, Herr K ollege Dr. Kohl, ob dieser An­
kündigung, 

ri) werden wir Ihnen dabei helfen, 

h) haben Sie damit die Richtigkeit der Wählerentschei­
dung von 31. März dieses Jahres unterstrichen. 

(Starker Beifall der SPD.) 

Wenn die Änderung der Mehrheitsverhältnisse allein zu 
diesem Erfolg geführt hat, dann sind wir heute noch 
clen Wählern dafür sehr dankbar. 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD.) 

Es gibt doch keinen Zweifel darüber, daß in den ver­
gangenen Jahren gerade die Kultur- und Schulpolitik 
dieses Hauses unter der einseitigen Mehrheit. der CDU 
allzu st::irk gelitten hat. 

(Sehr gut ! und Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir freuen uns daher über jede neue Erkenntnis unct 
über jeden Fortschritt, den wir in Ihrem kulturpoli­
tischen Denken :feststellen können. 

(Abg. Fuchs: Sehr gut!) 

Wir sind Ihnen nicht böse darüber, sondern es kommt 
am Ende auch uns auf die Sache an. 

Wir werden nicht allzu stark in der Vergangenheit 
herumkramen, wenn es darum geht, vorw~rts zu kom­
men. Aber, Herr Kollege Dr. Kohl, ich warne Sie, es 
sich immer wieder allzu leicht zu machen; 

{Abg. Dr. Kohl: Das müssen Sie auch an Ihre 
eigene Adresse sagen!) 

denn hin und wieder könnten wir dann doch gezwun­
gen sein, festzustellen, wie das alles e!nm11l hier gese­
hen wurde. 

kh möchte Sie vor t>inem 7.weiten Irrtum warnen, näm­
lich bei dem Vergleich mit Hessen die Stadt Frankfurt 
einfach herauszunehmen u.nd zu sagen, was dann übrig 
bleibt. ist uns ähnlich. Das wäre genauso, als wenn wir 
wirtsc.-h<dl.spolitisch die St~dt Ludwigshfl.fen 

(Abg. Dr. Kohl: Nein, da haben Sie drüben Kassel!) 

bei der Beurteilung der rheinland-pfälzischen Wil't­
~cha ftskraft herausnehmen wollten. 

(Zurufe von der SPD : Sehr rlchtip;!) 

Herr Kollege Dr. Kohl, so kann man es doch nicht ma­
chen! Daß die Stadt Frankfurt für HessP.n einen großen 
Anziehungspunkt besitzt, auch bezüglich des Besuchs 
von höhe~n Schulen, steht doch außerh-'llb jeden Zwei­
fels, 

(Abg. Dr. Kohl: Das habe ich doch gesagt!) 

- Entschuldigen Sie, deshalb können Sie s ie doch nicht 
herausnehmen 1 

(Abg. Dr. Kohl: Doch!) 

Tatsache ist und bleibt - und das können Sie nicht be­
streiten -, daß bis zur Stunde das Land Rheinland- Pfalz 
bezüglich des Prozentsatzes der Abiturienten noch im­
mer im Vergleich zu den ähnlichen Liindern auf der 
Bundesebene am Schluß lieJ?t und noch immer diP. nie<i­
r lgste Zahl hat. 

(Zurufe von der SPD: Jawohl! - Abg. Dr. Kohl: 
Das habe icll doch auch gesagt!) 

Man soll doch nicht so tun, als ob diese T a tsache nicht 
mehr bestünde 1 

(Abg. Dr. Kohl: Entschuldigen Sie, das habe ich 
gesagt!) 

- Nein. Sie haben in Ihren Ausführungen versucht. 
diese Tatsache zu verschleiern oder zum Vergessen zu 
bringen, sonst hätte ich mich doch nicht zu, Wort ge­
meloet! 

Einig sollten v.:ir uns darUber sein: <laß \Vir .c:H~r.c Tnt· 
sache nicht schnell genug aus der Welt räumen können. 

Noch eine Erinnerung an den Herrn Kultusminister 
bezüglich der L-Besoldung: Wenn ich richtig unterrich­
tet bin, hat die Kultusministerkonferenz vor einiger 
Zelt einstimmig empfohlen, die L-Besoldung einzufüh-
rcn. 

(Zurufe von der SPD: Jawohl!) 

Herr Kultu~minii:t.er, wenn dem so ist, sollten Sie auch 
hier 1m Landtag zu dieser Empfehlung stehen! Wir 
Sozialdemokraten werden Ihnen bei der nächsten Haus­
haltsberatung dazu Gelegenheit geben! 

(Anhaltender und starker Belf2ll der SPD.) 
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Meine Damen und Herren! Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich schlage dem Hohen Hause vor, die Große Anfrage 
dem Kulturpolitischen Ausschuß als Material zu über­
weisen. - Das Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung -

(Unruhe im Hause. - Verschiedene Zurufe: 
Mittagspause!) 

- Meine Damen und Herren! Mittagspause? Ich hatte 
geducM, daß die Große Anfrage noch begründet wird. 
Vor der Aussprache würden wir dann die Mittagtipause 
einlegen, weil sonst in der technischen Abwicklung 
vielleicht Schwierigkeiten wegen der Länge der Pause 
cnt~tehcn. 

{Verschiedene Zurufe: Nein!) 

- kh unterbreche dann die Sitzung. Wiederbeginn ist 
um 14.15 Uhr. Die Sitzung ist unterbrochen. 

Unterbrechung der Sitzung: 12.48 Uhr. 

Wiederbeginn der Sitzung: 14.20 Uhr. 

Vizepräsident Piedmont: 

Meine Damen und Herren, die Sitzung ist wieder er­
öffnet. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. Aus­
sta~tung der Pädagogischen Hochschulen 

- Drucksache II/22 -

Zur Begründung der Großen Anfrage erteile ich - -

(Abg. Fuchs! Zur Geschäftsordnung! Ich bezweifle 
die Beschlußfähigkeit des Hauses! - Abg. Völker: 

Das Ha us ist nicht beschlußfähig!) 

- Herr Abgeordneter Fuchs, nach der Geschäftsordnung 
ist er~l bei der Abstimmung oder einer Beschlußfassung 
die Beschlußfähigkeit des Hauses festzustellen. Ich habe 
die Abgeordneten gebeten, um 14.15 Uhr wieder hier 
zu erscheinen, um die auf der Tagesordnung stehenden 
Punkte zu beraten. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Barthel (SPD} das Wort 
wr Begründung der Großen Anfrage. 

(Anhaltende Unruhe bei der SPD. - Abg. Völker: 
Das ist ein Ding der Unmöglichkeit! Das ist 

eines Parlamentes nicht würdig!) 

Abg. Barthel! 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
im Auftrag der sozialdemokratischen Fraktion die 
Große Anfrage Drucksache II/22, betreffend die Ausw 
stattung der Pädagogischen Hochschulen unseres Lan­
des, zu begründen. Der Zusammenhang zwischen der 
Anfrage, die wir heute stellen, über die Ausstattung 
unserer Pädagogischen Hochschulen und dem Thema, 
das wir heute Vormittag miteinander diskutierten, ist 
sicherlich auch allen denjenigen klar, die heute früh 
von dem Rednerpult aus die bessere Ausstattung unse­
rer Pädagogischen Hochschulen nicht als eine unab­
dingbare Voraussetzung zur Milderung des Lehrerman­
gels anseh en wollten. 

Die Debatte heute früh hat eigentlich - so möchte ich 
sagen - sehr hoffnungsvoll begonnen. So wurde von 
dem Kollegen Schwarz davon gesprochen, daß unsere 
Volksschulen auf einer Basis beruhten, die vor Jahr­
zehnten gegründet worden sei, und man nunmehr daran­
gehen müsse, diese Basis in irgendeiner Form zu ver­
ändern. Er sprach auch davon, daß die hochschulmä.ßige 
Ausbildung der Volksschullehrer unter keinen Um­
ständen angetastet werden dürte. Ei· sprach schließlich 
davon, daß das Problem, unsere Pädagogischen Hoch· 
schulen zu wissenschaftlichen Hochschulen zu erheben, 
durchaus im Rahmen der künftigen Debatte hier in 
diesem Hause und im Kulturpolitischen Ausschuß auch 
von der CDU mit zur Diskussion gestellt werden könne. 
Das waren Töne, angeblasen von einem etwas kräftigen 
Märzwind, die uns sehr gut gefallen haben, Herr Kol­
lege Schwarz. 

{Abg. Haehser: Sehr gut!) 

Wir haben auch Ihren Appell an die Gemeinsamkeit 
gehört. Wir sind bereit, in diesen Fragen, die Sie hier 
angeschnitten haben und die ich genannt habe, mil 
Ihnen sehr eng zusammenzuarbeiten. Damit aber sind 
bereits zwei Fragen, welche die innere Ausstattung der 
Pädagogischen Hochschule betreffen, angeschnitten. 

Auch der Herr Kultusminister hat zunächst in seinen 
Ausführungen - auch vielleicht etwas getragen von 
diesem Märzwind - einen Ton angeschlagen, den wir 
bei ihm nicht immer gewohnt waren. Er sprach von den 
großen Sorgen, die er beim Thema Lehrermangel habe. 
Auch das hat uns außerordentlich gefreut, und wir 
werden ihn in seinen Bemühungen, diesen Lehrer­
mangel zu beheben, bei allen Maßnahmen unterstüb:en, 
allerdings nicht so bedingungslos, wie heute ein Spre­
cher der FDP hier sagte, daß er jede Form der Maß­
nahmen begrüßen und gutheißen werde. 

Etwas bedenklicher wurden wir allerdings bereits, als 
bei den langfristigen Maßnahmen zur Beseitigung des 
Lehrermangels uns nämlich Maßnahmen genannt wur­
den, die wir nicht zu den langfristigen zählen können, 
nämlich die Sonderkurse der Gymnasien, die Aktionen 
Daun und Speyer, während die eigentlichen Probleme, 
die mein Kollege Fuchs angesprochen hat und die wir 
als langfristige Maßnahmen zur Beseitigung und Behe­
bung des Lehrermangels nannten, von ihm nicht in 
dieser Ausführlichkeit dargelegt wurden. Eines dieser 
Probleme ist die bessere Ausgestaltung und Ausstat­
tung unserer Pädagogischen Hochschulen. 

Ich hatte an und für sich die Absicht, mich etwas mehr 
über die innere Ausgestaltung und Ausstattung der 
Pädagogischen Hochschulen im Rahmen unserer An­
frage zu verbreitern. Nachdem heute früh so außeror­
dentlich viel darüber gesagt worden ist, möchte ich die­
sen Passus meiner Ausführungen zugunsten der Zeit 
fast ganz streichen und nur einige wenige Bemerkun­
gen zur inneren Ausstattung der Pädagogischen Hoch­
schulen machen, die mir wesentlich erscheinen. 

Wir waren uns heute früh in der Frage einig, daß die 
pädagogische Ausbildung unserer künftigen Volksschul­
lehrer hochschulmäßig sein solle. Das waren die Aus­
fühnmgen der Sprecher aller Fraktionen einschließlich 
des Herrn Kultusministers. Ich habe leide1· in den Aus­
führungen des Sprechers der CDU-Fraktion und des 
Herrn Kultusministers eine Interpretation darüber ver­
mißt, was sie eigentlich unter „hochschulmäßig" ver­
stehen. 

Etwas sorgenvoller wird man, wenn man es mit der 
inneren Ausstattung der Pädagogischen Hochschulen 
ernst meint und hört, d aß die F akultätsre ife ohne wei-
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tert;.>:; eine Sache sei, die man im übrigen Wirtschafts-­
leben jederzeit beobachten und sehen könne. So wur­
den der So?:ialwirt herangezogen und eine Reihe von 
Beispielen genannt, die ich nicht wiederholen möchte. 
kh wcif3 nicht, Herr Kultusminister, ich kann mir diese 
Fi·age einCach nicht beantworten. Aber es scheint mir 
unwahrscheinlich zu sein, daß es Ihnen nicht klar sein 
sollte, daß das, was Sie hier als „Fakultätsreife" be­
zeichnen, im Grunde genommen keine ist; denn eine 
Fakultätsreife in Pädagogik würde mitbeinhalten, daß 
es eine Fakultätsreife wäre für die philosophische Fa­
kultät aller Universitäten. Wir haben also nicht eine 
Fakultätsreife - obwohl heute fruh dauernd davon ge­
sprochen ·wurde - al·1 Voraussetzung zum Studium an 
den Pädagogischen HocJ1s~11.ulen, sondern eine H ver" 
minderte Fakullätsreife", ein verminderte~ Abitur, 
nämlich die Fak11Itiitsreife, und dann noch einmal eine 
Verminderung, eine Verdoppelung der Verminderung. 

Zum Problem der wissenschaftlichen Hochschul~, das 
wesentlich zur inneren Ausstattung der Pädagogischen 
Hochschule gehört, möchte ich nicht die Einzelheiten 
vortragen, die es zu dem Problem vorzutragen gälte. 
Einige s ind bereits genannt worden: Rektoratsverfas­
sung, die Ausgestaltung der studentischen Selbstver­
waltung, die andere Form der Berufung der Professo­
ren unserer Pädagogischen Hochschulen, die von vielen 
als etwas herabwürdigend empfunden wird, da sie vor 
einem Herrn des Kultusministeriums noch einmal ihre 
Fähigkeiten nachprüfen la!:sen müssen, nachdem sie 
bereits ein Semester berufen waren, und eine ganze 
Reihe von anderen Dingen. 

Herr Kollege Dr. Kohl hat heute morgen gesagt, daß 
der Herr Kultusminister außerordentlich viel zur Be­
rnfung von Professoren getan habe und er den Weg 
beschreiten wolle, wissenschaftliche Hochschulen im 
Laufe der Zeit zu schaffen. 

(Abg. Dr. Kohl: kh habe gesagt. für die Ausbil­
dung des Dozentennachwuchses, verehrter Herr 
Kollege! - Abg. Dr. Neubauer: Und nicht für , 

wissenschaftliche Hochschulen!) 

- Wenn Sie von der Ausbildung des Dozentennach­
wuchs('s gesprochen haben, dann habe ich das in der 
~ile etwas mißverstanden oder überhört. 

(Abg. Dr. Kohl: Sie wollten etwas anderes hören!) 

Jeti konzediere Ihnen, daß gerade für die Ausbildung 
des Do?.entennachwuchses im Rahmen der Volksschul­
lehrerausbildung durchaus in diesem Lande etwas ge­
tan wird, was wir als vorbildlich anerkennen wollen. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU.) 

Zur Frage der Berufung der Hochschullehrer unserer 
Pädagogischen Hochschulen muß ich aber sagen, daß es 
eine ganze Reihe von Beispielen gibt, die man anders 
bezeichnen könnte als „sehr viel Mühe" und „vorbild­
lich". 

Ich kenne eine ganze Reihe von Professoren an Päd­
agogischen Hochschulen anderer Länder, die es dort 
inzwischen geworden sind, weil sie bei uns nicht so 
lange warten wollten, bis die Bürokratie ihre Arbeit 
erledigt hätte. Ich bin bereit, im Kulturpolitischen Aus­
s~huß dem Herrn Kultusminister die Namen dazu 
nennen. 

(Abg. Dr. Kohl: Das wäre verdienstlich!) 

Zum inneren Ausbau der Pädagogischen Rodl.schulen 
als wissen schaftliche Hochschulen gehört zweifellos die 

personelle Ausstattung. Und wenn der Herr Kultus­
minister der Meinung ist, daß diese noch nicht aus­
reicht und genügt, dann sollte er das unseres Erach­
tens mit aller Deutlichkeit sagen. Unsere Pädago~i­
schen Hochschulen sind etwa nach dem Vorbild der 
preußischen Pädagogischen Hochschulen gestaltet. Diese 
Hochschulen sahen vor, daß etwa für 300 bis 400 Stu­
denten 24 Professoren vorhanden sein müßten. Nun, 
das würde bedeuten, daß die Ausstattung unserer Päd­
agogischen Hochschulen heute bei 130 bts 140 Dozenten 
liegen müßte, von denen etwa zwei Drittel Professoren 
wären. Daß dem nicht so ist, wissen wir alle. Ich glaube 
sogar, wir müssen zugeben, daß dem bei uns heute 
nicht so sein kann. 

Aber, Herr Minister, wir hätten von Ihnen e rwartet, 
daß Sie uns auch hier sagen V\'Ürden, daß Sie außcr­
Ol'dentlich große Sorgen hätten. Vielleicht könnten wir 
Ihnen dann bei der Behebung dieser Sorgen etwas 
helfen. 

(Abg. Dr. Kohl : Sie sind so freundlich heute, 
Herr Barthel!) 

Nur diese Bemerkungen zur inneren Ausstattung der 
Pädagogischen Hochschulen heute! Wir werden zu ge­
gebener Zeit Ihnen unsere Vorstellungen zu diesem 
Thema in aller Ausführlichkeit entwickeln. Das wird 
vielleicht gar nicht allzulange dauern. 

Kommen wir nun :;::ur sogenannten äußeren Ausstat­
tung, zur materiellen Ausstattung. Wenn man hier die 
Verlautbarungen in der Presse liest, die zumindest vor 
dem 31. März abgegeben wurden, dann ist bei uns alles 
in Ordnung. Wir befinden uns in einer ausgezeichneten 
Aufwärtsentwicklung, und wir haben eigentlich nach 
den Worten des Herrn Ministers keinen Grund zur 
Klage. Dafür zwei Beispiele: In dem Buch „Kultur­
politik der Länder~, das einen RC(;hem;chartsbericht 
gibt über die Jahre 1961 und 1962, sagt der Herr Kul­
tusminis ter zur räumlichen Ausstattung - nur von der 
spreche ich jetzt noch - , daß sie fortschreitet. An den 
Pädagogischen Hochschulen Worms und Kaiserslauti:>m 
wurden neue Turnhallen, an der Pädagogischen Hoch­
schule Koblenz ein neues Lehrergebäude in Dienst ge­
stellt; bauliche Erwcitenmgsmaßnahmen sind bei deL 
Pädagogischen Hochschule Trier im Gange, bei den 
Pädagogischen Hochschulen Worms und Koblenz ge­
plant usw. 

Der Leser dieser Zeilen muß doch eigentlich den Ein­
druck haben, daß es bei uns sehr gut vorwärts geht 
so gut es eben die Lage gestattet. Ich könnte ein zwei­
tes Beispiel im Wortlaut hiel' zitleren, gescllrieben vom 
Herrn Minister persönlich am 17. März 1963 unter der 
Überschrift „Zeugnisse der kulturellen Verantwortung", 
Auch hier sagt uns der Herr Minister, was alles ge­
schehen ist. Der unbefangene Leser, der vielbeschäftigte 
Journalist muß den Eindruck haben, daß alles das ge­
schieht, was eigentlich zum Ausbau unserer Pädagogi­
schen Hochschulen geschehen müßte. 

Es bleibt aber eine Frage. Wenn man sich nämlich ge­
legentlich mit den Studenten und den Professoren der 
Pädagogischen Hochschulen unterhält, dann hört man 
dort eine ganz andere Rede. Man fragt sich dann, ist 
das, was hier In der Staats-Zeitung unter „Zeugnisse 
der kulturellen Verantwortung" steht, ein Rechenschafts­
bericht oder - etwas übertrieben gesagt - sind das 
Wunschvorstellungen. Oder sollen sie eine beruhigende 
Wirkung auf unsere Öffentlichkeit ausüben und ins­
besondere dem Wähler sagen - es war ja der 17. März-. 
bei uns ist alles in Ordnung? 
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lntcl'cssanl sind in diesem Zusammenhang zwei andere 
Pressenotizen, die all-erdings ein anderes Datum tragen 
und von woanders kommen, nämlich vom 27. April in 
der „Rheinpfalz" und vom 4. Mai in der Wormser Zei­
tung. Da steht - ich darf zitieren - in der „Rheinpfalz": 

Wenn der Bau der Hochschule mit seinem großarti­
gen Waldkomplex auf den et·sten Blick auch als 
i<kul erscheint, so haben Leitung, Verwaltung und 
P1·ofcssol'en doch große Sorgen. Die Hochschule, die 
im Jahre 1964i65 schätzungsweise 600 bis 700 Stu­
<lcnlen haben wird, ist abe1· mit 400 Studenten bc­
l'('ils in großer Raumnot. Die drei Heimgebäude 
bil'lcn für 100 Studenten Wohnraum. Die Verpfle­
gung wird mangels einer geeigneten Mensa in ei­
nt>m viel zu kleinen Speiseraum und sogar im Keller 
gcrl•id1t. 

Und so geht es weiter. 

(Abg. Dr. Kohl: Das i5t an allen deutscl:en Uni­
\'el'siläten so, verehrter Herr Kollege, auch an 

wissenschaftlichen Hochschulen!) 

nnnn darf kh noch aus dem Bericht von Worms zitie­
ren. Del' Direktor der Pädagogischen Hochschule, Pro­
ft!s~ol' Eyselein, sagte am 3. oder 4. Mai - der Zeitungs­
lH·1·id1t stammt vom 4. Mai - bei der Eröffnung des Se­
Jllt•sll'n; unter anderem, daß die räumlichen Verhält-
11issc nn der Hoch~chulc seit vielen Jahren unzurei­
dwnci sind und besonders der Lehrbetrieb hierunter 
;111ßc>rgcwöhnlich zu leiden hat. Bezüglich der Erweite­
nmg stellle er fest, daß seit Jahren immer wieder 
J >Jiin(• gemacht und wenn diese fertig waren, immer 
wit•der verworfen wurden. Der Lehrermangel kann 
nur dann behoben werden, wenn man sich der Aus­
bildungsmöglichlwilcn für die Lehrerschaft annimmt, 
sugt Proft>;;;;or E:ysciein. 

l~rsd11·eckend war der Einblick in den innerhochschuli­
~lll.'tl Betrieb, den er gab. So werden zum Beispiel 
Vorlesun,l!cn in einem Saal, der nur 168 Sitzplätze hat, 
in dCl' Regel von 200 Studenten besucht usw. kh 
in<i<:h tc n it>ht alles vorlesen. 

<Ahg. Dr. Kohl: ~hen Sie einmal an die Uni­
versität München, Herr Kollege, oder nach 

Frankfurt!) 

lkn Kollege Dr. Kohl! Wenn Sie woanders. in an­
<lcl'mt Lündcrn und an anderen Stellen etwas bemer­
ken. was nicht ln Ordnung ist, so darf ich dod1 anneh­
men. dnß Sie sich das Recht herausnehmen, das zu sa­
gen. Mehr und nichts anderes habe ich hier getan und 
wt•rdc ich tun. 

CAbi.:. Schwa 1·z : Das bes treitet Ihnen niemand, 
He l'!' Kollege Barthel!) 

Wie i~t eigentlich so etwas möglich? Auf der einen 
Seite eine - ich möchte fast sagen - rosarote Darstel­
lunl-( unserer Verhältnisse, es geht rüstig vorwärts, es 
wird gebaut und auf der anderen Seite 

(Abg. Dt". Kohl: Rosarot! - Abg. Beckenbach: 
Rosa-Schwarz!) 

so schwere und schwerwiegende Mängelrügen von ver­
antwortlichen Männern im Bereich der Pädagogischen 
Hodi~chulen! 

Sogar das Fernsehen durfte nach Worms kommen und 
dort - entgegen früheren Zeiten, in denen man von 
seilen des Kultusministers einiges dagegen hatte, als 
zum BC'ispiel einmal das Fernsehen eine einklassige 
Schule au fs Korn nehmen wollte - ohne weiteres Auf­
nahme n machen. 

(Abg. Dr. Kohl: Hen Barthel, haben Sie den Tip 
gegeben?) 

- Herr Kollege Dr. Kohl, es könnte ::;ein, daß es dem 
Herrn Kultusministel' in diesem einen Falle gar nicht 
ungelegen kam. Etwas anderes ist allerdings, daß man 
das Fernsehen dann in Kaiserslautern fortgeschickt h<tt 
1nil der Bemerkung, und zwar von selten des Direk­
tors, in Kaiserslautern sei alles in Ordnung. Er is t 
lange Jahre Vorsitzender des Evangelisd1en Arbeits­
kreises der CDU gewesen. 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist doch keine Schande!) 

„ Nein, keine Schande, ganz im Gegenteil. Ich \\o·omc 
dies nur als Bemerkung in Parenthese anfügen. 

(Abg. Dr. Kohl: Haben Sie das Fernsehen nach 
Kaiserslautern gcrnfen ?) 

- Nein, das habe ich nicht! Nun, die Frage erhebt sich, 
was ist eigentlich nun dchtig? Geht es l.>ci uns, an un­
seren Pädagogischen Hochschulen rüstig voi wärts, wird 
normalerweise weitergcbaut, so wie man das auf Grund 
der Baulage und der Finanzlage des Landes erwarten 
kann, oder ist das nicht der Fall? 

kh will ganz kurz und rein ~chcinwerferarlig die ein­
zelnen Pädagogischen Hochschulen einmal kurz be­
leuchten und versuchen, Theorie und Wirklichkeit Ih­
nen darzustellen: 

K a i s e r s l au t er n : Eine evangelische Pädagogische 
Hochschule mit 490 Studentinnen und Studenten, in 
1~iner schönen Lage, ein schönes und gut gebuutes Haus, 
aber leider nur für 300 Studentinnen und Studenten 
ausreichend. Im „Bericht der Kulturpolitik" der Län­
der steht, daß dort eine nl:'ue Turnhalle gebaut sei. In 
den „Zeugnissen kultureller Verantwortung" steht de1r­
ilber hinaus, daß ein Lehrsaalgebäude in Angriff ge­
nommen worden sei. Ich konnte im Etat der Jahre 1960 
bis 1963 - der Bericht galt für 1962 - keine Mittel fin­
den für den Bau eines Lehrsaalgcbäudes. Soweit ich 
mich in Kaiserslautern umgesehen habe auf dem Ge­
lände, ist dort bis heute auch noch kein einziger Stein 
für dieses Lehrsaalgebäude in Bewegung gesetzt wor­
den. Erst für 1964 ist in der Planung ein Betr-ag von 
aoo 000,- DM vorgesehen. Ich weiß nkht, wie man dazu 
K:ommt, darzustellen, daß Lehrsaalgebiiud11 in Angriff 
genommen worden se!en, nur weil die Pläne bereits 
1rei Jahre fix und fer tig sind. M<>n hätte sagen müs­
sen: Die Pläne sind fertig, aber wir konnten noch nid1t 
bauen. - Heute sind in dieser Pädagogischen Hoch­
schule keine ausreichenden Seminarräume für Deutsdl, 
Gemeinschaftskunde und Geschichte vol'handen. Man 
benutzt dort Wohnräume des Studentenwohnheimes, 
die viel zu dunkel s ind. Man pfercht 35 Studentinnen 
und Studenten in einen Raum, in dem sie noch nicht 
einmal sitzen, geschweige denn arbeiten können. Man 
hat keine Möglichkeit, das Arbeitsmaterial auszuteilen. 
Man hat keine Bücherregale usw. Alles das fehlt. Wir 
wären dem Herrn Kultusminister zu Dank verpflichtet, 
wenn er dem Hohen Hc:use und dem Kulturpolitischen 
Ausschuß sowie dem H:iushalts- und dem Finanzaus­
schuß diese seine Sorgen - wenn es Sorgen s ind - so 
darstellen wiirde und nicht in der Öffentlichkeit die 
schriftliche Erklärung abgäbe, daß dort allerhand im 
Bau sei. 

La n d a u : Eine katholische Pädagogisdle Hochschule 
mit 370 Studenten. In dem Bericht für das Jahr 1961/62 
- ich bitte sie, gut zuzuhören - steht in „Kulturpolitik 
der Länder": Ein völliger Neubau wird 1963 in Angriff 
genommen. - In dem anderen Bericht „Zeugnisse kul-
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tUt·eller Verantwortung" steht: Planung weitergeführt. -
Das ist ein kleiner, aber btXleutsamer Unterschied. Die 
Pädag-ogische Hochschule in Landau ist sehr mangel­
haft untergebractit, ich glaube - das wird aum der 
Herr Kultusminister nicht bestreiten -, man darf ruhig 
sagen, völlig unzulänglich. Wer hier anderer Auffas­
sung ist. dem empfehle ich, sich diese Pädagogische 
Hochschule einmal im ein:r.elnen anzusehen. Und wt>r 
schon einmal in Landau ist. sollte sich auch den Phy­
sik- und Chemiesaal des Naturwissenschaftlichen Gym­
na,,;iwns ansehen. Dann wird er sich vielleicht in eine 
Zeit um die Jahrhundertwende versetzt sehen. Bei sol­
chen Zuständen darf man nach meiner Meinung ein­
fach nicht sagen, daß alles in Ordnung sei. Daß hier 
ein Neubau notwendig ist, hat auch das Kultusministe­
rium eingesehen und erfreulicherweise einen Betrag 
von 25 Millionen DM bereits im Jahre 1961 vorgesehen. 
Im Etat l962 stehen wieder 150 000,- DM. Im Jahre 
1961 ist aber nicht~ gebaut worden, im Jahre 1962 da­
gegen nach den Etatunterlagen von den 150 000,- DM 
nur 9 546,- DM. Im Jahre 1963 stehen sogar 900 000,­
DM im Etat. Wir haben aber bereits Oktober 1963. 
Auch in Landau ist noch nicht ein einziger Stein 
bewegt worden, um den Neubau der Pädagogischen 
Hochschule in Angriff zu nehmen. 

Wenn man mit Professoren und Studenten dort spricht, 
dann sagen sie ähnlich. wie ich es später auch in Ko­
blenz hörte: Es werden immer neue Pläne gemacht. -
Das wird auch bekräftigt durch ein Zeitungsbericht 
vom Februar 1963. Auch dieses Datum ist bemerkens­
wert. Da war ein ausgezeichnetes und schönes, moder­
nes Modell einer Pädagogischen Hochschule in Landau 
in den pfälzischen Zeitungen. Einige Monate später sah 
man in den gleichen pfälzischen Zeitungen ein Kaser­
nengelände, das das Ministerium allem Anschein nach 
zum Ankauf .für die Pädagogische Hochschule in Aus­
sicht genommen hatte. Daraus nähren sich sicher die 
Üherlegungen der Professoren, daß dort immer neue 
Pläne gemacht und die alten veJ:"Worfen würden, daß 
man aber bis heute noch nicht zu bauen begonnen 
habe. 

Wo r m s : Eine evangelische Pädagogische Hochschule 
mit 390 Studentinnen und Studenten. Hier sind die 
vorliegenden schriftlichen Berichte mit am interessan­
testen. Wir haben vorhin die Ausführungen von dem 
Direktor. Professor Eyselein, gehört. Im Etat für 1960 
steht ei~ Betrag von 300 000,- DM für einen Hörsaal­
fiügel; im „Ist" von 1960 steht nicht ein einziger Pfen­
nig. Im Etat für 1962 stehen wiederum 100 000,- DM, 
im „Is t" stehen nur 40 000,- DM. Kann damit ein Hör­
saalgebäude gebaut werden? In den „Zeugnissen kul­
tureller Verantwortung" steht, daß bauliche Erweite­
rungsmaßnahmen geplant seien. - Das sind allem An­
schein nach die 100 000,- DM. - Aber für 1963 und 1964 
ist wiederum nicht ein einziger Pfennig im Etat vor-
gt.;schcn. Iea.11 kann mir dieses Rätsel ohne die Erklä­
rungen des Herrn Kultusministers, die er uns nachher, 
so hoffe ich, geben wird, nicht zusammenreimen. Es 
s ind drei verschiedene Aussagen, die der Wirklichkeit 
widersprechen. Wenn wir uns in Erinnerung rufen, 
was der Direktor der Pädagogischen Hochschule gesagt 
hal, daß seit Jahren für den eigentlichen Lehrbetrieb 
nichts mehr getan worden sei, dann müssen wir die 
F'rage erheben, warum eigentlich nicht, Herr Minister? 
Wir dürfen erwarten, daß Sie uns diese Frage beant­
worten. 

P ä d a g o g i s c h e H o c h s c h u 1 e i n T r i e r : Nach 
den Ausführungen in dem Buch „Kulturpolitik der 
Länder" sind dort bauliche Erweiterungsmaßnahmen 

im Gange. Das ist ein Bericht, der für die Jahre 1961162 
gegeben wurde. Nach der Staats-Zeitung heißt es: Ein 
Erweiterungsbau steht unmittelbar vor seinem Beginn. 
Das war im März 1963. Die Auskunft von seiten des 
Direktors der Pädagogischen Hochschule würde lauten 
wenn man ihn jetzt anriefe: Der Erweiterungsbau - derbe­
reits 1961/62 im Gange war -, ist heute noch nicht be­
gonnen. Begonnen und abgeschlossen ist eine Umbau­
aktion im ersten Abschnitt. Es bestehen keine ausrei­
d.1.enden Übungsräume für eine Reihe von Fachdiszipli­
nen. Es fehlen auch Arbeitsräume, andere sind schlauch­
ähnlich, so daß man nicht recht arbeiten kann! Gewiß, 
es ist ein altes Gebäude; vor einigen Jahren hat mich 
der nicht meh1· im Lande Rheinland-Pfalz weilende 
Professor Pöggeler an der Pädagogischen Hochschule 
einmal dort durchgeführt und mir gezeigt, wie a!t die­
ser Bau ist; denn die Mauern sind ganz beachtlich dick. 

(Abg. Dr. Kohl: Herr Kollege Barthel, Sie sollten 
zum Rechnungshof gehen mit Ihrer Kenntnis!) 

Im Etat stehen 7,8 Millionen DM für ein Projekt. Aber 
1962 sind wiederum nur 57 000,- DM verbaut worden 
und 1963 allem Anschein nicht viel mehr. 

Ich. komme zur letzten Pädagogischen Hochschule und 
L"ich te meinen Scheinwerfer nach 

Koblenz: 470 Studenten zur Zeit; im Bericht .,Kul­
turpolitik der Länder" steht, daß ein neues Lehrsaal­
gebäude in Dienst gest~llt sei und bauliche Erweite­
rungsmi:tßnahmen geplant seien. 

In der Staats-Zeitung steht unter der Überschrift 
„Zeugnisse kultureller Verantwortun~". daß neue Lehr­
säle fertiggestellt bzw. in Angriff genommen seien -
Februar 1963 -. Im Etat des Jahres !960. rn61 und 19621 

63 und 1964 steht für die Pädagogische Hochschule Ko­
blenz nicht ein einziger Pfennig. 

(Abg. Fuchs: Wer hat das denn gebaut, Herr 
Kollege?) 

Sind das drei Aussagen und mithin drei Wahrheiten? 
Ich wußte nicht, als ich mir die Unterlagen besorgt 
hatte, was ich damit anfangen sollte. Ich ging nach Ko­
blenz und befragte mich. Die erste Antwort, die ich von 
einem Herrn der Pädagogischen Hochschule Koblenz 
erhalten habe, möchte ich Ihnen im Wortlaut sagen. 
Er sagte: Ach du lieber Gott, wil'." sollen immer alles 
aufnehmen und wir wissen nicht, wohin wir die Leute 
setzen sollen, wir platzen doch jetzt s..:hon buchs täblich 
aus den Nähten! Nachdem sich dieser Herr der Päd­
agogischen Hochschule Koblenz von seinem ersten 
Schrecken erholt hatte, versuchte ich einmal mit ihm 
zu klären: Was ist in Koblenz eigentlich geschehen und 
was nicht? Koblenz hat 1958/59 bis nahe 1960 einen 
Neubau und Altumbau erhalten. Aber der Bericht war 
doch über die Jahre 1961 und 1962. 

(Abg. Fuchs: Die beiden haben sid1 im Datum 
geirrt, Herr Kollege!) 

Es ist alles sehr ordentlich. Alle Lehrsäle sind vor­
handen, die man braucht für elne Zahl - so meinte 
der Herr - von etwa 300 Studenten . 470 sind heute dort. 

(Kultusminister Dr. Orth: Gott sei Dank?) 

- Ja, natürlich, da sind wir völlig einer Meinung, Herr 
Minister. 

(Abg. Dr. Kohl: Wollen Sie die anderen 170 heim­
schicken?) 
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(DurthcJ) 

- Nein! Man hätte aber dafür sorgen müssen, daß die 
170 wenigstens Platz haben. Abel' es kommt noch 
~;chlimmer, Herr Kollege. Ich hal>e Ihnen eine Rech­
nung, nämlich bei den fünf Pädagogischen Hochschulen. 
noch gur nicht aufgemacht, die ich Ihnen jetzt noch 
;1ufmnchen werde. 

Nnch dC'r Verordnung des Herrn Kultusministers, die 
wir L'OL'n[alls begrüßen, in der er sagte, daß Ende 1964 
Anfang 1965 die sechs Semester verwirklicht werden 
sollen, huben wir in Koblenz - um dieses eine Beispiel 
w nennen, die Zahlen für die anderen rechnen Sie sich 
bitte !ldl.Jcr au!l - etwa 600 bis 700 Studenten. Wenn 
ubcr sdion 300 im Jahre 1963 Anfang 1964 keinen Platz 
lwben, dann huben 600 Ende 1964 Anfang 1965 übcr­
lwupl kPin<'n Plntz. 

<Abg. Dr. Kohl: Das ist überzeugend!) 

- kh bin froh, Herr Kollege Dr. Kohl, daß ich Sie 
wenigstens einmal in meinem Leben überzeugen konnte. 

{Abg. Beckenbach: Das ist eine Leistung! - Abg. 
Fuchs: Er wird sich aber in der Zwischenzeit 
überlegen, wie er das noch aus der Welt schafft!) 

- Es wird ihm schwerfallen! - Ich darf zusammen­
fassen: Worms, Trier und Landau sind in ihren Bau­
ten alt und unzureichend. Koblenz und Kaiserslautern 
haben moderne, zweckdienliche Baukn. Sie sind aber 
cinf<lch :rn klein, und zwar viel zu klein. Den Bedarf 
an Miltcln für eine ausreichende Unterbringung der 
Studenten, die wir jetzt dort erfrculichet·weise haben, 
zu schätzen, ist außerordentlich schwierig. Ich würde 
sag1rn , es sind 60 bis 70 Millionen DM an Baukosten 
cr!ut'dl~rlich. Das Kultusministerium hat selbst ja auch 
dnlgc Projekte in den Jahren 1960 bis 1963 vorgesehen. 
Es ist Z\Var nur die H:ilftc. näm1ic11 33,4 !vti!Honen DM. 
Aber l'S wäre immerhin durchaus ein Betrag, übel' den 
man reden könnte, wtiren die Projekte in den Jahren, 
in dl·ncn sie vorgesehen waren, Wirklichkeit geworden. 
Etntmiltt>l allerdings - hier ist schon del' erste Pferde­
fuß ~ wurden nicht für diese 33 Millionen DM einge­
plant odel' wenigstens einen beachtlichen Teil davon. 
!h?nn aUl!h wir haben Verständnis dafür, daß Projekte 
nicht lwutc geplant und morgen schon gebaut werden 
kiinn('n. Aber die Summe von Etatmitteln von nur 4,3 
Millionen DM in den Jaht·en 1960 bis 1963 scheint uns 
nun doch ein wenig seh1· viel zu wenig. Es ist so, daß 
wir dann fast 9 bis 10 Jahre brauchen, um den augen­
blicklichen Bedarf zu befriedigen. In den 8 bis 10 Jah­
ren ist aber, wenn all die guten und weniger guten 
Maßm1hmen, die uns heute der Herr Kultusminister 
wr ßl'Scitigung des Leh1·crmangcls angekündigt hat, 
V<'rwirklicht wcrdC>n, diese Zahl doppelt so hoch gewor­
d<.·n. 

Noch b('dcnklicher wird es, wenn man sich ansieht, was 
von diesen 33,4 Millionen DM, die projektiert waren, 
tutsäd11ich verbaut worden sind. Die Zahl kann ich 
hier nicht einwandfrei sagen für die Jahre 1960 bis 
19ti2. Denn unser Etatentwurf hat leider ein Lücke. Er 
Wl'ist die Projekte, die fertiggestellt sind, nicht mehr 
in der Ist-Spalte a us. Aber ich schätze, daß es etwa 
1,8 Millionen DM sind. Sollten es mehr sein, ·würde ich 
mich seht' freuen, wenn dieser Betrag wesentlich über­
schritten worden wäre. 

Man wird vielleicht nachher sagen, wir würden einfach 
nur Forderun~en stellen, ohne die Schwierigkeiten auf 
dem Bausektor zu berücksichtigen. 

(Abg. Dr. Kohl: Das kann man nicht sagen!) 

Nun, wir habC'n nicht erwartet, daß alles v erwirklicht 
werden kann. Und wir geben auch einige Schwicrigkei-

tcn auf dem Bausektor zu. Wenn abet· das Problem des 
Lehrermangels und damit im Zusammenhang das Pro­
blem der Lehrerbildung, wie heute alle Sprecher des 
Hohen Hauses dargelegt haben, ein Prnblem ersten 
Ranges ist, wenn davon mit unsere Zukunft entschieden 
wird - wie der Herr Kollege Schwarz, glaube ich, heute 
früh formuliert bat -, dann müssen wir allerdings fra­
gen: Sind, wenn wir 60 Prozf!nt des Raumbedai·fs haben 
und damit rechnen müssen. daß 1964 .. 1965 nur 45 bis 50 
Prozent zur Verfügung stehen, weil die Studenten~ 
zahlen infolge der sechs Semester gewachsen sind, dies 
wirklich Zeugnisse kultureller Verantwortung oder sind 
es Zeugnisse kultureller Versäumnisse? 
Der Herr Minister wird uns konkret sagen müs­
sen, was er zumindest in den nächsten Jahnm gedenkt, 
tatsächlich zu erstellen. Es hat wenig Sinn, rückwirkend 
sich diese Versäumnisse vorzurechnen. Es wäre sicher­
lich besser und sinnvoller, wenn wir erfahren \\'ürdcn, 
was auf diesem einen Sektor geschehen kann, um einen 
kleinen bescheidenen Beitrag zur Beseitigung des Leh­
rermangels mit zu leisten. 

Meine Damen und Herren! Es war kein schöner Kata­
log, den ich hier vorlegen mußte. Ich habe ihn nkht 
vorgelegt aus Lust an der Kritik oder gar aus Lust am 
Ärgern, sondern einfach mit aus der Sorge heraus, daß 
wir nur dann wirklich dazu kommen werden, den Lehrer­
mangel zu beseitigen, wenn wir nicht nur Sonder-, Not­
oder Behelfsmaßnahmen, wie Sie sie auch nennen mögen, 
i11 Erwägung ziehen, sondern wenn wir diejenigen lang­
fristigen Maßnahmen mit einplanen für die nächsten 
vier Jahre, die uns von vielen Seiten vorgcschlugen 
worden sind, die wir Ihnen hier schon wiederholt auf 
den Tisch des Hauses gelegt haben. Auch mein Kollege 
Fuchs hat sie heute noch einmul vor Ihnen uusgebrdtct. 
Sie besagen nichts anderes als das, was au('h die Kul­
tusministerkonferenz - mit der Stimme des Herrn Kul­
tusministers, so muß ich annehmen, denn dort können 
nur einstimmige Beschlüsse gefaßt werden - beschlos­
sen hat. Wenn \Vir dann in einigen Jahren sagen kön­
nen, dies oder jenes ist an innerer und äußerer Aus­
stattung für unsere Pädagogischen Hochschulen getun 
worden, dann glaube ich, daß wir eher \·on Zeugnis­
sen kultureller Verantwortung sprechen können. 

Ich habe in meinem Bericht noch eines vergessen: die 
Ausstattung dieser Pädagogischen Hochschulen mit 
Lehrmitteln und Einrichtungsgegenständen. Ich will das 
nur ganz kurz nachtragen. 

Wenn ich der im Hause gepOogenen Übung folgen 
würde, dann würde ich jetzt sagen: Wir haben im Jahre 
1958 50 000 DM für Einrichtungsgegenstände ausgegeben 
(bei ta usend Studenten), und wir haben im Jahre 1962 
200 000 DM eingeplant; das ist eine Erhöhung um 400 
Prozent. 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist sozialdemokratische Rech­
nung! Die machen wir nicht! Mit Prozenten 

rechnen wir ganz selten!) 

- Nein, Herr Kollege Dr. Kohl, diese Rechnung huben 
wir heute gehört, und diese Rechnung haben wir auch 
gestern gehört. Allerdings hat dazu der Herr Finanz­
minister gesagt, 

(Abg. Dr. Kohl: Ach so!) 

daß bis zum Jahre 1959 das Land seinen verfassungs­
mäßigen Verpflichtungen nicht nachkommen konnte. 
Deswegen wollen wir diese Rechnung mit den 400 Pro­
zent auch gar nicht aufmachen, sondern wir wollen 
sagen, daß ein Betrag von 200 000 DM für Einrichtungs­
gegenstände bei 2 000 Studenten uns etwas zu gering 
erscheint, und auch, daß ein Betrag von 150 000 DM 
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für Bücher. Lehr- und Lehrmittel, was 75 DM pro 
Student :wi;macht, nicht ausreichend ist., wenn wir be­
rücksichtigen , daß für einen Studenten an der Uni­
versität Mainz zur Zeit 300 und für das Jahr 1964 so­
gar elw<1s über 400 DM für den gleichen Zweck, näm­
lich für die Bücherei, vorgesehen sind. Auch das sollten 
wir in die Frage der Ausstattung und Ausgestaltung 
unserer Pädagogischen Hop-ischulen mit einbeziehen. 

(Abg. Dr. Kohl: Das h;t iiber doch ein Unterschied!) 

- Es l;;t natürlich ein Unterschied, und ich habe auch 
gar nicht gesagt, daß wir für die Studenten der Päd­
agogist:hen Hochschulen den gleichen Betrag einsetzen 
sollten. 

<Abg. Dr. Kohl: Gut, sind wir uns bereits einig!) 

Ich bin nur der Meinung, daß die Relation zwischen 
75 DM und 407 DM nicht ganz richtig ist, wenn wir 
verlangen, die Ausbildung dort solle hochschulmäßig 
i;ein. 

(Abg. Dr. Kohl: Da sind wir sogar einer Meinung. 
Herr Barthel!) 

- Gut! Wenn wir einer Meinung sind. dann darf ich - -

(Abg. Dr. Kohl: In der Frage Bücherei!) 

- In der Fr<ige Bücherei! Das weiß ich sehr wohl, daß 
wir nicht. in allen Fragen einer Meinung sind. 

Wenn wir hier in dieser Frage der Bücherei einer Mei­
nung sind und ich Ihren wenigen Zwischenrufen. Herr 
Kollege Dr. Kohl, entnehmen durfte, daß wir auch in 
der Frage der Be1;chleunigung dei; Baues der Pädago­
gischen Hochschulen einer Meinung sind, 

(Abg. Dr. Kohl: Sind wir auch!) 

oann glaube ich, daß wir uns in einigen Jahren viel­
leicht einmal hier an diesem Pulte wiedersehen und 
rl<rnn aber echte Zeugnisse kultureller Verantwortung 
diskutieren können und nicht nur solche, die es sein 
wollen. 

1Abg. Dr. Kohl: War das unecht, was bisher 
geleistet wurde?) 

- Nein. was geleistet worden ist, war nicht unecht; 

(Abg. Dr. Kohl: Also, gut!) 

was aber als Leistung, möchte ich sagen. der Öffent­
lichkeit unterbreitet wurde in sclirift1ichen Äußerungen, 
ob das echt oder unecht war, habe ich, glaube ich, zu 
meinem Tell hier bewiesen. Der Herr Minister wird 
seinen Teil dazu beitragen müssen, um zu sagen, was 
nun über das hinaus, was ich bei meinen Besuchen ge­
sehen habe, dodl gebaut worden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Zur Beantwortung der Großen Anfrage erteile ich das 
Wort dem Hel'Ttl Kultusminister Dr. Orth. 

Kultusminister Dr. Orth: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! 

(Abg, Dr. Kohl: Nadl soviel Freundlichkeit fällt 
es Ihnen ja diesmal leichter, Herr Minister!) 

Zunächst einmal - ich wollte das gerade sagen, Herr 
Kollege Kohl - möchte ich sagen, Herr Kollege Barthel, 
ich bin heute für das, was Sie vorgetragen haben, und 
die Art, wie Sie es vorgetragen haben, dankbar. vor 
allem dafür, daß Sie zum Ausdmck gebracht haben, es 
geht Ihnen hier um eine Sorge, die wir um den Leh­
rerstand haben, und es geht nicht darum, daß man von 
Versäumnissen spricht oder eine Kt•itik anbringt, sondern 
man will sich gemeinsam einer Aufgabe zuwenden. 
Dafür bin ich außerordentlich dankbar. 

(Zurufe von der SPD: Lauter! Wir verstehen 
nichts!) 

- kh k!'nn nichts dafür. 

(Weitere Zurufe: Herr Präsident!J 

Vizepräsident Piedmont: 

Ja, es liegt am Redner! 

(Kultusminister Dr. Orth: Nein! - Große Heiter-
keit im Hause. - Glocke des Präsidenten.) 

- Entschuldigen Sie, Herr Minister. das Mikrofon ist 
eingeschaltet wie sd10n vorher. l<'h g!Rube, Sie stehen 
etwas zu weit von den beiden kleinen Mikro!nnen ab. 

(Abg. Dr. Kohl: Es war aber auch schon die 
ganze Zeit recht schlecht vers tändlich! - Abg. 
Fuchs: Sitzt vielleicht der Landtagsdirektor auf 

der Leitung? - Erneute Heiterkeit im Hause.) 

Kultusminister Dr. Orth: 

Aber nun, Herr Kollege Barthel, eines wollen wir ein­
mal zwischen uns klarstellen. Ich habe niemals gesagt: 
An den Pädagogischen Hochschulen unseres Landes ist 
alles in Ordnung. Ich habe in einem Rechenschafts­
bericht gesagt, was geschehen is t - ich komme darauf 
noch zu sprechen -, und dabei ausgeführt. was wir in 
AngdH nehmen. Ich glaube, wir bedauern gemeinsam. 
daß die gegenwärtige Situation in der Bauwirtschaft 
uns bei vielen Vorhaben nicht so r asch zum Zuge kom­
men läßt, wie wir es alle wünschen. Ich darf Ihnen 
nachher gerade an dem Einzelfall de r Pädagogischen 
Hochschule in Landau, bei der bereits vor zwei Jahren 
der Wettbewerb abgeschlossen war und, wie Sie rich­
tig sagen, bis heute noch gar nichts geschehen ist, ein­
mal nachweisen, daß die Schuld darat1 nicht bei uns 
liegt, sondern eben dort, wo sie heute - jeder von uns, 
der einen Bau in der Durchführung oder hinter .sich 
hat, weiß ja darüber ein Lied zu singen - allenthalben 
zu suchen ist. 

Nun lassen Sie mich zunächs t einmal auf das Allge­
meine eingehen und Ihnen darlegen, was - zunächst 
uezüglich der Baumaßnahmen selbs t - geschehen ist, 
zweitens, was zu geschehen hat, und dann w iederum, 
was wir für die Ausstattung unserer P ädagogischen 
Hochschulen zu tun haben. Sodann darf ich auch auf 
die innere Struktur dieser P üdagogischen Hochschulen, 
wozu Sie ja eine Antwort von mir wollten, eingehen. 

Ich darf also zunächst folgende!'< f<>st l'< tellen. 

Erstens: Die Gesinnung eines zahlenmäßig ausreichen­
den und gut ausgebildeten Nadlwuchses für den Be­
ruf des Volk.sschullehters ist, wie wir ja heute morgen 
bei der Großen Anfrage bereits erörtert h aben, seit 
Jahren ein besonderes Anliegen der Landesregierung. 
Ich durfte Ihnen heute morgen darlegen, daß es gelun-
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gcu i:;t, d~1rch geeignete Werbemaßnahmen die Zahl de!' 
Slutleuten an den Pädagogischen Hochschulen in einem 
crfr<.!ulichcn Umfange zu steigern. Vor zehn Jahren -
cler llerr Kollege Fuchs hat es heute morgen gesagt -
waren an den Pädagogischen Hochschulen unseres Lan­
des - Akademien h ießen sie damals noch - 500 Stu­
denten; heule sind es 1 965. 

Die Bemühungen der Landesregierung haben sieh na­
turgcmüB nicht darauf beschränkt, die Zahl der An· 
wiirtet· für den Beruf des Volksschullehrers zu stei­
g<'rn. Die Landcs l'cgierung hat auch ihr Augenmerk 
darauf gerichtet, daß die Pädagogischen Hochschulen 
rUumlich und in ihrer Einrichtung so ausgestattet wer­
'kn, dnß der Bikhmgszwcck erfüllt \Verden kann. Die 
Bemühungen verstärkten sich erheblich, als im Jahre 
1!157 - da haben wir ja die Dinge erkannt - s ich eine 
E11twkklung konkreter abzeichnete, die darauf hinaus­
lief, die Volksschullehre!' an Pädagogischen Hochschu­
h•n - nicht mehr Lehrerbildungsanstalten. wie es zue rst. 
Aka<l<'mien, wie es später hieß - auszubilden und dann 
auch im Laufe der Jahre die Ausbildungsdauer von 
vier auf sechs Semester, also von zwei auf drei Jahre 
r.u erhiihen - , eine Maßnahme, die uns nicht leichtge­
fallen is t und die selbstverständlkh, Herr Kollege Bar­
thel. zu einer räumlichen Beengung führte; denn so 
rasch. wie man eine solche Maßnahme nun ergreifen 
kann, so rasch kann man nicht bauen. Aber wir haben 
tr<>tzde>m dieses Wagnis unternommen, weil es im In­
t<'rcsse dC?r guten Ausbildung des Lehrers auch 1tns für 
notwendig erscheint. 

Die Piidagogischen Akademien wurden also im April 
19fiO in Piidngogischc Hochschulen umgewandelt. 

Für die Verlängerung der Dauer der Ausbildung zum 
Volksschulle hrcl' wurde ein Zeitplan aufgestellt, der -
auch d<1s darf ich in diesem Zusammenhang heute sa­
g<'n - von uns einge halten we rden konnte und e ingc­
bulten wird. Diejenigen Anwärter für den Beruf de,; 
Vnlkssclrnllehrers, d ie im Jahre 1963 ihre Ausbildung 
begonnen haben, werden die erste Prüfung für d;1s 
Lehrnmt an Volksschulen nach dem fünften Semester -
a lso nnch zweieinhalbjähriger Ausbildungsdauer - ab­
legen , und wiederum ein halbes Jahr später kommt di<­
cndgüllige Aufa tockung a uf sechs Semester. Es lie~t 
abet· <lu! der Hund, d aß nicht an allen Pädagogischen 
Hochschulen Rüume und Einrichtungen für die drei­
jiih1·igc Aus bildung der Volksschullehrer in wünschens­
wertem und notwendigem Umfange - da hube n Si(' 
1·ccht - nun in einem Zuge und unverzüglich von heule 
nuf morgen geschaffen werden können. Im Rahmen d~ r· 
bewilligten Mittel h a t das Kultusministerium versucht, 
d<'r vorhandenen Schwierigkeiten Herr zu werden. 

Sdiwil.•rigkciten b~stchcn - Sie wissen es - nicht nur bei 
den Plidagogischen Hochschulen, auch bei den Univer„ 
:>itälen und bei den übrigen Schulen müssen Mangel­
w stände, wenn ein größerer Zustrom kommt, .schritt ­
weise beseitigt Wt?rdcn. Das gilt nicht nur - und a ucl1 
cias, H{•rr Kollege Barthel. wissen Sie wohl so gut wie 
ich - für das Land Rheinland-Pfalz. Die gleiche Situa­
tion besteht auch in .inderen Bundesländern. Eine Aus­
n<ihmcsituation ist in Rheinland-Pfalz nicht gegeben. 
Al.H! I' l rntzdem möchte ich sagen, daß alle Maßnahme n 
zur Verbesserung der Ausbildungsmöglichkeiten an den 
Plidngogischen Hochschulen vom Kultusminister mit 
Vorrang betrieben wurden. Trotzdem möchte ich aber 
auch sagen. daß mir als Kultusminister ein schneller 
Fortgang der Baumaßnahmen zwar wünschenswert 
war, ich aber ~ nach dem, was mir die Bauabteilung 
des Finanzministeriums vorgelegt hat - wges tehen 
muß. daß in der wirtschaftlichen Situation. in de r wir 
uns bei den Bauma ßnahmen be finde n, v ieles nich t so 

rasch hat erledigt werden können, wie wir es uns gc· 
wünscht haben. 

<Zuruf des Al.Jg. Schmidt.) 

- Ich habe .s cll.>~t kein<.! Bauubteilunl{, lic l.Jcr Herr Kol­
loge Schmidt, ich muß mich auf dt1s Ul'te il der Fach­
leute verlassen. Diese Dinge s ind mit· a uch i.ibct·zcu­
gend dargelegt wurden. 

(Abg. Schmidt: Das richtt.!t skh nicht gt.!g~·n Sie!) 

- Sicherlich! Herr Kollege Sdmii<lt, kh \\'(.'!'de Ihnen 
nacl1hcr an dem Bci:-:pil'l Lanch1u cinimtl ze igen, wie 
die Dinge gehen. Dieser langsmnc Ablulll' in Landau, 
wo wir seit dem Jahre 1957 in Vcrlwn<llungcn s tehen, 
hat mich furchtbar viel Nerven gekostet. kh wel'tle es 
Ihnen nachher nodt darlegen. 

Die Situation ist irn einzelnen folgt?nde: 

1.. Die bau!id1c Situation: Die Pütl•tgugi:;chc Hochsd1ulc 
in Koblenz befindet sicl1 in e inem Gcbiiudc, d u:; vol' 
dem letzten Kriege fortiggc:: tc llt wur und schon dumals 
als Lehrerbildungsanstalt diente. - Uic Püdagogi~che 
Hochschule in Trier is t in einem Gcl>Liutle unterge­
bracht - Sie wissen es - , das im !>ritten Reidl als Son­
derschule eingerichtet war und für die Lch1·e ruusbil­
dung - deshalb sagten Sie auch richtig, daß der Unter­
richt in „langen Schlüuchen stattcinde l ~ wirklich keine 
ideale Voraussetzung bietet. Der 1\u.<ha u der Gebäude 
war bei Kriegsende noch nicht elnrnal abg('schlossen. 
Tn den Nachkriegsjahren wurden rtucll die durd1 Kriegs­
einwirkungen zerstörten Gebäude neu herge richtet und 
der Pädagogischen Hocllscl1Ule als Unterkunft :luge­
wiesen. 

Neue Pädagogisc...11c 1!oehsc.11ulcn \Vurdcn in 'V<n·1r1s und 
Ka iserslautern errichtet . 

Die Pädagogische Hochschule Landau is t , ·orlüufig -
a uch das haben Sie zu Recht gesagt - in einem gemie­
te ten Schulgebäude der Stadt Landau mehr als m•tn· 
gclha fl untergebracht. Die Verhandlungen über den EI' · 
werl.J eines Geländes in Landau !ür einen Ncubm1 cl<.?r 
Pädagogischen Hochschule begannen bereits im Jahre 
1957 und haben sich jahrelang hingezogen. S ie \\'i:-:scn, 
daß die Stadt Landau uns ein anderes Gelümle nicht 
anbieten konnte. Es but sich einzig und all<.'in die so· 
genannte Fort-Kaserne an, die nördlich von Landa u 
zwischen der Stadt und dem neuen Kt·ankenllau ::; liegt. 
Dieses bundc,;eigene Gelände der Forl-K<1scl'ne wurde 
in j<'ne r Zeit von der französischen Bt?sat zungsmacht 
i:ienutzt. Drei Jahre haben wir gebraucht, um cndlicll 
zu erreichen, daß die Franzosen be1·cit waren, vun die­
~em Gelä nde Abstund zu nehmen. Ich da r! dun1n et·· 
innern, daß - als wir keinen Ausweg mehr gesehen 
haben - der Herr Ministerpräs ident dam~1ls mit mir 
zusammen nach Baden-Baden fuhr, weil ich auch seine 
Autorität noch in der letzten Instanz bei dem franzö-
s ischen General Allard in die Waagschale \Vcrfe n wollte. 
Nacl1 einer langen und zähen Untc rhultung wurde 
~cl1ließlich erreicht, daß der französische Ccncrul Allnrd 
clie Freigabe des Geländes genehmigte. Aus di<';~cm 
Grunde sollte man auch die Wiederaufbauabteilung des 
Finanzministeriums nicht in allem für diese Dinge v('r~ 
antwortlich machen. 

Dann, Herr Kollege Barthel, haben wir uns 1-(csagt: 
Wir werden jetzt einen freien Architekten einsetz(•n, 
damit es nicht heißt, an der bürokratiscl1e n Abwick­
lung des Wiederaufbauministeriums scheitert nun das 
zügige Voranschreiten der Arbeiten. Vor zwei Jahren 
war der We ttbewerb beendet, und dem Preisträger 
wurde d er Auft rag e rte ilt. Die Herren Direktore n der 
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Piidagogischen Hochschulen - ich sehe den einen oder 
anderen hier - sagen dann: »Nun werden dauernd 
Pläne gemacht und wieder verworfen." Ich muß darauf 
folgendes sagen: Den Plan, den wir mit dem Preis aus­
gezeichnet haben und von dem wir glauben, daß er 
durchgeführt werden kann, haben leider die Herren 
Professoren selber nicht für richtig gehalten. Sie haben 
~ich auch Mon11te Zeit gelassen. Wenn etwas geändert 
war. kamen sie wieder mit neuen Wünschen. Icl1 will 
~1bcn· darum die Professoren weder hier noch an der 
Universität schelten. Ich kann mir vorstellen, daJ.I bei 
'<okhen Plänen bei der Kollegialentscheidung immer 
wieder einmal gesagt wird: „kh habe noch diesen oder 
,ienen Wunsch." Inzwischen besucht man eine neue 
Hnch~C'hnlP. m;in findet. dort einiges, das man dann 
auch H<l<'h dm:11 gennmmen haben will. Herr Oberbür­
gennei8ter Skopp lächelt. Er kennt das von seinen 
Nellb<1uten, von seiner Stadthalle her. Dann wird wie­
dPrum ein Plan geändert, und es dauert wieder etwas. 
Der NPnba11 der Pädagogischen Hochschule in Landau, 
b„j dem jetzt die Vorarbeiten geleistet werden - die 
W<11lgriihf>n müs~en beseitigt und es muß eine größere 
Rrikke Prriehtet werden, damit man mit schweren 
La~tzügen in das Gelände hineinfahren kann -. wird 
•;piHe:-;teHs zu Beginn des Jahres 1964. wenn wir es 
nich1 ~chon in der Winterarbeit machen können, begon­
nen werdPn. Dieser Neubau kostet 25 Millionen DM. 
kh bPd'rnPre in gleicher Weise wie Sie. daß wir so viele 
.Jahre gebraucht haben. um dort einen waht•lich großen 
und bedrückenden Notstand zu beseitigen. 

IAbg. Dr. Skopp: Ist die Geländefrage geklärt, 
Herr Minister?) 

- D;i~ Gelände haben ·wir von der Bundesfinanzverwal­
t1.1n'( 11nrl vom Bundesvermögensministerium erworben. 
D<is Gt<>lände gehört uns. Dem Neubau steht nunmehr -
nachdem ciie definitive Planung vorliegt und alles ab­
geschlos~cn ist - nichts mehr im Wege. 

2. Die Nt>•tbauten für die Pädagogischen Hochschulen in 
Kaisei's lautern und Worms : Die eine wurde 1953 er­
richlet. kh bl'auche nicht :w sagen, daß man damals 
in der GrößPnordnung von ganz falschen Voraussetzun­
gen ausgegangen ist. Dort hal man - Sie sowohl wie wir 
- die Situation ganz anders beurteilt. Man ist von Vor­
<1usset7.1rngen ausgegangen, die heute nicht mehr zu­
tn' ff0n. ln der Zwischenzeit sind zwar auch in Worms 
J\nbHtlt<'n. und Erweiterungsbauten gemacht worden. 
Ahe r ;ii1t·h hier, Herr Kollege Barthel, gebe ich Ihnen 
recht, wenn Sie sagen - und das hat auch das Fern­
Sl'ht>n ge<.eigt - , daß wir hier erweitern müssen. Das 
\•;is~en wir. Ich habe den Herren in Baden-Baden ge­
~~1gt. d11U kh ihnen nirht gr<1m darum bin, wenn sie 
zeigen. in welchen Schwierigkeiten heute unsere aka­
dcmisd1e Jugend bei ihrer Ausbildung steht. 

Hier bitte ich um ein Verständnis : Wir werden uns in 
den näch~ten Wochf'n in der Frage der Errichtung be­
kenntnismäßiger und christlich-simultaner Hochschulen 
d::irüber unterhalten müssen, wohin eventuell eine 
sinrnl1<1.nf' Hnchschule gelegt werden soll. Ich habe aus 
diesem Grunde vor einigen Wochen - weil wir vor der 
EntsdiPi<lllnJ:( stehen und Gespräche mit den Kirchen 
führen müssen - gebeten, die Planung einen Augcn­
hlick zuriickzm;tellen. 

(Abg. Kölsch: Also doch!) 

\V<·n1i diP Entscheidung getroffen ist, dann wird auch 
clnrt mit dem Bau begonnen werden. ·wenn Sie den 
H;m:-halb;plan 1lnsl'hauen, so steht dort die Pädagogis che 
Hocll~chul<' Worms drin, aber ohne Betrag. Ich h<ibc bei 
der Minis terberatung d arum gebeten , dies en einen 

Punkt aus folgendem Grunde auszuklammern: Wird 
eventuell eine simultane Pädagogische Hochschule in 
Worms errichtet, so muß der Ausbau in einem größeren 
Umfange vorgenommen werden, als wenn es bei der 
evangelischen Hochschule in Worms bliebe. 

Ich bitte Sie auch hier etwas um Geduld. Es ist Ihre 
Entscheidung, wenn der außerordentliche Haushalts­
plan bernten wird, mit uns und dem Finanzminister 
- so sind die Dinge besprochen - zu entscheiden, wel­
cher Betrag für das Jahr 1964 für Worms einzusetzen 
ist. 

:-l. Wie ich bet·eits z.u Anfang meiner Darlegungen er­
wähnt habe. hat das Land rechtzeitig Erwciternngsbau­
ten geplant. Im Jahre 1957 wurde die Notwendigkeit 
einer Erweiterung erkannt und erforderliche .Schritte 
eingeleitet. Seit 1959 wurden auch Erweiterungsbauten 
in Betrieb genommen, die ztts;\mmPn - weil Sie vm·hin 
sagten, Sie könnten die BauJ{ost.en nicht feststPllf'n -
Ptwa 5 Millionen DM seit 1959 bis heute ausmaehcn. 

Dabei möchte ich erwähnen, daß es sich bei diesen Er­
weiLeruugsbaL.tten z.unikhsl lltn Horsäle an der Pädago­
gischen Hochschule in Koblenz handelt mit einer Bau­
summe von 2 Millionen DM. Der Neubau ist vor l11~ 
Jahren in Betrieb genommen worden. Weiter handelt es 
sich um die Turnhalle in Kaiserslautern, die seitdem auch 
vom Staat.liehen Aufbaugymnasium benutzt wird, mit 
einem Kostenaufwand von 1,5 Millionen DM. Sie selbst 
waren damals dort bei der Einweihung und wissen, 
<lr1ß wir vom Kultu~ministerium cüim::ils g;mz klar ge­
sagt haben: Wil' sind froh, daß wir wieder einen Schritt 
hinter uns haben. Wir wissen aber, daß Kaisersiautern 
dringend notwendig wiederum einen Hörsaalt.r<ilü im 
SPmin<1rgPhiillrlP lm1uch(. unrl mt('h cl:iriihPr wollPn wir 
bei der Beratung des Außerordenttichen H:mi<halts 
sprPchPn . Dafür sind Mittel eingesetzt. kh nehme an, 
daß sie ausreichen. aber w ir werden uns ja im Haus­
halts- und Finanzausschun darüber unterhalten können. 

Id1 darf also dann weitet' sagen. daß im Jcthre 1963 in 
Trier Erweiter:mgsbauten für Hörsäle, Aula und Mensa 
b~egonnen wurdPn. und daß ffü· Trier ein Betrag von 7.8 
Millionen DM veranschlagt ir.t. Sie haben recht. wenn 
Sie sagen, daß in Trier nicht - wie wir es vorhatten -
der Reihenfolge nach gebaut worden ist. Das gesehah 
<iber deshalb. weil wir mit dem Direktor der Pädago.e:i­
-"C'hen Hochschule in Trier übereingekommen war~·n, :ils 
Vordringlichstes zunächst ~enügend Unterkunft für ein 
sec:hssemestriges Studium zu schaffen. Wenn sich die 
Z<lhl der Studenten um ein Drittel erhöht, muß zu­
niichst einmal die Aufnahmefähigkeit der Pädagogi­
schen Hochschule ausji!ebaut werden. Das, was Verschö­
nerung bedeutet, wäre dann zunächst einmal zurüek­
zustellen. 

kh habe bereits gesagt , daß wir im .Jahl·e 1964 den 
Ausbau der Pädagogischen Hochschule in Landau in 
Angriff nehmen. Nun, meine Damen und Herren, auch 
das steht ja vor uns, und damit müssen wir uns aus­
einandersetzen. Wir haben hier in diesem Hohen Hause 
einstimmig be~clllossen, in Neuwied eine evangelische 
Pädagogische Hochschule zu errichten. Ich nehme an, 
wir stehen alle zu diesem unserem Wort. Dafür und 
für Erweiterungsbauten bei den anderen Pädagogischen 
Hochschulen müssen wir in den nächsten Jahren rund 
38 Milliom•n DM im H;iushalt Pin~<>t?.•"n . 

Die b•.•i(onnetten Baumaßnahmen fiir die Päda.E(o.E(ische 
Hochschule in Trier werden - wie ich srhon .i;(esag:t habe 
- mit rund 7,8 Millionen DM veranschlagt, für Landau 
mit 25 Millionen DM und für Neuwied sowie die eben 
erwähnten Erweiterungsbauten mit :~8 Millionen DM. 
Wenn S ie also zusammenrechnen, sind es 70,8 Millionen 
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DM, die auch bc:;timmt im Haushalt. demnächst ihl'en 
Niedcrschl<ig finden müssen. 

Nun zur z"vcitcn Frage: Besondere Ausstattung der 
Pädagogischen Hochschulen mit Lehr- und Lernmitteln. 
Auch die Ausstattung der Pädagogischen Hochschulen 
mit Lehr- und Lernmitteln wurde seit dem Rechnungs­
j;.1hr 1958 in bc:;o11dercm Maße - was vorher nicht der 
Full war - gefördert. Gegenüber dem Rechnung:;jah1· 
l\J57 sind die für die Pädagogischen Hochschulen zur 
Verfügung stehenden Mittel erheblich erhöht wo1·den. 
Sie haben für alle Hochschulen im Jahre 1963 die 
Summe von 390 000 DM ausgemacht, und zwar 200 000 
DM für normule Au~stattung, also Bücher und andere 
Dinge, und 190 000 DM gezielt für das Fach Natur­
wis.<wnschul'l, weil wir dort ja, der Entwicklung der 
T1•d111ik entsprPdiend, nun auch modernste Appara-
1 unm und Einrichtungsgegenstände beschaffen müssen. 

Wir haben im Jahre 1964 wiederum denselben Betrag 
im Haushalt stehen; es sind nämlich auch für das 
niid1ste Jahr fast 400 000 DM für die Ausstattung der 
l'iic!agoglschen Hochschulen im Haushalt eingesetzt 
worden. 

Nun zur allgemeinen Verbesserung der Ausstattung. 
Die vorgenannten Mittel standen für die allgemeine 
Ausstuttung zu1· Verfügung, Seit 1953 sind weitere 1,4 
Millionen DM im Haushalt noch zusätzlich eingesetzt 
wol'den. Aus meinen Darlegungen, meine Damen und 
Herren, mögen Sie entnehmen, daß die Landesregie­
nmg seit Jahren in steigendem Maße - wenn auch nichl 
so schnell, als wir durch Werbung Studenten erhalten 
knnntcn - Im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten 
die Pädagogischen Hochschulen ausgestattet und aus­
gebaut hat, um den wachsenden Anforderungen gerecht 
w werden. Sie wird weiterhin alles tun, um auch hier, 
niimlich in der Ausbildung unserer Lehrer dem Lehrer­
nwngcl wirksam zu begegnen. Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie die Kenntnis dieser Notwendigkeit auch -
~agen wir einmal aber in einem vernünftigen Plan, der 
im Rahmen eines geordneten Finanzhaushalts stehen 
mul3 - im Haushalts- und Finanzausschuß bei der Be­
rnlung diesen Projekten Ihre Zustimmung gäben. 

Nun, Herr Kollege Barthel, haben Sie aber nicht darauf 
hingewiesen - das darf ich doch sagen, weil ich an­
nehme, daß auch Sie hier mit uns übereinstimmen -, 
daJ3 wir uns sehr wohl überlegen und uns auch Sorge 
machen, was der Pädagogischen Hochschule nottut. Wir 
wissen, daß in der ganzen Bundesrepublik so gut wie 
keine Dozenten oder Professoren für Pädagogische· 
Hoch.schulen zu finden sind. Sie sind genauso Mangel­
ware wie die Universitätsprofessoren. 

(Lachen bei der SPD.) 

- Sie lachen, ich weiß nicht warum. Sie müssen mir 
das sagen. 

(Abg. Schmidt: Mangelware!) 

- D<is ist ein Mangelberuf, wollen wir so sagen. Und 
nun haben wir in der Erkenntnis dessen, daß man nicht 
einfach bei Berufungen zehnmal herumlaufen und fra­
gen kann, wu llndel man denn jemand, jährlich 100 000 
DM im Haushalt eingesetzt, damit sich begabte Studen­
ten melden, die bereit sind, nach der zweiten Lehrer­
prü!ung an der Universität ein \vissenschaftliches Stu­
<iium durchzuführen, das sie dann zur Lehrbefähigung 
ausweist. Sie wissen, daß wir großzügig in dieser Un­
terstützung waren; denn wir geben nicht nur ein Mo­
natsgeld, sondern auch Familienunterstützung. Wir ha­
ben bis jetzt, Herr Kollege Barthel, bereits 14 Lehret', 
die ihr Studium beendet haben. Wir wollen auch den 
Nachwuchs für die Pädagogischen Hochschulen nicht 

irgendwoher, sondern bewußt aus dem Lehrerstand 
nehmen; denn nur von dorther kommt ja auch das 
richtige Verständnis für das, was der spätere Lehrer 
in seinem Beruf tun soll. Von den eben et·1,·Jhnte11 14 
Lehrern sind bereits acht als Lehrer an Pädagogi:;chen 
Hochschulen übernommen worden, sechs stehen noch 
im Examen. Ich habe ihnen dieser Tage gesagt, daß ich 
ihnen einen guten Abschluß wünsche. Ich mücl1te nicht 
sagen, daß der eine oder andere noch zwcl Semester 
dranhängen muß. Ich glaube, daß sie ihr Examen be­
stehen, so daß alle 14 bereits im nächsten Jahr im 
Lehrdienst untergebracht werden können. 

Weitere 24 Lehrer befinden sich im Studium. Alle sind 
in diese Förderungsmaßnahmen, von denen ich ge­
sprochen habe, einbezogen. Wir haben wiederum von 
den begabten und befähigten Lehrern, die sich gemel­
det haben, acht ausgewählt, die bereits im nächsten 
Semester ihr Studium hier an der Universiti.H begin ­
nen. 

Also, Sie sehen, wir lassen uns sicher etwas einfalle11, 
und wir wissen, wo die Not liegt. Wenn ich heute lll•>l'­

gen gesagt habe, daß ich mich wegen der Situation, in 
der wir mit dem Lehrerberuf sind, in einer großc11 
Sorge befinde, dann glauben Sie mir, daß die gleidi.~ 
Sorge auch der Pädagogischen Hochschule gilt, und mit 
gleicher Sorgfalt wollen wir auch der P~idagngischc1t 
Hochschule geben, was ihr gebührt. 

Nun lassen Sie mich noch zwei kleine Anme1·kungl'H 
machen. Damit bin ich nun am Ende meiner Attsfiili · 
rungen. Sie sagten, es würden bei uns Dozenten und 
Professoren in andere Länder abwandern, weil es ih­
nen bei uns mit der Beförderungsmöglichkeit zu lange 
dauere. Sie wissen, daß wir aus der Anzahl der Dozcn­
tenstellen jährlich fünf, teilweise sogar zehn zu Pro­
fessorenstellen angehoben haben. 

Herr Kollege Barthel! Ich darf Ihnen einmal folgendes 
sagen, wobei ich hu(fe - wenn Sie es gerecht beurtei­
len - Ihre Zustimmung zu finden. Ein Abiturient vo11 

19 Jahren, der Lehrer werden will, macht mit 21 Jah­
ren die erste und mit 23 Jahren die zweite Lehrer­
prü!ung. Dazu kommen dann acht Semester Studium 
an der Universität, ehe er promovieren k:inn. Dann ist 
er '2:1 Jahre alt. In diesem Alter kann er bereits als 
Dozent nach der Gruppe A 14 - <1lso in der Oberstu­
dienratsgruppe - an der Pädagogischen Hoch!'chule leh­
ren. Und wenn er fleißig und tüchtig ist, kann er mit 
38 bis 40 Jahren Professor nach A 16 werden. Das ist 
also, wie ich glaube, keine schlechte Laufbahn. Da 
stimmen Sie mir doch zu. 

Und ein Zweites! Wenn Sie sagen, daß die Art der 
Anstellung der Lehrer an den Pädogischen Hochschulen 
von den Dozenten als etwas diskriminierend betrachtet 
wird, dann muß ich sagen, ganz zu Unrecht. 
Zunächst hält der, der berufen werden soll, eine Probe­
vorlesung wie an der Universität. Der Senat gibt dar­
über ein Urteil. Wenn er eingestellt wird, gibt lediglich 
nach einem Jahr der Direktor der Pädagogischen Hoch­
schule über die Tätigkeit dieses Dozenten einen Bericht; 
denn zu diesem Augenblick kommt ja seine Berufung 
aus dem Probestand, also aus dem Stand des Bc<1mtcn 
auf Zeit, in den Stand zum Beamten auf Lebenszeit. 
Das ist also bei Gott nichts Diskriminierendes. 

Ich glaube, damit habe ich alles beantwot·tel, was Sie 
gefragt haben. Glauben Sie mir, Ihre Sorgen sind auch 
meine Sorgen; oder: Ich würde mich freUt'n, wenn 
meine Sorgen auch Ihre Sorgen wären. Ich hoffe, daß 
wir auf diesem Weg in ein paar Jahren zu einem guten 
Zustand kommen, von dem wir aber, Herr Kollege 
Barthel, nicht sagen sollten: Es ist alles in Ordnung. -
Wir sollten d as nie sagen; denn zu dieser letzten Pe1·-
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kktion, daß alles in Ordnung ist, werden wir Menschen, 
bei denen es immer Unzulänglichkeiten gibt, nicht kom­
men. Wir können aber sagen: Wir haben in unserem 
Lcind eine Anzahl bestausgestatteter Pädagogischer 
Hochschulen. 

IH~ifall bei den H.Pgierungspartcicn.) 

Vize11räsident Picdmont: 

Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. kh schlage dem 
Hohen Hause vor, diese Große Anfrage PhPnf<:1lls als 
Material an den Kulturpolitischen Ausschuß zu ül.Jer-
\Vcisc·n. - Das Haus ist damit einvcrst?.nden. 

Id1 rnfe <=1uf den Punkt 4 der Tagesordnung: 

Antrai:- der Fraktion der SPD 
betr. Berufsaufbausclmlen für junge Landwirte 

- Drucksache 1!/44 -

:;„ 1r Be~ründung des Antrages erteile ich das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Kuhn (SPD). 

Abg. Kuhn: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gestat.1en 
Si<· mi1· zq unserem Anfrag Dru<'ksach(' II/44 einige 
B0merkungen. Vor vier Jahren brachte ein Mitglied 
d0r Landesregierung in diesem Hohen Hause zum Aus­
druck. es müsse aueh gescheite Bauern geben. 

11\ bg. Dr. Kohl: Df!r ME>inung sinn wir ~hon 
immer!) 

Si" ki>ntwn Pt< im Protokoll vom 10. D0zPmhcr 1959. 
Svite 200. :i. Ansatz. letzter Satz nachlesen. 

1Abg. Dr. Kohl: Das Protokoll brauchen wir nicht 
zu lesen. das wissen wir auch so!) 

- Ob Si<> <>s wii;sen oder nicht, gestatten Sie mir, daß 
icl1 folgendes sage; Das geschah nicht anläßlich einer 
Landwirtsch'lftsdebatte, das geschah in einer Diskus­
~ion übN die Landschulreform. Man ging nämlich im 
KultusministPritHn von dem Gedanken aus. die Land­
~chulr<>form würde unt<:'r gewissen Voraussetzungen 
zur Auspowenmg der Volksschule auf dem Lande füh­
i"en, und die Folge wäre eine Abkehr der intelligenten 
MPnschen von der Scholle. 

Wir stellen damit fest - Herr Dr. Kohl hat das eben 
angedeutet - . dafl es heute Allgemeingut ist, daß die 
Land,;chulrefonn keineswegs mit Landflucht verbunden 
isL. sondern daß hier Landschulreform nichts anderes 
bedeutet als die Stärkung der bildenden Kraft unserer 
Landschulen für das Landkind und für die Landjugend 
und inRbesond<>re für unseren bäuerlichen ßcrufsstand. 
Auf dieser Linie liegt auch heute unser Antrag. Ich 
d<u"f wohl sagen, daß wir mit unserem Antrag aus 
unsPl"<'t' politischen Sicht von dem fundamentalen 
Grund~atz ausgehen, daß dem Landkind und dem Ju­
gendlichen auf dem Lande die gleiche Chance der Ent­
faltnng geboten werden muß wie dem Stadtkind. 

Es p;eht al~o hier nicht um ein Sonderrecht oder eine 
SondPl'l' ktion für den Menschen des Landes, sondern 
um die Ci-ieichheit der Startchancen für alle. Gerechtig­
keit für allel 

rAhg. Dr. Kohl: Und für die Schule in Kreuznach! 
- ff<'itPrkeit bei der CDU.) 

- Herr Dr. Kohl, Sie meinen, daß das für die Höhere 
Landwirtschafts- ~md WeinhR1isehule in Bad Kreuznach 
zutrifft. Es liegt nicht unmittelbar darin; denn was wir 
fordern, ist die Berufs;mfbauschule. Das Motiv unseres 
Antrages lit>gt nicht unmittelbar in der Höheren Land­
wirtsdiafts- und WeinbauFchule. 

(Zurufe bei der CDU: Doch!) 

- .fa. dcis hat i:ihf'I" f'inen Hak<>n. kli darf es kurz sagen. 
E!i geht hier um die Besucher dieser Höheren Land­
wirtschafts- und Weinbauschule. Tch cfa.rf sagen, wenn 
wir fordern, daß hier der jugendliche Landwirt gleich­
gestellt wird mit dem jungen Menschen in den städti­
schen Regionen, so verfolgen Sie doch im Grunde ge­
nommen dasselbe Ziel, was wü- hier schon verwirklicht 
haben. Wir h;ihr'n niimlif'h schon Sf'it Jahr€'n. der Land­
tag, die Landesregierung, erhebliche Mittel autgewandt 
für die Berufäaufbau~chulen im gewerblichen Sekwr. 
Diese Mittel haben wahrhaftig Zinsen gE'trngen. Un<:f're 
gewerblichen Berufsstände - insbesondere die gehobe­
nen Stellungen, wie Ingenieure usw. rekurtieren sich 
zum großen Teil aus jungen Menscht?-n, die <lie Fach­
schulreife bestanden haben. 

(Abg Dr, Kohl: Herr Kolleg<'! Kuhn: Haben Sie 
das auch öffentlich am 31. März gesagt?) 

- kh h<1be das auch damals gesagt. Ich meine, wenn ich 
hier noch einmal darauf zurikkkommen darf, seil dem 
31. März ist aber eine andere Situation eingetreten 
Herr Dr. Kohl. Das soHten Sie gewußt haben. Ich werde 
aber gleich darauf zu sprechen kommen. 

Es geht also nicht nur um die Belange der Stadt Bad 
Kreuznach, es geht mir hier ganz echt um das Berufs­
bildungswesen für die Landwirte. Der Minister wird 
das vielleicht bestätigen, was ich jetzt sage. 

Wit· haben bisher für unsere jungen Landwirte noch 
keine Berufsaufbauschule; denn die organisatorische 
und berufsbildende Grundlegung einer solchen ist noch 
nicht vorhanden. Es fehlt also in Rheinland-Pfalz ein 
Glied in der Kette der berufsbildenden Einrichtungen 
für den Landwirt. Einige Bundesländer sind un<: da 
voraus. So haben zum Beispiel Niedersachsen drei Be­
rufsaufbauschulen ländlicher Art, Bayern dt'ei Berufs­
aufbauschulen, die ländlich orientiert sind, und Iladen­
Württembcrg und Nordrhein-Westfalen je eine solche 
Schule. Ich will jetzt nirht <rnf die Berufsbildungs­
möglichkeiten unserer Landwirte eingehen, das würde 
im M0m{'nt. zu weit führen, kh darf nur folgendes sa­
i::en: Wir haben die Beruf~~hullE>hrer. Wir haben unsere 
Landwirtschartlichen B1>.n1fsschulen. Wir haben unsere 
Fachschulen. Wir haben unsere Winzerschulen. Wir ha­
ben unsere Fachkurse und unsere Lehrgänge. Wir ha­
ben immerhin eine erfreuliche Ausrüstung unserer 
Fachschuleinrichtungen für Landwirte und haben als 
Abschluß - es ist ja der Diplom-Lan<lwirt ausgenom­
men - für eine gehobene Berufsausbildung in Bad 
!{reuznac.11 n jetzt komme ich doc..l-i rn!t metnem Wahl-
kreis - die Höhere Landwirtschafts- und Weinbau~chule. 

(Kultusminister Dr. Orth: Das hat jeder ge­
merkt! - Unruhe im Hause und Zurufe: Lauter!) 

- Nanu, haben wir Kurzschluß in der Leitllng? -

Vizepräsident Piedmont: 

Herr Ahgeordnet1>r Kuhn, wenn Sie etwa~ näher an 
das Mikrofon gehen. dann geht es tadellos! 

Abg. Kuhn: 

- Wenn man näher herangeht? kh dachte, man s1,llte 
ziemlich distanziert bleiben. 
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Bisher konnten die Absolventen der landwirtschaft­
lichen Fachschulen, sobald sie mit Auszeichnung be­
standen hatten, in der Höheren Landwirtschafts- und 
Weinbauschule aufgenommen werden, wenn sie auch 
nur als Voraussetzung die Volksschulbildung mitbrach­
ten. Unter den 16 Lehrgängen der Höheren Landwirt­
schafts- und Weinbauschule mit insgesamt 707 Schü­
lern befanden sich 60 Prozent, die nur als allgemein­
bildende Schule die Volksschule besucht hatten, 35 Pro­
zent waren Mittelschüler und 5 Prozent Abiturienten. 
Es sind mithin 415 Volksschüler, die hier mit Erfolg 
die Höhere Landwirtschafts- und Weinbauschule be­
sucht haben. 

Indes ist 11inc neue .Situation eingetreten. Die höheren 
Landbauschulen des Bundesgebietes fordern ab 1. April 
1965 für alle Neuaufnahmen das Zeugnis der Mittleren 
Hcifo. Wir sind gehalten, hier mitzugehen. Wenn wir 
hier uusscheren, dann bringen wir unsere eigene Lan­
dcsanstult um ihren guten Ruf. In diesem Falle geht 
es um folgendes. Durch diese neue Situation werden 
die Nur-Volkssehiller keineswegs mehr starten können, 
wenn es uns nicht gelingt, für diese Volksschüler, die 
also nicht die Mittlere Reife haben, eine Fachschulreife 
einzurichten. Das kann nur an einer Beruf:;aufüauschule 
erfolgen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben die Fachschul­
r1.•ifl~, und 7.war das du!'f ich hier sagen, als Institution 
de:i zweiten Bildungswegs. Das ist wertvoll für jeden 
aufstrebenden jungen Menschen. Und wir sollten auch 
hier dem jungen Landwirt das Tor zu einer gehobenen 
Beru(::;bildung öffnen. Die Bildungsziele liegen klar vor 
um;. Wir müssen hier betonen - das sage ich hier aus 
einem besonderen Grunde -, daß es sich um die Be­
ru Csbczogenhel t eines Bildungsweges handelt. Noch 
immer steht die Höhere Land- und Weinbauschule in 
enger Verbindung mit der Praxis. Wir können sagen: 
Hier haben wir in einer einzigartigen Entwicklung 
Theorie und Praxis zu einer erfolgreichen Synthese ge­
bracht. Es ist hier an dieser Stelle immerhin schon eine 
praktische Vorarbeit geleistet worden, daß hier nicht 
die jungen Landwirte, die die Höhere Land- und Wein­
bauschule besucht haben, vielleicht dem landwirtschart­
lichcn Berufsstand den Rücken kehren. Wir stellen 
fest, daß von den Besuchern immerhin bis zu 50 Pro-
7.l•nt in die eigenen Betriebe zurückkehren und am 
Ende gesuchte Kräfte sind, In der landwirtschaftlichen 
Verwaltung, den eigenen Organisationen oder des Staa­
tes, 

Meine Damen und Herren! Es geht also hier darum, 
daß das Landwirtschaftsministerium die Bildungs­
pläne entwickelt - es handelt sich um eine berufsbe­
zogene Bildung -, die Landesregierung die Voraus­
setzungen schafft, damit unsere Schule, die wir seit 
beinahe 14 Jahren aufgebaut haben, erhalten bleibt 
und daß wir unserem eingesessenen Landwirt die Mög­
lichkeit geben, eine gehobene Berufsbildung als Ab­
schluß zu verzeichnen. Die sogenannten staatlich ge­
prüften L:mdwirte und Weinbauern sind immerhin 
eine interessante Erscheinung innerhalb unseres Iand­
wirtsclrnillichen Berufsstandes. Denn sie sind Mature in 
der Bildung und den Bildungsanforderungen. 

(Abg. Dr. Kohl: Obwohl es nur Fakultätsreife ist!) 

- Das hat mit der Fakultätsreife nichts zu tun. Wir 
sind Gott sei Dank hier nicht belastet von anderen 
Vorbildern. Diese jungen Landwirte haben sich an uns 
gewandt. Und wir sollten ihr Anliegen vorantragen. 
Wenn schon junge Menschen sagen: Wir wollen einen 
höheren Bildungsstand, dann sollten wir auch ihnen 
die Möglichkeit bieten. Das ist unser Anliegen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte dem Herrn Land­
wirtschaftsminister noch eines mit auf den Weg geben. 
Herr Minister, wir wollen ja keineswegs den Speziali­
sten östlicher Prägung hier ausbilden. Er petßt in unsere 
geistige Landschaft nicht. Vielmehr hoHcn wir, daß 
auch die menschenbildende Komponente in diesen Bil­
dungsplänen einen Niederschlag findet und daß tat­
sächlich hier die Bildungsinhalte und -pläne im Auf­
bau der Schulordnung die Möglichkeit bieten, daß sie 
zu unserem staatlich-demokratischen Gemeinwesen 
hingeführt werden, also auch ein kleines Kapitelchen 
staatsbürgerlichen Unterrichts mit einzubauen. 

Jetzt. darf ich vielleicht zum Schluß noch folgendes 
sagen. Die Bemühungen eines Berufsstandes, wie wir 
ihm hier begegnet sind, sind wirk.lieh Erscheinungen 
einer Emanzipation. Ich kann darauf nicht länger ein­
gehen. Es ist ein Weg zur Freiheit. Und wir wünschen 
und erwarten, daß dieser Weg nicht ein Weg der Frei­
heit vom Staate, sondern ein Weg zum Staate hin ist. 

(Abg, Dr. Kohl: Das müssen Sie Ihrer Fraktion 
sagen, Herr Kollege Kuhn!) 

Darum halte ich die Herausstellung dieser Einrichtung 
und die Betonung der Bildungspläne als eine wert­
volle Aussage auch in diesem Hause. 

Herr Minister, ich darf feststellen, daß Sie Reiter sind. 
Sie wissen, was es bedeutet, wenn es heißt, vom lang­
samen Arbeitstempo übe1·zugehen in schnelles Arbeits­
tempo. Herr Minister, wir bieten Ihnen und Ihren 
Herren eine Chance und hoffon, daß Sie bald die leichte 
Hürde genommen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Picdmont: 

Ich eröffne die Besprechung. Das Wort hat Herr Kul­
tusminister Dr. Orth. 

Kultusminister Dr. Orth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hoffe, 
Herr Kollege Kuhn, Sie sind nicht enttäuscht, wenn 
hier der Kultusminister an Stelle des Landwirtschafts­
ministers, und zwar der Zuständigkeit wegen, auf dem 
Rednerpodium erscheint. 

Der Antrag, der hier vorliegt, geht davon aus, daß für 
die landwirtschaftliche Beru!ssparte eine Lücke gegen­
über anderen Berufssparten, also der gewerblichen Wirt­
schaft, besteht. Diese Auffassung aber, Herr Kollege 
Kuhn, ist im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht richtig. Sie 
haben gesprochen von der Gleichstellung der Land­
jugend zur Stadtjugend oder von der landwirtschaft­
lichen zur gewerblichen Jugend. Und hier stimmen wir 
mit Ihnen überein. Im Augenblick aber können doch in 
der Sparte der landwirtscha!tlichen Ausbildung die 
landwirtschaftlichen Berufsschüler nach Erfüllung ihrer 
Berufsschulpflicht eine landwirtchaftliche Fachschule, 
das heißt eine Landwirtschaftsschule, besuchen und in 
einem regelmäßig über zwei Wintersemester - das ist 
der große Vorteil, den die Landwirtschallsschule bietet 
- auch die Befähigung und dit' Bt'rechtigung zum Be­
such einer höheren Landbauschule erwerben. Unser 
Berufsschulgesetz sieht sogar, Herr Kollege Kuhn, vor, 
daß wir ein halbes Jahr dem Berufsschüler schenken, 
der seine Anmeldung zu einer landwirtscha!tlichen 
Winterschule vorgelegt hat und diese Winterschule be­
sucht. 
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Der Abschluß der hüheren Landbauschule eröffnet dem 
qualifizierte-n Absolventen den Weg wiederum zum 
akademischen Beruf. Genau wie von der gewerblichen 
Beru fsciufünuschule über die Ingenieurschule zur Techn. 
Hochschule geht der Weg hier von der Berufsschule 
iiber die Winterschule zur höheren Landbauschule, so 
dalJ also der Absolvent zum Diplomvolkswirt, zum 
Diplomwirtschaftslehret' oder zum landwirtschaftlichen 
Beruf~schullehrer gelangen kann. 

Eine Ändernng - jetzt kommt es, Herr Kollege Kuhn -
in diesem Ausbildungsweg ist erst für das Jahr 1965, 
und zwar zunächst einmal, ohne daß wir etw<is Be­
s1 immtes darübet' wissen, auf Bundesebene vorges,phen. 
Man will also dort. daß in die Höhere Land- und Wein­
b<iuschule nur Be~erber aufgenommen werden, <lie die 
Mittlei·e 1-!eifc, also sechs Jahre Gymnasium oder ein!> 
Rr>;ü!>dmlf' durchlaufen haben. 

Und irh glaube. Herr Kollege Kuhn, Ihrem. Anliegen ist 
~idwrlich Rechnung getragen. Wir könn0n es ganz ein­
fach machen. Wir sollten diesen Ihren Antrag dem 
Kulturpolitischen Ausschuß überweisen und abwarten, 
w;1s der Bund macht. Es steht noch keineswegs fest, 
d<iß man an diesei· Mittleren Reife festhält; und kil 
~<'lw ;.weh gar keinen Grund, 

cAbg. Martenstein: Sehr richtig!) 

daß man das so starr für den bäuerlichen Beruf vor­
~cbreibt. zumal man doch weiß, daß, wenn dieser Weg 
gegun~en werden soll, ja vorher - nach einer Verein­
barung der Kultusminister - ein Gesellenbrief vorge­
legt werden muß: Von 550 landwirtschaftlichen Berufs­
schülern einer Schule unseres Landes stehen nur zwei 
in einem echten Lehrverhältnis. 

Also. meine ich, wir sollten heute keine offenen Türen 
„int·„n1ir:n. sondern den Antrag einmal als Material 
ii!Jenwhn1en. Wir sollten genau prüfen und abwarten, 
was auf Bundesebene in dieser Richtung gemacht wird. 
Sollte eine soldte Erschwerung kommen, dHß man zur 
Höhc>ren Land- und Weinbauschule nur über die Mitt­
IE'l'c Heife gelangen kann, dann allerdings müßten wir 
UllS lhrem Antrag zuwenden und dafür sorgen, daß 
clPm l<1ndwirtschaftlichen Berufsschüler genau wie dem 
~ewerblichen die Chance nach oben gewahrt bleibt. Ich 
nwinf', wenn so vedahren Wld die Sache dem Auss01ul.l 
ü!JcrwiP~en wird, können wir das, was gegebenenfalls 
<lls Maßnahme in die Wege zu leiten ist, auch noch 
l'•!chtzeitig tun. Wir bi'auchen uns aber heute nicht 
irgendeinen Beschluß, der vieileicht etwas regelt, was 
später gar nicht eintritt oder etwas in der Entwicklung 
vorwegnimmt, zu binden. Wir sollten warten, bis die 
Frage akut ist, und uns ihr dann zuwenden. 

( Le1ndwirtschaftsminister Stübinger: Sehr richtigl) 

Vizepräsident Piedmont: 

M<"ine D<imen und Herren! Wortmeldungen liegen nil:ht 
1.'ur. Jd1 schlage dem Hohen Hause vor, diesen Antrag 
dem Kulturpolitischen und dem Agrarpolitischen Aus­
~chuf.I zu überweisen. - Es erhebt sich kein Wider­
~pruch; dann ist so beschlossen. 

!eh rnfe auf den Punkt 5 der Tagesordnung: 

Antrag der Fraktion der CDU betreffend Auf­
~Ci-llnng eines mehrjährigen Bauprogramms 

- Drucksache II135 -

Zur Begründ uni( erteile ich Herrn Dr. Neubauer (CDU l 
das Wort. 

Abg. Dr. Neubauer: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
renl Ich will das Hohe Haus nicht mehr sehr lange 
aufhalten. Ich möchte nur einige Bemerkungen als Be­
gründung zu dem Antrag der CDU-Fraktion machen. 
Wir wissen alle, daß seit Jahr und Tag in der breiten 
Öffentlichkeit der Zustand auf dem gesamten Bau­
markt, insbesondere Hochbaumarkt, sehr hart disku­
tiert wird. Wir wissen auch - wir haben es hier selbst 
schon angesprochen-, daß man sich <ius allen möglichen 
Gründen der Notwendigkeit gegenübersieht, Investi­
tionshaushaltspläne für mehre Jahre in Bund, Ländern 
und Gemeinden aufzustellen. Diese Frage ist seit ge­
raumer Zeit in der Diskussion. 

'\'\'ir sehen auf der anderen Seite, daß - was besonders 
in der Diskussion der breiten öffentHchkeit hervorge­
hoben wird - die Auswirkungen des Zustandes der 
Bauma1·kUage {Auftriebslage) sich in den letzten Jah­
ren zwangsläufig in Preissteigerungen niederschlugen, 
die zum Teil wesentlich über das hinausgehen, weis als 
allgemeine Preissteigerung empfunden und gesehen 
wird. Und man ist sich langsam darüber klargewor­
den, daß eb('n das ungleiche Verhältnis zwischen An­
geboL und Nachfrage auf dem Baumarkt wesentlich 
hiet7.u beigetragen hat; daß also ursächlich weder der 
Bauherr noch die Bauwirtschaft. sondern die Gesamt­
situation im wesentlichen daran schuld ist. 

Deshalb versuchte man ja bereits. die öffentliche Auf­
tragstätigkeit einzuschränken einmal über das soge­
nannte Baustoppgesetz, sodann über die Aussetzung des 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes. um damit die Spit­
zenauftragsbestände etwas abzubauen und normale Zu­
stände in Nachfrage und Angebot zu e rreichen. 

Wir haben hier im Lande Rheinland-Pfalz die Situa­
tion, daß sich trotz all dieser Bemühungen die Auf­
tragslage im Gegensatz zu den im Bundesgebiet fest­
gestellten Tatbes tänden anders bewegt hat. So haben 
Wir Ende Juli 1963 einen gegenüber der gleichen Zeit 
des Vorjaht·es um 10 Prozent höheren Gesamtauftrags­
bestand in der Bauwirtschaft; der Auftragsbes tand ist 
also nodi gewachsen. 

Wir können darüber hinaus feststellen, daß sich auch 
die Zahl der Baugenehmigungen auf dem Wohnungs­
bausektor, die im Bundesgebiet rückläufig ist, im Lande 
Rheinland-Pfalz im ersten Halbjahl' 1963 gegenüber 
dem ersten Halbjahr 1961 - das Jahr 1962 führte durch 
das Baustoppgesetz zu einer anomalen Steigerung auf 
diesem Sektor - weiterhin vermehrte. Also auch hier 
noch ein wachsender Trend - Gott sei Dank; wir be­
g1·üßen es alle, daß hier trotz mancherlei Schwierig­
keiten in der Finanzierung von Wohnungsbauten bei 
uns noch ein ansteigender Trend zu beobachten ist. 

Auf der anderen Seite müssen wir Rls weiteres Faktum 
feststellen, daß an dem Auftragsbestand von Ende Juli 
10(?4} ...J .......... : .... i.. H ....... ""'h.-,..,... V1'lor<..,fn. ,..1;,a r.9~.o.r.+li~.a J..l•:i.V'IN "7! 1 
1.l7 lhJ, '--f.CJ.J. 11...ll 'II l .IL ).l\ .... L J.l-ULJ. 1 1 '-..__ ~ '-'. 1 \. . -V LI.." - L.L L· L L'- 11' ~ 1 '\.U L'-\ I" • " 

75 Prozent beteiligt ist und nur 25 Prozent des Auftrags­
bestandes von den Privatauftraggebern henührt. Das 
zeigt ganz eindeutig die schwere volkswirtschaftliche 
und preispolitische Verantwortung der öffentlichen 
Hand als BauauiLrngi;eber. 

Deshalb meinen wir, d<1ß wir uns wegen dieser schwe­
ren Verantwortung, die wir haben. insbesond<"re auch 
gegenüber dem privaten Wohnungsauftraggeber, bei 
der Gestaltung unserer Investitionspläne hier echte 
Gedanken machen sollten, uns einen etwaigen Über­
blick zu verschaffen, was wir an vm·dringlich~ten In­
vestitionen rangplanmäLlig an Nr. 1 setzen unct r.eitlich 
unterschiedlich das. was wir heute, morgen und üb'2r-
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nvH·g0n machen, damit man, wenn man auch im Haus­
h<11ts- und Finanzausschuß die Dinge bei der Etatgc­
sta!tun~ jeden Jaht'es gegebenenfalls nur sporadisch an­
spridlt, die richtigen Größenvel'hältnisse und zugleich 
auch die Verantwortung gegenüber dem gesamten Bau­
nwl'kl und det· Bevölkerung besser vor Augen hat, weil 
man dann weiß bzw. von der Regierung erfahren kann, 
wi(~ die notwendig~tcn Bauvorhaben in den nächsten 
Jahl'cn aussehen. 

Davon sind wir ausgegangen, um uns bei unserer vcr­
<1ntwol'lungsvollen Etaberatung bezüglich der Invcsli­
tionspJUne nicht womöglich von falschen Voraussetzun­
l{<m ausgehend zu Entschließungen verleiten zu lassen, 
di<' dann uu( iängere Sicht zu falschen Ergebnissen 
füilt'l'tl, 

kh müdltl• damit an sich nur die Hauptpunkte der Be­
\Wggrünclc Hnfühl'en, die uns zu dem Antrag veran­
laßt haben. Wir haben ihm damals - das war schon 
kurz v•n· den Pal'lamentsfarien - die Formulierung ge­
gdwn, wie sie Ihnen auch jetzt vorliegt, in der bc­
l;timmkn Et·wartung, da es auch bei der Exekutive 
!iin~L'J'et· 7.eit b(•darf, die gewünschte Übersicht zu 
~:dtn fft•tL 

Wir miichten deshalb heute pl'aktisch dafür pHidierl'n, 
d:iß tkl' Antt'<t4 in dieser Form dem Haushalts- und 
Finnnzau:sschuß überwiesen wird, weil man dort dezi­
di<·rt und in <Jlten Einzelheiten das Für und Wider all 
der Fragen, die da auftauchen können, zu erörtern 
Vl'l'tll<lg. Wir stellen also den Antrag nicht zur direkten 
Ab~Ummung hier im Hohen Hause, sondern beantragen 
flic Üb(•rwcisung an den Haushalts- und Finanzaus­
schuß, um all die damit zusammenhängenden Frngen 
in Rulw und Sachlichkeit nusdiskutieren zu können. 

Vizepräsident Piedmont: 

D<1s Wort hat der Herr Finanzminister. 

Finanzminister Glahn: 

Het'r Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
IfrtTcn! Ich wollte eigentlich eine Stellungnahme zu 
dit•sem Antrag der CDU abgeben. Nachdem aber Herr 
Abgl'Ordncter Dr. Neubauer, der den Antrag der CDU 
bcgt•ündetc, erklärt hat, ihm sei daran gelegen und er 
hnbe den Wunsch, daß über diese Frage im Haushalts­
und Finanzausschuß gesprochen würde, möchte ich nuf 
nwine Ausfüht'ungen dazu verzichten. 

(Vereinzelter Beifall im Hause.} 

Dns Wort hat Hen Abgeordneter König (SPD). 

Abg. König: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herrenl Wir Sozial-· 
ckmokratPn standen und stehen immer noch auf dcni 
Standpunkt, daß die langfristigen Investitionsplanun­
gen, so wie sie uns in den zurückliegenden Jahren im 
Außerordentlichen Haushalt als Entwur! vorgelegt und 
dann im Ausschuß und anschließend im Landtag be­
raten worden sind, vom Kabinett selbstverständlich 
nnch Gesichtspunkten voll{swirtschaftlicher Verantwort­
lichk (> it vorb(•t'<ilcn wurden. Wir sind deshalb etw<•~ 

erstaunt, Herr Kollege Dr. Neubauer, daß Sie das in 
Zweifel ziehen. 

(Abg. Dr. Neubauer: Ach, nein!} 

Nachdem es aber eine so große Fraktion tut, schließen 
wir uns gerne Ihrer Auffassung an und sind bereit, 
mit Ihnen über diese Gesichtspunkte im Ausschuß zu 
beraten. 

(Abg. Dr. Neubauer: Herr Präsident!) 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Ncubuuet' 
(CDU). 

Abg. Dr. Neubauer: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich glaube, wir haben heute im Lauie des Tage:> 
bewiesen, daß wir gegenseitig versuchen, unsere Worte 
nicht so zu interpretieren, wie es uns gerade auf der 
einen oder anderen Seite gefällt. 

Herr Kollege Künig, ich habe kein Wort davon ge­
sagt. Sie haben vielleicht in meine Ausführungen etwas 
hineingedeutet, was nicht darin enthalten war. Wenn 
Sie mir aufmerksam zugehört hätten - das haben Sie 
ja auch -, dann hätten Sie höchsten::; herau::;hüren kön­
nen, daß wir vermeiden wollten, daß anläßlich einer 
Haushaltsberatung von Kollegen Anträge als dring­
lich vorgelegt werden, die auf lange Sicht gesehen zu 
Fehlentscheidun~en führen können. Das war einer der 
Gründe, weshalb wir diese Dinge hier zur Sprache 
bringen wollten, nicht aber, weil wir der Landesregie­
rung Vorwürfe zu machen haben. 

Vizepräsident Piedmont: 

Wortmeldungen liegen nicht mehr vol'. Es ist angeregt 
worden, diesen Antrag dem Haushalts- und Finunzaus·· 
schuß zu überweisen. Das Haus ist damit einverstan· 
den. 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

- Drucksache II 153 -

Die Berichterstattung für den Haushalts- und Finanz­
ausschuß erfolgt durch den Herrn Abgeordneten Völker. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Völk.e:r: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Hohe 
Haus hat gestern diesen Gesetzesentwurf in erster Be­
ratung dem Haushalts- und Finanzausschuß überwie­
sen. Die Regierungsvorlage war notwendig geworden, 
weil sich inzwischen verschiedene Rechtsgrundlagen ge­
ändert haben bzw. neu geschaffen wurden und hier 
eine Regulierung erfolgen sollte. Der Bundesgesetzge­
ber hat andere Grundlagen geschaffen als die Landes­
gesetzgebung, und es sind gewisse Terminüberschnei­
dungen vorhanden, welche koordiniert werden müssen. 
Das Bundesgesetz, das noch nicht im Vennittlungsaus­
schuß beraten und deshalb auch noch nicht verkündet 
wurde, sieht verschiedene Zeitpunkte für die Erhöhung 
der Grundgehfüler der Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 
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und der Kinderzuschläge vor. Weiterhin be::;leht in der 
Terminfestsetzung eine Vcrschiedenartigkeit zur Lan­
desgesetzgebung. 

Die Landesregierung hat in der Regierungserklärung 
durch den Herrn Ministerpräsidenten am 22. Mai aus­
drücklich ausgeführt, daß sie versuche, eine Novelle 
zum Landesbesuldungsgesetz mit sozialen und familien­
gerechten Strukturverbesserungen vorzulegen. Darüber 
hinaus werde eine Überprüfung des gesamten Einstu­
fungskatalogs erfolgen. 

Interessant ist, daß eine umfassende Überarbeitung des 
Landesbesoldungsgesetzes, insbesondere der Besol­
dungsordnung, au.f Grund der zwischenzeitlich einge­
tretenen Entwicklung nicht kurzfristig zum Abschluß 
zu bringen ist. Ein entsprechender Regierungsentwurf 
konnte im Hinblick auf die noch nicht abgeschlossene 
Rahmengesetzgebung (Lehrerbesoldung) - ein Thema, 
das heute sehr stark diskutiert worden ist -

(Abg. Dr. Kohl: Das liegt außerhalb des 
Berichtes!) 

noch nicht vorgelegt werden, da noch verschiedene 
Ressr)rtbesprechungcn notwendig sind. 

Der vorliegende Geset:>:entv.'Urf versucht, in der Termin­
ft•stsetzun~ einen Ausgleich zu schaffen, indem eine Er­
höhunP.; der Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 ab l. April 
vnrgenommen wird; die Bundesgesetzgebung sieht da­
gegen eine ge~taffelte Erhöhung am 1. April und wie­
derum am 1. Oktober vor. Durch diese Regelung wird 
eine sonst notwendige zweifache Berechnung vermie­
den. Diese Regelung ist eine Vereinfachung, die man 
o.\'alwlich begrüßen kann. Darüber hinaus sieht das Ge­
setz vor. daß der erhöhte Kinderzuschlag nicht vom 
1. Oktobc>r, sondern bereits vom 1. August an beze1hlt 
werden soii, um eventueii entstehende finanzielle Nach­
il'ile :ius?.ugleichen. Insofern wird ein Ausgleich gegen­
i\lwr eiern Bundesgesetz geschaffen. 

Der Haushalts- und Finanzausschuß hat dem Gesetz­
,,nt w tirf ein~ti mmi~ 7.uge~timmt. Er empfiehlt Ihnen 
(•ine ein~timmige Annahme. Es ist allerdings ein Druck­
rf'hlff zu korrigieren. In der Drucksache heißt es „Mo­
ltHtsbeiträge'". es muß aber heißen .. Monatsbeträge". 

!HeiterkPit im Hause.) 

kh bitte Sie, dem Antrag des Haushalts- und Finanz­
aus~chusses zu folgen und dem Gesetzentwurf zuzu­
stimmen. 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Piedmont.: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen Be­
richt. kh eröffne die Bespreehung. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete König (SPD). 

Abg. König: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich fasse 
m ieh ta tsäch l ich ku r7.. 

!Abg. Dr. Kohl: Das will etwas heißen!) 

- l><l5 ist bei mir eine sehr gültige Bemerkung. Wir 
h<ilwn schon bei der Beratung des Ersten Anderungs­
ges('tzes im April 1961 und auch bi:i der Beratung des 
Zweiten Änderungsgesetzes im Dezember 1962 einmütig 
in Hllen Fraktionen aueh im Plenum zum Ausdruck ge­
brndit. daß wir die umfassende Überarbeitung des 

Landesbesoldungsrechts, so wie es in der Begründung 
zum Dritten Änderungsgesetz erwähnt wird, möglichst 
bald in Angriff nehmen wollen. 

(Abg. Dr. Kohl: Ab Januad) 

Wir haben bei der Beratung dieser Vodage ebenfalls 
Einmütigkeit darüber erzielen können. daß dies tatsäch­
lich nach dem Wort .,unverzüglich" auch so erfolgen 
soll. 

Ich bin beauftragt. !ür meine Fraktion nochmals aus­
drücklich zu betonen, daß wir hoffen, im zeitigen Früh­
jahr 

(Abg. Dr. Neubauer: Auc>h wir!) 

diese Vorlage in den Ausschuß zu bekommen, damit 
wir nicht später wieder durch den nächsten Hau.shalt:s­
plan in Bedrängnis kommen. Wenn Sie sagen, Herr 
Kollege Dr. Kohl, 

(Abg. Dr. Kohl: Ab Januar!) 

ab Januar, so sind wir uns einig, und ich freue mich 
darüber. Ich darf feststellen, daß das ganze Haus die 
Landesregierung beauftragt, nachdem Sie sicherlich die­
selbe Meinung haben, -

(Abg. Dr. Kohl: Der Herr Ministerpräsident hat 
das bereits in der Regierungserklärung 

angekündig l !) 

- Das reicht mir in der Regel nicht; wir haben ab und 
zu solche Ankündigungen gehört und warten dennoch. 

(Abg. Dr. Kohl: Uns reicht's!) 

!r1sofern ist es gut, \Venn '.1.'ir es noc..11 einmal zum ,n.. ... us-
druck bringen und dann im Januar an die Beratung 
der Überarbeitung kommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizcpräsidl'nt Pil'dmont : 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
sehließe die Besprechung und rufe auf die Drucksache 
II/53 Drittes Landesgesetz zur Änderung des Landes­
besoldungsgesetzes, Artikel l, II, III, IV, Einleitung und 
Überschrift. Wer diesem Gesetz mit der in der Bericht­
erstattung angegebenen Korrektur von „Monatsbei­
träge" in „Monatsbeträge" seine Zustimmung geben 
will,. den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegen­
probe! - Stimmenthaltung! - Das Gesetz ist in zweiter 
Beratung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Wer diesem Gesetz­
entwurf in dritter Beratung seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich. sich vom Platze zu erheben. - Danke 
sehrt - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Damit 
ist das Gesetz in drittPr RPratung einstimmig angenom­
men. 

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende der 
heutigen Tagesordnung. Die nächste Sitzung ist am 
Mittwoch, dem 9. Oktober, 9.30 Uhr. Ich Vl>ilnsehe den 
Damen und Herren des Hauses eine gute Heimfahrt. 
Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung : 16.09 Uhr. 


